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Burschen; Wenn es .dann ums Verdienen g eh t wenn 
es darum geht, Spitzenpositionen zu bekleiden, haben 
Männer einen eindeutigen gesellschaftlichen Vorteil: 
Die Kollegin Beutl, aber auch die Kollegin Bachmäier-
Geltewa, haben es schon in Zahlen gegossen/was die 
Karriere von Frauen betrifft. Die Vereinbarkeit von 
Beruf .und Familie ist für.viele Frauen nach wie vor un­
befriedigend gelöst. Einem Bericht des Arbeitsmarkt­
service ist zu entnehmen; daß 30 Prozent der Frauen 
deshalb als schwer vermittelbar gelten, weil sie 
Betreuüngspflichten zu erledigen haben, das heißt, 
weil sie daheim für ihre Kinder sorgen müssen, und 
daher haben sie konkrete Nachfeile in der Arbeitswelt. 
Man braucht sich nicht wundern, daß sich immer mehr 
Frauen überlegen, überhaupt Kinder in die Welt zu 
•setzen. Wenn' wir uns die Geburtenrate anschauen, so 
müssen wir erkennen, daß es i960 noch drei Geburten 
je Frauin-der Steiermark gab, heute sind wir bei 1,37 
angelangt. Das heißt, Frauen sagen daher, wenn ich 
nur mehr Nachteile habe, dann verzichte ich darauf, 
Kinder zu haben. (Abg. Tasch: „Das ist der Egois­
mus!") Ja,: das ist ein Egoismus in dieser Richtung. Die 
steirische - Bevölkerungsprognose weist drastische 
Zahlen vor Augen, nämlich im Jahr 2050 wird es nur 
mehr 964.000 Steirerinnen und Steirer geben. Das 
würde - bedeuten, daß wir einen Bevölkerungsstand 

•, wie in den dreißiger Jahren haben. Der Generationen­
vertrag wird wahrscheinlich nicht mehr erfüllt werden 
können. Schon jetzt übernimmt der Staat die Aufgabe, 
gewisse Teile des Generationenvertrages abzudecken, 
etwa im Bündespflegegeldgesetz, das 1993 beschlos­
sen wurde, wo man für die Pflege und Betreuung alter 
und behinderter Menschen etwas bekommt. Während 
man sehr wohl für die Pflege und Betreuung behin­
derter und alter Menschen etwas bekommt ist die 
Pflege und Betreuung von Kindern eigenartigerweise 
dem Staat gar nichts mehr wert. Die Frau hat allein 
sämtliche Nachteile zu tragen- Ich glaube, da ist akuter 
Handlungsbedarf der Politik notwendig, dieses 

. System, das Frauen diskriminiert, zu verändern. Eine 
Umfrage des Österreichischen Institutes für Familien­
forschung sagt klar aus, daß heute, schon 80 Prozent . 
der Frauen unter 40 Jahre, nämlich jene Bevölke­
rungsschichte, die mit den Nachteilen direkt konfron­
tiert ist; mit der derzeitigen Karenzgeldregelung nicht 
zufrieden ist. 89 Prozent dieser Bevölkerungsgruppe 
wünscht sich eine stärkere sozialrechtliche Absiche­
rung. Die Kollegin Zitz hat das Kihderbetreuuhgs-
gesetz und unser Verhalten in diesem Zusammenhang 
angesprochen. Ich sage es klipp und klar, wir s tehen 
für den Kinderbetreuungsscheck, weil er für uns die 
bessere Möglichkeit ist und weil Feuer am Dach ist. 
(Beifall bei der FPÖ. ) v 

Die betroffenen Frauen sind mit der derzeitigen 
Regelung nicht zufrieden. Es wäre doch arrogant, von 
politischer Seite zu behaupten, es ist ohnedies, alles in 
Ordnung. Tun wir,so weiter, dort e in bißchen mehr, 
und dann wird es schön gehen. Wir müssen das 
System zugunsten der Frauen ändern. Ich bedanke 

. mich bei Ländesrat Sehmid, der Verständnis für seine 
Abgeordneten und dem Kinderbetreuüngsgesetz mit 
Pärteienvorbehalt zugestimmt hat. Er vertritt nämlich 
d ieMeinuhg, daß wir im Landtag ein Team haben, in 
dem Frauen sind, und diese sollen sich selbst aus­
reden, was der beste Weg ist. Sie sollen entscheiden, 
so wie es eigentlich immer sein sollte, daß die Gesetze 

vom Landtag beschlossen werden (Beifall bei der 
FPO.j, und nicht, wie es oft So üblich ist, die Regierer 
sagen, wo es läng geht. Das Pilotprojekt „Kinder-
betreuungsscheck" ist die historische Chance, daß 
erstmals Familienarbeit entgeltlich; abgegolten wird, 
und es ist auch die Möglichkeit der Wahlfreiheit. Das ' 
heißt, Frauen können" es sich selbst richten, u nd -
Familien können es sich ausreden. Wahlfreiheit: Wie -
vereinbare ich Familie und Beruf. Weg mit dem 
Berufsverbot, so wie es jetzt, existiert. Am Ende des 
20. Jahrhunderts bin ich der festen Überzeugung, daß 
Frauen ein Recht darauf besitzen, daß die Familien­
arbeit finanziell abgegolten wird und wir als Gesell­
schaft die Pflicht haben,- die Situation für berufstätige 

. Frauen1- und Mütter zu verbessern. (Beifall bei der FPÖ. 
- 14.23 Uhrs) 

Präsident Dipl.-Ing. Vesko: Als nächste Rednerin 
hat sich die Frau Abgeordnete Pußwald zu Wort ge­
meldet. Ich erteile es ihr. , 

Abg. Pußwald (14.23 Uhr): Herr Präsident, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! 

Eingangs möchte ich doch zu ein paar Dingen 
Stellung nehmen, die von den Vorrednerinnen auch in 
Richtung QVP gegangen sind. Zu Beginn berichte ich 

. vom gestrigen Tag über die Arbeitsgruppe zur Frauen-
enguete und worum es dabei ging: Es war die Vor- \ 
Stellung und der Gedanke, eine Fräuenenquete über 
die Gesamtsituation von Frauen in der Steiermark mit ' 
Wissenschaf tierinnen und mit. Expertinnen am Vor­
mittag abzuwickeln. Angesprochen werden sollen 
Arbeitsrecht, Bildung, Wiedereinstieg, Qualifikation, 
Weiterqualifikation. Am Nachmittag sollte die'politi-
sche Dimension herausgehoben werden, was in der 
Steiermark jetzt Umgesetzt werden kann. In dieser 
Arbeitsgruppe wurde vorgeschlagen,, natürlich auch 
von unsern Verhändlern, daß Frau Landesrätin 
Dr. Anna Rieder und Frau Landeshauptmann Wal-
traud Klashic einzubinden. Dieser Vorschlag wurde in 
einer Abstimmung drei zu zwei abgelehnt. Ich frage 
mich jetzt schon, was ist demokratiepolitisch richtig? 
Sind es die Wahl- und Mehrheitsverhältnisse, die der 
Wähler festgelegt hat, oder sind es gerade zufällige 
Arbeitsgruppen, die Inhalte und Vorgangsweisen, 
auch über das Kräfteverhältnis hinaus, festlegen? 
Auch eine finanzielle Unterstützung dieser Frauen­
enquete wird für eine Umsetzung gebraucht. Wenn es 
den Verantwortlichen nicht einmal möglich gemacht 
wird, die Begrüßung vorzunehmen öder am Podium 
ihre Position darzulegen, dann denke-ich mir, ist es 
schade, wenn wir diese Enquete durchführen. Sie läuft 
Gefahr nur Schall und Rauch zu werden. Die zweite 
Sache, die ich auch ansprechen möchte ist, zu der ich 
dann, später noc t ikomme, ist die Tatsache, daß eine 
Vielzahl von Frauen im Landesdienst wirklich beste 
Arbeit zu wenig finanziellen Vorteilen leistet, um nicht 
zu sagen, sie sind unterbezahlt. Die vielen Schreib­
kräfte, die die Arbeit für die Gruppenleiter^ die Refe­
ratsleiter, für Abteilungsvorstände, für die Leitenden,-
vorbereiten, haben tatsächlich einen Besolduhgsstand, 
der absolut erneuert und neu berechnet werden 
müßte. Ich: will nicht sagen, sie sind in der Mindest-^ 
tohnstufe, aber sie sind absolut nicht weit darüber' hin­
aus. Da ist eine'Anhebung, eine echte Aufwertung der 
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Frauenarbeit berechtigt, eine Vielzahl der Frauen­
arbeit im öffentlichen Dienst dieses Landes wird von 
dieser Bezugsgruppe geleistet, notwendig. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Das wareri eine paar Dinge, die ich als Vorrede 
noch einbringen wollte. Die Initiative, die da gesetzt 
wird, Frauenförderung und Frauengleichbehand-
lung, hat jetzt nicht nur mit dem öffentlichen Dienst 
etwas zu tun, sondern ich glaube, es muß ein all­
gemeiner Wunsch werden, einfach die Frauen in 
ihrer Arbeit entsprechend zu bewerten, zu qualifizie­
ren und ihnen auch Aufstiegs- und Weiterkom-
menschancen zu ermöglichen. Die Refefatsleiterin von 
Frau, Familie und Gesellschaft hat 199*0 sich das 
Schweizer Modell angeschaut, wo es darum geht, daß 
Betriebe, privat geführte, a b e r ' a u ch öffentlich ge­
führte, mit besonderen frauenfreundlichen und 
familienfreundlichen Strukturen gefördert werden. 
Diese Initiative hat Frau Steibl herübefgehommen in 
den Verein „Taten statt Worte", der sich wirklich mit 
konkreter Förderung in öffentlichen und in privaten 
Betrieben seit 1991 befaßt. Damals gab es den ersten -
Wettbewerb. Mittlerweile ist diese Initiative auf d ie . 
Bundesländer Wien, Oberösterreich, Kärnten und 
Vorarlberg übergegangen, und es sind 600 Betriebe, 
die sich diesem Wettbewerb stellen. Sie alle führen ihr 
Unternehmen frauenfreundlich und familienfreund­
lich. Das interessante ist, daß sich nicht nur die 
Betriebsführer um die Aufnahme in diesen Wettbe­
werb bewerben, sondern es auch oft Mitarbeiterinnen 
sind, die sagen, unser Betrieb ist aus unserer Sicht so 
frauenfreundlich, wir möchten an diesem Wettbewerb 
teilnehmen. 

Warum geht es? Natürlich um den allgemeinen 
Frauenanteil, um die Führungsfunktionen, um flexible 
Arbeitszeiten, um Kinderbetfeuungszeifen, eben um 
die Vereinbarkeit zwischen Beruf und Familienarbeit. 
Die Idee - wie gesagt - stammt aus der Schweiz und 
wurde in der Steiermark, als erstes Bundesland,-be­
reits 1991 umgesetzt. Wie läuft das Projekt? Jährlich 
kann eine Mitarbeiterin von SÄLE beschäftigt werden, 
dadurch entstehen dem Land Steiermark keine zusätz­
lichen Lohnkosten, aber auch keine personelle Folgen-
Wirkung. Die Beteiligung des Bundes ist gegeben, die 
Beteiligung von Sponsoren aus der Privatwirtschaft, 
und der Verein „Taten statt Worte" bekommt 60.000 
Schilling zur Abdeckung der. Preise für die Sieger­
betriebe aus der Wirtschaftsförderung. Im vergan­
genen Jahr, also 1998, haben in der Steiermark 69 Be­
triebe teilgenommen, und am kommenden Freitag 
wird die Prämierung beziehungsweise die Klassifizie­
rung dieses Bewerbes wieder öffentlich stattfinden. Ich 
glaube, daß ist eine wirkliche Initiative, wo es in einem 
breiten Konsens darum geht, frauenfreundlich und 
auch Frauenförderung im wahrsten Sinne des Wortes 
zu betreiben. Zu diesem Thema möchte ich auch von 
unserer Seite e inen Entschließungsantrag einbringen,' 
und zwar den Entschließungsantrag der Abgeord­
neten Beutl und Pußwald, betreffend die Finanzierung 
des Gründerinnenzentrum's iri Graz. Dieses Gründe­
rinnenzentrum ist die Bereitstellung von Infrastruktur, 
von Infrastruktur für die betriebliche Ausbreitung, die 
Bereitstellung von Kindefbetreuungsmöglichkeiten .-
und natürlich die Bildung und Information in betriebs­
wirtschaftlicher Hinsicht. -

Der Entschließungsantrag-lautet: „Derzeit läuft ein 
innovatives Modelrprojekt ' für den Betrieb eines 
Gründerinnenzentrums in Graz, das derzeit ein zwei­
jähriges Modellprojekt der EU-Gemeinschaftk-
.initiative NOW mit einer Projektlaufzeit vom 15. Jän­
ner 1998 bis 15. Jänner 2000 ist. Projektträger ist der 
Verein .Taten statt Worte', eine Initiative zur Chancen­
verbesserung von Frauen in der Arbeitswelt, welcher 
bereits seit 1991 tätig ist. Ziel dieses Projektes ist es, 
steirischen Frauen, die sich selbständig machen und 
einen Firmensitz benötigen, zu helfen. In einem 
österreichweit ersten Wirtschaftspark für Unterneh-
merinnen.in Graz sollen in einem Gebäude die Büro-
und Geschäftsräümlichkeiten der Unternehmerinnen 
untergebracht werden. Diese Konzentration von 
Unternehmungen unter e inem Dach ermöglicht die 
Nutzung einer gemeinsamen Infrastruktur ebenso wie 
einen Erfahrungsaustausch' und die Erzielung von 
Synergieeffekten. Der Wirtschaftspark soll Platz für 
rund 15 bis 20 Unternehmungen bieten, Raumsharing 
und teilweise integrierte Trennwände sollen größt­
mögliche Flexibilität ermöglichen. Als Standort ist im 
Grazer Zentrum ein Objekt am Nikolaiplatz vorge­
sehen. Mit dem Beginn der Betriebsansiedelung soll 
Ende 1999 begonnen werden. Zur Finanzierung des 
Zentrumsaufbaues sollen in den ersten -drei Jahren 
öffentliche Förderungen von Bund, Land und Stadt 
dienen. Während dieser Zeit ist das Zentrums­
management für die Entwicklung eines selbsttragen­
den Systems und eines integrierten Dienstleistungs-
ängebotes bis zum Jahr 2002 verantwortlich. Eine 
Machbarkeitsstudie wurde als Grundlage bereits 
erstellt. Geplant ist, daß sich an der Finanzierung 
dieses Projektes auch der Bund, das Land Steiermark 
und die Stadt Graz je zu einem Drittel beteiligen 
sollen. Zur Ausfinanzierung dieses Projektes s,ind 
folgende Förderungsbeiträge erforderlich: 1999 
1,200,000 Schilling, 2000 1,845.000 Schilling, 2001 
1,755.000 Schilling. 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Landtag wolle 
beschließen: Die Landesregierung wird aufgefordert, 
erstens im Zusammenwirken mit der Stadt Graz für die 
Finanzierung von zwei Dritteln des Förderungs­
beitrages des EU-Modell-Projektes eines Gründerin­
nenzentrums Graz für die Jahre 1999 bis 2001 Sorge zu 
tragen und damit diesem österreichweit ersten Wirt­
schaftspark für Unternehmerinnen, der Platz für rund 
15 bis 20 Unternehmungen bieten soll, die ent­
sprechende Unterstützung in der Höhe von 900.000 
Schilling für 1999, 1,230.000 Schilling für 2000 und 
1,170'000 Schilling für 2001 zu.gewähren; zweitens an 
die Bundesregierung heranzutreten, um zu erwirken, 
daß sich der Bund ebenfalls-mit einem Drittel des 
Förderungsbedarfes an diesem Projekt beteiligt." Ich 
bitte um Ihre Unterstützung. (Beifall bei der ÖVP. -
14,35 Uhr.) 

Präsident Dipl.-Ingj Veskö: Als nächster zu Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Ussar. Ich erteile es 
ihm. ' • • ' ' - . 

Abg. Ussar (14.35 Uhr): Sehr geehrter Herr Präsi­
dent, sehr geehrter Herr Landesrat, Frau Landesrat, 
sehr geehrte Damen und Herren! 

Sicherung von Arbeitsplätzen, Erhaltung von 
Arbeitsplätzen ist uns Sozialdemokraten immer ein 
besonderes Anliegen. Arbeit für unser Land, unsere 
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Initiative derSPÖ mit Peter .Schachner teägtdieserii 
Anliegen durch viele erfolgreiche Initiativen Rech­
nung. Meine Kollegin Dr. Baehniaier hat ja bereits aus- : 
führhch über „Job 2000" gesprochen. Sehr geehrte 
Damen und Herren, wir unterstützen darum auch den 
Entächließungsahtrag. zur Sicherung des Frauen­
projektes „Kleiderladen-Nähstube" in Lepben. Bei 
diesem Projekt geht es darum, daß 13 Frauen Arbeits­
plätze erhalten bleiben. Ich darf vor allem Frau 
Landesrat Dr. Anna Rieder herzlich dafür danken, daß 
sie sofort - ich betone sofort - zur Sicherung dieses 
Projektes 500.000 Schilling in Aussicht gestellt hat. Mir 
erscheint es aber auch sehr wichtig, daß Frauen in 
diesem Projekt längerfristig beschäftigt werden. Ich 
glaube, es ist wichtig im Konzept des AMS, daß vor 
allem auch diese Längerfristigkeit zu beachten ist. 
Frau Landesrat, nochmals herzlichen Dank für deine 
spontane Hilfe. Gerade durch deine Zusage ist ein 
wichtiger Schritt zur Erhaltung dieses Frauenprojektes 
geschehen. Herzlichen Dank und ein herzliches 
Glückauf! (Beifall bei der SPÖ. - 14.37 Uhr.) 

Präsident Dipl.-Ing. Vesko: Als nächster Redner zu 
Wort gemeldet ist der Herr Klubobmann Dr. Brünner. 
Ich erteile es ihm. 

Abg. Dr. Brünner (14.37 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

Vorige Woche hat sieh Herr Wissenschaftsrnirnster 
Einem zur Frage der Frauenquote in der Universitäts­
professorenschaft geäußert und gesagt, ich zitiere jetzt 
aus den Medien, der Frauenanteil bei den Universi­
tätsprofessoren sei erbärmlich peinlich gering. Jetzt 
stimme ich dem Herrn Wissenschaftsminister insoweit 
zu, als der Frauenanteil an der Professorenschaft im 
Ausmaß von 4,8 Prozent nicht nur der Bevölkerüngs- -
struktur nicht entspricht, sondern auch nicht der 
Struktur der Universitätsangehörigen, insbesondere 
wenn ich mir vergegenwärtige, daß wir-schon mehr als 
50 Prozent Studentinnen haben, daß Wir zwischen 30 
und 40 Prozent, es differiert von Fach zu Fach, von 
Universität zu Universität, in Leoben weniger, in ande­
ren Fachrichtungen mehr, Assistentinnen haben, aber 
eben nur 4,8 Prozent ordentliche Professorinnen 
haben. Da ist irgend etwas schief bei dieser Relation. 
Ich muß gestehen, daß ich mich allerdings über die 
Aussagen des Herrn Wissenschaftsministers etwas 
geärgert habe, wenn er so deftig von.erbärmlich und 
peinlich spricht und hinzufügt, daß 60 Prozent der 
Berufungsvdrschläge für Professuren keine Frau ent­
halten, aber in der Öffentlichkeit nicht sagt, was der 
Grund oder zumindest einer der Hauptgründe dafür 
ist, daß die Relation .zwischen "Assistentinnen und 
Rrofessorinneri so auseinanderklafft und die Pyramide 
söäbbricht zwischen 30 und-40 Prozent Assistentinnen 
und nur 5 Prozent Professorinnen. Einer der Haupt­
gründe dafür ist, daß ich auf die Voraussetzungen 
schauen muß, die gegeben sein müssen, daß ich auf 
eine Beruf-ungsliste komme, und die Voraussetzungen 
sind Qualifikation. Die Qualifikation wird in den 
meisten Fächern durch ein Habilitationsverfahren zum; 

Ausdruck gebracht und gemessen und wieder in senr 
vielen Fächern durch daŝ  Verfertig'en emer Häbilita-
'tibnssclntff i n Förin eih^Mpjiog^pJälS --jetzt drücke'• 
ich es»g^an|itativ ausr —zwisclien 

Es wäre mir wichtig gewesen, daß Herr Wissensichafts-
mimster das auch zum Ausdruck bringt. In der Öffent­
lichkeit entsteht der Eindruck, daß die Beruf ungslisten 
unter Mißachtung von Frauen erstellt werden. Das ist 
über weite Strecken nicht so, sondern manches Mal 
gehen Wir bei Berufungen sogar auf die Suche nach 
habilitierten Frauen und finden keine, habilitierten 
Frauen, weil eben der Habilitationsgrad bei den 
Frauen sehr gering ist. Daher muß man beim Habilita­
tionsgrad ansetzen. Die Ursache, wieso so wenige 
habilitiert sind und damit auf Beruf Ungslisten kommen 
können, besteht darin, daß Habilitationen im Lebens­
alter so zwischen 26. und 40. Lebensjahr erbrächt 
werden und erbracht werden müssen. Das ist jene Zeit, 
wo Frauen mehrfach Belastungen ausgesetzt sind, die 
Assistentinnen mehrfach belastet sind. Sie müssen die 
Arbeit am Institut leisten, sie sollen sich habilitieren, 
und sie müssen ihren Aufgaben und Verpflichtungen 

. als Hausfrauen und Mütter nachkommen. Diese drei­
fache Belastung führt dazu, daß unter den Assistentin-
nenjiür ein ganz kleiner Prozentsatz habilitiert ist mit 
der Folge, daß auch der Frauenanteil bei den Profes­
soren relativ gering ist. (Abg. Dr. Bachmaier-Geltewa: 
Unverständlicher Zwischenruf.) Das ist ja nicht das 
Problem, Frau Kollegin. Im Gegenteil. Die Universi­
täten, Frau Kollegin Bachmaier, haben von der recht­
lichen Seite her ein fortschrittlicheres Frauengleich-
behandlungsrecht als der Bund und das Land, und 
zwar deswegen, weil die Frauenbeauftragten Bestel­
lungsverfahren verhindern beziehungsweise verzö­
gern können. Das geht beim Bund und beim Land 
nicht. Das ist nicht das Problem, sondern das'Problem 
ist, daß ich auf die Voraussetzungen schauen muß, die 
gegeben seih müssen und die auch im Universitäts­
recht ausgeschildert sind, daß ich auf eine Berufungs­
liste komme. Die Voraussetzung dafür ist,jmd ich sage 

. es jetzt einmal so, und Kollege Jeglitsch wird mir das 
bestätigen, in den meisten Fächern, bis auf einige 
Fächer an der- Technik, daß ich auf die Berufungshste 
komme, daß ich habilitiert bin, also Dozentin oder 
Dozent bin. Wenn ich das nicht bin, dann fehlt eine 
Formalvoraussetzüng, auf die Berufungshste zu kom­
men. Daher muß man dort ansetzen, Frau Kollegin 
Bachmaier. Wie kann das geschehen? Wir haben das 
in unserem Antrag ausgeschildert, nämlich das soge­
nannte Habilitationsstipendium für Assistentinnen. 
Das bedeutet, daß für eine Assistentin, die sich habili­
tieren möchte und im Habilitationsverfahren ist, eine 
Ersätzkraft angestellt werden kann, um sie von den 
Institutsauf gaben zu entlasten. Sie soll im Institut inte­
griert bleiben, aber sie soll von den Institutsaufgaben 
entlastet werden dadurch, daß für die Assistentin, die 
sich habilitiert, eine Ersatzkraft angestellt wird. Das ist 
meines Erachtens höchst zielführend, um die Zahl der 
Dozentinnen zu erhöhen .Dann ist die Voraussetzung 
geschaffen, daß auch auf den Berufiongslisten mehr 
Frauen stehen. Es gibt vereinzelt diese Habilitations-
stipendien, und ich- glaube, der Wissenschaftsfonds 
vergibt solche Habilitationsstipendien. Dort, wo es sie 
gibt, haben wir gute Erfahrungen, daß eine Assistentin" 
bei' Karenzieruhg aus dem Institut nicht -herausge­
nommen wird, sondern im Institut bleibt, aber von der 
Aufgäbeneriüllüng des Institutes entlastet ist, und 
uns er Antraggehtindiese Richtung. Der Antrag wird 
ünierstffizt^äbg^sehen von Kollegin K^brnir iundWn 
mir, auch; vom Kollegen Jeglilselv such: Kollege 
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Getzinger unterstützt diesen Antrag* Er hat mir nur 
gesagt, warum wir den Antrag nicht auch in die Rich­
tung formulieren, daß er nicht nur für Frauen gilt, die 
an der Universität tätig sind, sondern auch für Frauen, 
die. das Doktorat haben, außerhalb der Universität 
beschäftigt sind und sich habilitieren wollen. Ich habe 
ihm gesagt, daß es ganz schwierig ist, das in diesen 
Antrag hineinzureklamieren. Ich meine, ich kann sein 
Anliegen verstehen, sage es aber fairerweise, weil er 
nicht da ist und weil mir Kollege Flecker gesagt hat, er 
unterstützt unseren Antrag aber trotzdem, auch wenn 
er nicht in diese Richtung verändert wird. Ich möchte 
noch auf e inen anderen Einwand des Herrn Kollegen 
Flecker eingehen, daß das eine Benachteiligung viel­
leicht für die Assistenten sei - zu dem stehe ich aber. 

, Frauengleichbehandlung und die Herstellung halb­
wegs ausgeglichener Paritäten zwischen Männern 
und Frauen geht nur, indem allenfalls temporär 
Frauen überproportionäl gefördert werden und diese 
Förderung nicht auch den Männern zukommt. 

Der Landtag wolle beschließen: Die Landes­
regierung wird aufgefordert mit dem Ersuchen an die 
Bundesregierung heranzutreten, verstärkt für Assi­
stentinnen an den Universitäten zwei bis dreijährige 
„Habilitationsstipendien" zu vergeben, um den 
Assistentinnen einerseits durch eine Reduktion ihrer 
Aufgaben am Institut zu ermöglichen, ihre Habilitation 
schneller zu verfassen, und den Instituten andererseits 
zur Aufgabenerfüllung in dieser Zeit für zwei bis drei 
Jahre eine Ersatzkraft zur Verfügung zu stellen. Ziel ist 
es, den Frauenanteil an ordentlichen Professorinnen 
an den Universitäten längerfristig zu heben. Ich bitte, 
daß Sie diesem Antrag zustimmen. (Beifall beim LIF. -
14.47 Uhr.) 

Präsident Dipl.-Ing. Vesko: Als nächste zu Wort 
gemeldet ist die Frau Abgeordnete Dr. Reinprecht. Ich 
erteile es ihr. 

Abg. Dr. Reinprecht (14.47 Uhr): Sehr geehrte 
Damen und Herren, sehr geehrter Herr Präsident, Herr 
Landesrat! 

Ich möchte e ingangs kurz etwas zu einigen Wort­
meldungen von vorhin sagen. Zu dir, Kollegin Edith 
Zitz, weil du die Frage stellst, ob die Gleichbehand-
lungskommission parteipolitisch besetzt ist. Ist sie 
natürlich nicht. Die Gleichbehandlungskommission ist 
besetzt von Menschen, die dort auf Grund bestimmter 
Funktionen hineinnominiert worden sind. Deshalb 
sind auch relativ viele Männer in dieser Kommission, 
weil eben eher Männer diese Funktionen e innehmen 
als Frauen und ist die Kommission auch ÖVP-
dominiert. Auch das hat historische Gründe, die j edem 
von uns hier klar sind. Das ist keine Kritik, Edith, 
sondern nur eine Klarstellung. Wir haben ja die 
Besetzung dieser Kommission einvernehmlich ausge­
handelt, soweit ich mich erinnern kann. (Abg. Mag. 
Zitz: „Zwischen zwei Parteien!1 ') Für uns war von 
Anfang an klar, daß das Steiermärkische Gleich-
behandlungsgesetz nur dann mit Leben erfüllt werden 
kann, wenn wir dazu ein Frauenförderungsprogramm 
haben, Ich möchte jetzt darauf hinweisen, daß es für 
mich nicht nur um die Frauen in den hohen und 
höchsten Positionen, in den höchsten Verwendungs­
gruppen, geht. Was im Lande Steiermark so ver­

blüffend ist, das ist die Einstufung der Frauen in allen 
Verwendungsgruppen. Ich habe hier eine kleine 
Statistik. In der Verwendungsgruppe A zum Beispiel 
befinden sich in den Dienstklassen VIII und IX, das 
sind die höchsten zu erreichenden Dienstklassen und 
- ich möchte für jene dazusagen, die nicht Beamte 
sind und das nicht wissen - sind diese Dienstklassen 
auch mit einem weitaus höheren Einkommen ver­
bunden, nur sechs Frauen unter 122 Männern. In der 
Verwendungsgruppe B, also das sind jene Menschen, 
die nach der Matura in den öffentlichen Dienst 
eingetreten sind, befinden sich 22 Frauen neben 
182 Männern in der Dienstklasse VII, die höchste 
Klasse, die dort zu erreichen ist. In der Verwendungs­
gruppe C, das sind zum Beispiel Sekretärinnen, befin­
den sich in der höchsten Dienstklasse V 264 Männer 
und 146 Frauen, und in der niedrigsten Verwendungs­
gruppe befinden sich in der Dienstklasse VI 52 Män­
ner und zwei Frauen. Also, Frau Kollegin Beutl, Sie 
haben auf die Altersstruktur hingewiesen. Dieser 
Sachverhalt kann nicht nur mit der Altersstruktur 
erklärt werden. Aber dieser Sachverhalt kann auch 
nicht mit Defiziten in der Ausbildung erklärt werden, 
weil zum Beispiel im Bereich der Maturantinnen wir 
schon seit zwei Jahrzehnten zirka 50 Prozent weibliche 
Absolventinnen haben. Diesen Sachverhalt kann man 
sich nur durch stetige Diskriminierung und Ausschluß 
von Frauen im Landesdienst erklären. Das, was Sie ins 
Feld geführt haben, trifft vielleicht auf die Hof rate zu, 
weil ich weiß, das ist eine Alterserscheinung, bis man 
Hofrat wird, aber sicher nicht auf die Bereiche C, D 
und ähnliches mehr. Frau Abgeordnete Karisch, ich 
kann mich erinnern, daß Sie im Rahmen der Ver­
handlungen zur Gleichbehandlungskommission ein­
mal gesagt haben, es wäre für Sie unmöglich gewesen, 
nach der Absolvierüng des Studiums eine Stelle im 
Landesdienst zu bekommen. Warum war das unmög­
lich? Es gibt nur e inen Grund: weil Sie eine Frau sind. 
Das ist der wirkliche Grund, und es ist - hier ist auch 
der Herr Landesrat Dr. Hirschmann nicht verantwort­
lich, er ist noch nicht so lange für das Personal zu­
ständig - eine jahrzehntelange Diskriminierung von 
Frauen, Die Verantwortung - das muß ich auch 
sagen - hegt, historisch gesehen, politisch bei der 
ÖVP, die ja viele Jahrzehnte in diesem Land die 
absolute Mehrheit und jede Möglichkeit hatte, auch 
personell den Landesdienst zu gestalten. 

Frau Abgeordnete Beutl, ich möchte zu Ihnen sagen, 
weil Sie gemeint haben, wir hätten sozusagen nur aus 
taktischen Gründen unseren Antrag eingebracht (Abg. 
Beutl: „So ist es!"), das möchte ich zurückweisen. Ich 
möchte aber auch darauf hinweisen, daß die Gleich­
behandlungskommission sehr schnell und sehr ziel­
strebig tätig wurde, nachdem wir unseren Antrag ein­
gebracht haben. Ich weiß, die Gleichbehandlungs­
kommission hat schon vorher diskutiert und Arbeits­
aufträge erteilt et cetera. Kaum war unser Antrag da, 
war 14 Tage später das Frauenförderungsprogramm 
der Kommission da. (Abg. Beutl: „Die Einladung zu 
dieser Sitzung ist 14 Tage vor dem Antrag passiert!") 
Nein, es ist i rgendwie ein hinfälliger Streit, aber sicher 
ist, daß dann sehr rasch gehandelt wurde. Ich muß 
auch sagen, daß dieses Programm, das von der Gleich­
behandlungskommission vorgelegt wurde, ein sehr 
gutes ist. Das möchte ich sagen, ich bin hier fair und 
korrekt. Es liegt ja noch nicht öffentlich vor. Es ist ein 
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gutes Programm, aber ich hoffe nur, daß es tatsäch­
lich auch so beschlossen werden kann oder tatsächlich 
so verordnet wird, wie es jetzt ist, und daß nicht 
noeh einige Abstriche gemacht werden an diesem 
wirklich guten und fortschrittlichen Frauenförderungs­
programm. Ich werde das übrigens sehr genau beob­
achten. - • • ' . ' . \ "--

Zur Frau Abgeordneten Dietrich möchte ich folgen­
des sagen: Sie haben-gesagt, Frauen haben es schwer, 
eine Arbeit zu finden. Ich denke, wir sollten diese 
Fragen alle etwas differenzierter beobachten. Frauen 
haben es schwer, bestimmte Arbeiten zu finden. Kein 
Mann ist einer Frau zu neidig, wenn sie beim Billa^ 
Wurstradeln aufschneidet. Diesen Posten will kein 
Mann haben. Wir haben einen geteilten Arbeitsplatz, 
für Frauen. sind bestimmte Arbeiten reserviert. Das 
sind vor allem Arbeitenin Bereichen, wo niedrig ent­
lohnt wird, die nicht kapitalintensiv sind. Sie haben 
bezeichnenderweise auch die schlechtesten Arbeits­
bedingungen, was die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf betrifft. Also ich weise hier vor allem auf die 
Frauen in den Dienstleistungsberüfen hin - Handel, 
Frisör et cetera. Ich würde auch den Generationen­
vertrag,-der angeblich einmal so gut funktioniert hat, 
nicht allzu, sehr strapazieren. Die Sözialgeschichte 
erzählt uns da ganz etwas anderes über das traurige 
Leben alter Menschen. Wären Sie gerne vor 50 Jahren 
nach einem Schlaganfall auf einem armen Bauernhof 
gepflegt worden? Ich sage nein., Es hat auch keine 
Pflegefälle über Jahrzehnte gegeben, weil die-

' Menschen in Wahrheit relativ schnell gestorben 
sind. Es hat sich sehr viel im Lifestyle, in der Ein­
stellung, in der medizinischen Versorgung und auch in 
der Lebenserwartung verändert. Im 19. Jahrhundert 
lag die Lebenserwartung noch durchschnittlich bei 
45 Jahren. Das ist natürlich etwas ganz anderes, wenn 
sie dann bei 70 oder bei Frauen gar schon gegen-80 
liegt. • ';' 

Zum Kinderbetreuungsscheck möchte ich vielleicht 
nur einen Satz sagen, weil ich denke, daß das ein 
Thema ist, das noch häufig diskutiert werden wird. Ich 
denke, wir sollten nicht anfangen, uns selber zu lang­
weilen, indem wiruns ständig immer wiederholen. Ich 
möchte dazusagen: Wenn es um die Wahlfreiheit 

. geht, müssen als erstes einmal genügend Betreuungs­
einrichtungen vorhanden sein, daß Frauen überhaupt 
wählen können. Ich kann mir nicht vorstellen, daß 
beides -jetzt vorerst finänzierbar ist. Wenn dann im 
Zusammenhang mit dem Scheck noch von Kosten-

• Wahrheit bei den Kinderbetreuungseinrichtungen ge­
redet wird - wir wissen, ein Kinderbetreuungsplatz 
kostet kostenwahr bis um die 9000 Schilling, dann 
kann man sich vorstellen, wieviel Betreuungsplätze 
man sich für ein öder gar für zwei Kinder leisten kann. 
Aber das nur. ganz kurz und nebenbei. Hier wird noch 
ausführlichst diskutiert werden. ; 

Was die Diskussion zur Frauenenquete anbelangt, 
mochte Ich der Frau Pußwald in allen Punkten recht 
geben. Ich habe das ebenso empfunden, und ich 

• denke, da müssen wir wirklich noch einmal darüber 
reden, das halte ich auch nicht für dempkratie-
feindlich. Jedenfalls, noch,einmal abschließend, das 
Frauenförderungsprogramm ist ein gutes Programm, 
und ich hoffe, daß es aüchso bleibt, wie es von der 
Gleichbehandlungskomrnission vorgeschlagen wor- . 
den ist, {Beifall bei. der SPÖ\ - 14.56 Uhr.) ';\_."':"•;•': 

Präsident DipL-Ing. Vesko:-Als nächste zu Wort 
gemeldet ist Frau Klubobmann Bleckmann. Ich erteile 
es ihr. - ' ' ' , - . 

Abg. Mag. Bleckmann (14.56 Uhr): Sehr geehrter-
Herr Präsident, Hohes Haus! 

Vier Punkte zu all dem, was bis jetzt gesagt 
wurde: Zum Antrag, über den wir uns eigentlich 
unterhalten., (betreffend Frauenförderungsprogramm... 
Ich.finde es äußerst legitim, daß hier eine Fraktion, 
wenn man sieht, daß es ein "Gesetz gibt, das nicht 
vollzogen wird, sehr wohl einen Antrag stellt, um 
etwas mehr Druck hinter die Sache zu legen, damit 
etwas, passiert und durchgeführt wird. Wenn es dazu 
führt, daß die Abteilung etwas schneller arbeitet, dann 
ist es nur legitim, daß etwas gemacht wird. Ich freue 

. mich schon darauf, wenn wir diesen Antrag von der 
Regierung zurückbekommen- werden, daß ohnehin 
schon alles passiert ist und gemacht wurde - wunder­
bar, bestens. Ich verstehe aber die /ÖVP nicht, daß es 
dann heißt, wir stimmen diesem Antrag nicht einmal 
zu, weil das schon passiert ist. Wenn es schon passiert 
ist, ja wunderbar, dann machen wir den Antrag, daß 
das zu erlassen ist, weil es noch nicht offiziell ist. 
Dieses Papier hat man sich besorgt, oder die, die in den 
Gremien vertreten sind, haben es, und die anderen 
noch nicht. (Abg. Beutl: „Das ist eine Begutachtung!"') 
Wenn es offiziell ist, dann erst kann ich sagen, es ist 
schon gemacht und schon passiert. Es ist wirklich 
legitim, daß eine Fraktion diesen Antrag stellt und 
sagt, daß das zu passieren hat. Wenn es dann noch. 

1 schneller passiert, ist es noch besser, daß ein bißchen 
Druck gemacht wird. Hier zu jammern und zu sagen, 
das ist schon passiert, das verstehe ich wirklich nicht, 
bei allen Problemen, die, wie wir gehört haben, vor 
allem die Frauen im Landesdienst haben. (Abg. Beufl: 
„Ich-kann nicht dazu auffordern, wenn es schon 
gemacht worden ist!") Wo ist es denn? Es hätte schon 
längst gemacht werden sollen, weil das Gesetz haben 
wir schon vor längerer Zeit erlassen. Es hätte daher 
schon langst da sein können. Das ist der Punkt. Wenn 
es in der Zeit nicht erfüllt worden ist, ist es doch 
legitim, wenn, man sagt, es soll gemacht werden. (Abg. 
Beutl: „Der Antrag kann dann erst gestellt werden, 
wenn die Unterlagen ...!") Das ist jetzt ein Streit unj 
des Kaisers Bart. Irgendwie ist das wirklich ein 
hinfälliger Streit. Genauso ist das bei der Frauen­
enquete. Das ist auch ein Lamentieren über Verhand­
lungen, die wir geführt haben. Die Verhandlungen hat 
die Frau - wie soll ich sie "jetzt nennen - Abteilungs­
leiterin vom Frauen- und Familienref erat Nationalrats-
abgeordnete Steibl geführt;. Sie.hat in der Arbeits­
gruppe abstirnmen-lassen. Es war auchjhre Sache, daß 
sie abstimmen ließ, denn die Mehfheitsverhältnisse 
waren nun einmal anders. Sie hätte die Vprsitzführung 
anders machen und sagen müssen, okay, wir schauen, 

. daß wir eine Einigung herbeiführen. Nachdem sie das 
verabsäumt und .abstimmen.'ließ,, kann ich im nachr 
hinein, nach einer Abstimmung, auch wenn es sich nur 
um eine Arbeitsgruppe handelt, nicht sagen das 
Ganze soll so nicht stattfinden und kann'man so nicht 
machen. Sie hätte dann nicht abstimmen lassen-
dürfen, weil mir scheint, sie hat.das. ganze System 
nicht verstanden- (Beifall. bei der FPÖ; den Grünen " 

> und dem LIF.) . - . . • . ' ' • - " - . , ' • 
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Wir werden in Zukunft überlegen zu überlegen 
haben, ob wir so j emanden als Moderator für solche 
Verhandlungen überhaupt nominieren dürfen. Das ist 
die Frage.' (Abg. Beutl: „Eine Arbeitsgruppe nach dem 
Kräftemessen des Ausschusses wäre gerechter!") Ich 
habe die Arbeitsgruppe nicht eingesetzt. Ich bin da­
von ausgegangen, daß wir in diefeer Arbeitsgruppe 
schauen, daß alles mit Konsens über die Bühne geht. 
Ich habe mich allerdings sehr gewundert, daß bei den 
einzelnen Punkten abgestimmt wurde. Ich habe mir 
gedacht, okay, dann wird eben abgestimmt. Es war 
wirklich Ihr Pech, daß Sie in der Minderheit geblieben 
sind. Das ist ein Nachweinen der ehemaligen Mehr­
heiten, die Sie einmal gehabt haben. Jetzt schaut es 
vielleicht doch ab und zu einmal anders aus. Das 
ist - so glaube ich - eigentlich Ihr Problem, das Sie mit 
dem Ganzen haben. (Abg. Pußwald: „Die Art und 
Weise, die zuständigen Regierer nicht einzubinden!") 
Sie haben es heute auch noch einmal gesagt. Es hat 
jeder die Möglichkeit, sich dort zu Wort zu melden. 
Wir werden darüber sowieso noch länger und ausführ­
licher diskutieren. Ich darf eine solche Arbeitsgruppe 
mit dieser Art und Weise nicht einsetzen, wenn ich 
hinterher wieder alles umwerfe. Man sollte sich vorher 
überlegen, wie man vorgeht. Sie waren bei den Ver­
handlungen nicht dabei, Frau Dr. Karisch. Auch Sie 
hätten sich gewundert, wie das dort abgegangen ist. 
(Abg. Dr. Karisch: „Können Sie,sich eine Enquete zum 
Wohnbau vorstellen, zu der Landesrat Schmid nicht 
e ingeladen wird?") Ich bin schon sehr gespannt auf die 
Enquete. Er wird aber sicher h ingehen und sich trotz­
dem zu Wort melden. Oder vielleicht geht er gar nicht 
hin? Das könnte die andere Variante sein, wenn es 
eine Enquete des Landtages ist. Man kann sich sehr 
viel vorstellen. (Abg. Ingi Locker: „Es gibt viele Vari­
anten!") Es gibt viele Varianten. Das ist auch ein 
Punkt, den wir dort diskutiert haben. Die Mehrheit hat 
allerdings eine andere Variante gefunden. Nächster 
Punkt zu den zwei Anträgen, die vorliegen, und das 
ist auch wieder die typische Art und Weise, wie hier 
vorgegangen wird. Entschließungsantrag von den 
Liberalen zum Business-Fraueh-Center: Es ist legitim, 
daß er gemacht wird, Die SPÖ selbst sagt, das 
brauchen wir nicht. Wir wollen das Ganze nicht bis 
zurri Jahr 2002 vorpräjudizieren, weil wir dann ganz 
andere Verhältnisse haben. Wir wissen, daß das 
Business-Frauen-Center von der Ex-Frauenministerin -
Konräd ins Leben gerufen wurde. Wenn jetzt die SPÖ 
sagt, das brauchen wir nicht, dann werden nicht wir es 
sein, die sagen, das brauchen wir unbedingt. Wir 
werden deshalb beim Business-Frauen-Center nicht 
zustimmen. Daß dann, wenn der Antrag von einer 
Fraktion schon eingebracht wurde, die ÖVP kommt 
und sagt, auch wir haben so eine Organisation, die das 
gleiche macht, eben nur unter dem ÖVP-Deckmantel, 
und wollen auch Geld, dafür haben, so finde ich das 
schon etwas eigenartig. Dieser Entschließungsantrag 
kam erst nachher. Nachdem wir diesen alle in den 
Händen hatten, ist dann zwei Stunden nachher der 
andere Antrag von der ÖVP, gekommen. Das ist . 
lächerlich, wenn wir hier anfangen, uns die Anträge 
abzukupfern, nur weil einer etwas einbringt, dann der 
andere wegen seiner Organisation ^einbringt, damit 
dort auch etwas gemacht werden kann. Wir werden 
deshalb keinem der beiden Anträge zustimmen, weil 
diese Art und Weise kindisch ist und nicht die Art und 

Weise, wie wir hier in einem Hohen Haus vorgehen 
sollten. (Abg. Pußwald: „Wir nehmen das zur Kennt­
nis!") Ich glaube, daß das eine wichtige Sache ist. D e r 
erste Schritt bei dieser Sache sollte sein, daß Sie sich 
einmal zusammensetzen sollten, wenn Sie schon bun­
desweit so ein großes Frauengremium machen. Diese 
beiden Organisationen sollten endlich einmal eine 
einheitliche Sache machen. Nicht eine rote und eine 
schwarze, wo die e inen sagen, das gehört mir und das 
gehört mir und ich fördere das und ich fördere das. 
Setzen Sie sich zusammen und machen sie eine Sache 
daraus. Dann machen wir etwas Ordentliches daraus 
und nichts Parteipolitisches. 

Das wäre eine echte Frauenförderung, wie ich sie 
mir vorstellen würde, und nicht immer dieses Spiel, 
das gehört mir und-das gehört dir, und dann wollen wir 
die Frauen auch noch in rote und schwarze einteilen. 
Das wäre Ihnen wohl am allerliebsten, wenn man das 
so gestalten würde. (Abg. Pußwald: „Stimmt nicht!") 
Doch, so schaut es aus, daß Sie das genau in dieser Art 
und Weise so machen wollen. Anders i s t mir dieser 
Antrag nicht erklärbar. Letzter Punkt, nachdem er 
angesprochen wurde. Ich habe mir schon gedächt, d ie 
SPÖ will überhaupt nicht mehr darüber reden, daß es 
einen Kinderbetreuungsscheck gibt. Die Kollegin 
Reinprecht hat gesagt, wir wollen uns hier nicht lang­
weilen. Sie langweilt der Kinderbetreuungsscheck 
schon. Es Hegen nicht einmal Studien von Frau LanT 

desrätin Rieder vor, wie man das finanzieren könnte, 
aber sie längweilt sich schon darüber. Scheinbar weiß 
sie schon genau, wie es ausschaut. Wir wissen, wir 
brauchen noch Unmengen von Kinderbetreuungsein­
richtungen, auch wenn man den Kinderbetreuungs­
scheck macht. Ich glaube, Sie haben dieses System 
noch nicht verstanden. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. 
Gross: „Oh ja)") Ach so? Mit dem Kinderbetreuungs­
scheck würden die Kinder dort sein, wo sie auch wirk­
lich hingehören, nämlich zu Hause bei ihren Müttern, 
vor allem in der ersten Zeit. 

Das wäre nämlich das Wichtige an der Sache. Wir 
sollten das Karenzgeld nicht auf eineinhalb Jahre 
kürzen, daß schon die Eineinhalbjährigen in die 
Krabbelstuben kommen müssen, wo sie von fremden 
Betreuungspersonen betreut werden, weil die Frauen 
arbeiten gehen müssen, da sie sonst mit dem Geld 
nicht auskommen. Hier würde der Kinderbetreuüngs-
scheck ansetzen, daß wir den Frauen die Möglichkeit 
geben, und zwar denen, die wollen, daß sie zu Hause 
bleiben können. Das ist der Unterschied. Daß, wenn 
sie wollen, sie auch, zu Hause bleiben können. Fragen 
Sie einmal Ihre Frauen in den Arbeitsbereichen, ob sie 
wirklich so gerne für-7000, 8000 Schilling arbeiten 
gehen wollen. Fragen Sie einmal nach, ob diese nicht 
ganz gerne mit 5700 Schilling Kinderbetreuungs­
scheck sagen, ja, da bleibe ich zu Hause bei den 
Kindern. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. Vollmann: „Das 
brauchst du uns nicht erzählen!") Dann heißt es, bei­
des ist nicht finanzierbar. Ich sage Ihnen, worein Wille, 
da ist auch Weg. Es muß einmal der Wille vorhanden 
sein, sich überhaupt damit auseinanderzusetzen. In 
den Verhandlungen war aber nicht einmal ein Wille 
da, sich mit d iesem'Thema auseinanderzusetzen. Nur 
weil es Ihnen nicht in den Kram paßt, setzt man sich 
überhaupt nicht damit auseinander, und es wird nur 
das gemacht, was gut und teuer ist, egal, ob es den 
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Kind^rri auch wirklich etwas bringt. Und da geht es 
wirklich um die Kinder. Fragen Sie einmal die .Kinder, 
wo sie äni liebsten sein wollen. Ich denke wohl sicher 
bei ihren Müttern. (Abg. Schrittwieser: „Der Rinderbe-
treüurigsscheck ist unsozial!") -Der Kinderbetreuürigs-
seheck ist unsozial? Weißt du, was der Kinderbetreu­
ungsscheck ist? Er ist eine Familienförderung. Und das 
ist etwas, was ihr gär nicht kennt. Familienförderung 
ist nicht das, was euch interessiert. (Beifall bei der 
FPÖ,) Sozial soll alles sein. Das heißt sozial: Da geben 
wir die Kinder mit eineinhalb Jahren schon in die 
Krabbelstube, bis sechs Jahre sollen sie in Betreuung 
von irgendwelchen Fremden sein, und ja nicht zu 
Hause bei den Eltern, sondern immer schön in 
öffentlichem Gewahrsein. Das ist das, was ihr haben 
wollt. Das ist das, was ihr unter sozial versteht. Wir 
sägen: Kinderbetreuungsscheck soll eine Fämüien-
förderung sein - das ist der Unterschied. (Abg. 
Schrittwieser: „Das Wort gewahrsam kommt wo­
anders her!" - Abg. Volmann: „Gewahrsam ist 
gut!") Ich weiß zwar jetzt nicht, was du meinst, aber 
wenn du meinst, daß das hier wieder ein Wort 
von irgendwelchen anderen Zeiten ist, diese Zeiten 
habe ich zum Glück nicht erlebt. Ich bin froh, daß 
ich sie nicht erlebt habe. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vielleicht hast du es erlebt, und deshalb ist diese 
Zeit für dich hoch so im Hinterkopf. (Abg. Dr. Rein-
precht: „Frauen zurück zum Herd!") Das ist das 
Argument: Frauen zurück zum Herd. Mein Gott, es 
gibt vielleicht Frauen, die auch gerne zu Hause 
bleiben wollen. Nur das ist das, was Sie sich halt 
nicht vorstellen können, daß jemand sagt, ich würde 
gerne zu Hause bleiben.und gerne auf die Kinder 
schauen. Wenn man dieses Modell, das wir uns vor­
stellen, anschaut, dann ist es vor allem für Allein-
erzieheririnen eine Verbesserung, Diese würden da­
durch die Möglichkeit bekommen, auch Teilzeitarbeit 
zu machen. Damit Sie einmal wissen, worum es über­
haupt geht. Sie haben nämlich auch in unserem 
Modell die Möglichkeit, daneben zu arbeiten und 
kriegen trotzdem den Kinderbetreuungsscheck. (Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Was diese Frauen jetzt bekommen, wenn sie zwei 
Kinder haben und Alleinerzieherinnen Sind, ich 
glaube, das wissen alle von Ihnen. Dann kriegen sie 
nämlich überhaupt nichts mehr und vielleicht ein 
Karenzgeld. Dann sollen sie sich mit 8000 Schilling 
zufriedengeben, wenn sie beim Billa oder irgendwo 
arbeiten gehen. Also das kann ja wohl nicht das Ziel 
und der Zweck des Ganzen sein. (Abg. Dr. Reinprecht: 
„Mit dem Kinderbetreuungsscheck haben wir keinen 
einzigen zusätzlichen Kinderbetreuungsplatz!") Wir 
glauben, daß zu Hause ein guter'Kihderbetreuungs-
platz ist.; Deshalb .werden wir nichts zusätzlich 
brauchen, aber, wir sägen auch: Zwischen vier, und 
sechs Jahren sollen die Kinder sehr wohl in einer 
außerhäuslichen Betreuung sein. Dadurch würden 
keine Kdnderföetreüungsplätze verlorengehen, • denn 
wir.glauben"auch, daß das wichtig und notwendig ist. 
Nur, wir brauchen nicht mehr so viel mehr: Schauen 
wir halt einmal ein bissefl über den Horizont hinaus, 
Schauen wir uns etwas Neues ah, schön nach dem 
Slogan, denn wir ja alle brauchen; groß, stark, stei-
riseh.. Das wäre doch des richtige Slogan, der; schön 
wäre für amsm ä ^ Steiermark. |B^ 
l 5 ; # U l i r ^ 

Präsident DipL-Ing,. Veskös Als nächste zu "Wort 
gemeldet ist die Frau Abgeordnete Dr. Karisch. Ich 
erteile es ihr. 

Abg. Dr. Karisch (15.09 Uhr): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren 

Ich bin eigentlich ein bißchen betroffen, daß wir 
Frauen uns bei einem so wichtigen Thema nicht ganz 
einig sind. Ich bin ein bißchen betroffen, denn wir 
haben vor über einem Jahr ein Gleichbehandlungs-
gesetz, ich glaube in einem sehr guten Klima, mitein­
ander behandelt. Wir haben viel zustande gebrächt. Es 
ist in diesem Gesetz sehr viel drinnen. 

Ich möchte dazu grundsätzlich sagen, daß wir 
Frauen es nach wie vor schwer haben. Es ist keine 
Frage, daß Frauen benachteiligt sind. Ich selbst habe 
vieles miterlebt. Es gibt unterschiedliche Lebehs-
modelle und unterschiedliche Wunschlebensmodelle 
von Frauen. Ich selbst war 25 Jähre Hausfrau, habe 
mehrere Kinder großgezogen, bevor ich mich wieder 
dem Beruf zugewendet habe. Ich weiß, daß es Frauen 
gibt, die das wollen. Ich weiß, daß es Frauen gibt, die 
Beruf und Familie vereinbaren wollen. Wir müssen in 
der Politik Vorsorge treffen, daß alle Frauen das kon>-
nen, daß die Kinder nicht zu kurz kommen, daß die 
Frauen nicht überlastet sind, daß die Frauen wieder in 
den Beruf zurückkommen, und nicht in eine Falle 
tappen. Wir müssen Voraussetzungen schaffen, daß 
jede Frau sich ein ordentliches Leben mit ihrer 
Familie; ohne Familie, wie immer sie es will, gestalten 
kann. 

Ich möchte jetzt zu drei Punkten Stellung nehmen. 
Der erste Punkt ist wie gesägt das Frauengleich-
behandlungsgesetz, das wir vor einem Jahr beschlos­
sen haben und zu dem es. vor allem von der Kollegin _ 
Zitz Kritikpunkte gegeben hat. Ich glaube zu Unrecht. 
Wir haben uns damals sehr bemüht, es ist ein gutes 
Gesetz geworden. Wir waren auch nicht „hintendran"v 
Zu dem Zeitpunkt, als wir dieses Gesetz beschlossen 
haben, hat es in einigen Bundesländern noch kein 
Gesetz gegeben. Das stelle ich richtig. Es hat in ande­
ren Bundesländern, wo es ein Gesetz gegeben hat, 
weder die Einbeziehung der Gemeindebediensteten, 
noch teilweise der Lahdeslehrerinnen gegeben. Wir 
haben beides hineingenommen. Wir haben ein Gesetz 
gemacht, das alles abdeckt. Ein Punkt ist uns nicht ge_-
lungen, aber ich glaube, es war trotzdem gut, das 
Gesetz so zu beschließen. Eine eigene Gleichbehand-
lungsbeauftragte für die Gemeinden ist daran geschei­
tert, daß die Gemeinden sie nicht finanzieren wollten 
und daß sie mit dem Konsultationsmechanismus ge­
droht haben. Das hätte uns ein sehr langes Verfahren 
gebrächt, und ich weiß nicht, ob wir dann so weit 

: gekommen wären. Es wären Uns die Gemeinden viel­
leicht ganz/hinausgefallen. So haben wir ein gutes 
Gesetz für alle Bereiche gemacht und immer noch die 
Möglichkeit, nach einer Zeit der Probe und der Erfah­
rung .einmal eine eigene Gleichbehandlungsbeauf-
tragte für .die Gemeinden einzusetzen. Ich. glaube, wir 
sind gut damit gefahren,. dieses Gesetz so zu be­
schließen. -•••'.'•'• 

Der zweite Punkt, der Verwurf von Edith Zitz, die 
VP trage so viel zum gläsernen Plafond bei. Also das 
mqchtfe ich zurflck^ieisenr Rät; möchte ; sogar.darauf 
Irmweiseli, daß die yölkspartiei#t sehr;v<^ffilffil|bei 
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der Frauenkarriere war: Ich darf daran erinnern, daß 
die erste Ministerin dieses Staates eine ÖVP-Ministe-
rin war, die Sozialministerin Rehor. Ich darf darauf hin­
weisen, daß der erste Landeshauptmann in unserern 
Bundesland eine ÖVP-Frau ist, die erste Bezirkshaupt­
frau in der Steiermark war von der ÖVP. Ich freue 
mich, daß es wieder eine gibt, und ich hoffe, es wird in 
Zukunft noch viel mehr geben. Vor kurzem ist in einer 
Baubezirksleitung eine Leiterin bestellt worden, auch 
eine ÖVP-Frau, wobei wichtig ist, daß sie tüchtig ist, 
g laube ich. Ich sage das deshalb, weil man immer sagt, 
daß die ÖVP alles verhindert. Sie hat das zumindest 
nicht verhindert. Etwas möchte ich zum Vorwurf, daß 
es-so wenig Frauen an der Spitze gibt, sagen. Das tut 
mir persönlich auch leid. Ich möchte nur daran erin­
nern, daß uns die Breite in einer gewissen Alters­
generation fehlt. Die Spitze ist immer eine Folge der 
Breite. Dort, wo die Pyramide unten sehr schmal ist, 
kann die Spitze oben auch nicht sehr breit sein. Ich 
hoffe, daß sich das bessern wird. Es hat sich in den 
letzten Jahren bei den Einstellungen sehr viel ge­
bessert. Es kommen viele gute Frauen nach, die bei 
Objektivierungsmodellen sehr gut abschneiden. Ich 
habe hier nur die Zahlen für das Jahr 1997. Im Jahr 
1997 sind 30 A-Beamte eingestellt worden, 16 männ­
lich, 14 weiblich, 24 B-Beamte, 11 männlich, 13 weib­
lich. Im Jahr 1998 war es ähnlich in der Prozentzahl. 
Also, es kommt viel nach, und ich glaube und hoffe, 
daß sich das bessern wird und wir uns alle darum 
bemühen müssen. 

Nun zum dritten und letzten Punkt , dem eigent­
lichen Antragspunkt, dem Frauenförderungspro­
gramm. Meine Damen und Herren, die Vorarbeiten 
haben nachweislich sehr früh begonnen, und zwar hat 
es im Sommer am 25. August 1998 eine Sitzung der 
Gleichbehandlungskommission gegeben, wo das be­
handelt worden ist. Es hat dann eine Einladung zur 
nächsten Sitzung schon am 14. Oktober gegeben und 
erst danach am 27. Oktober den Antrag der Sozial­
demokratinnen. Also wir haben nicht nachreagiert, 
sondern die Kommission mit den damals Anwesenden 
- die Kommission war nicht vollständig - hat das aus­
gearbeitet. Das Frauenförderprogramm hegt vor und 
ist seit einer Woche der Antrag in Begutachtung. Ich 
habe ihn mir durchgelesen, ich habe es mir jetzt be­
schafft. Der Entwurf ist öffentlich, er ist zur Begutach­
tung allgemein ausgeschickt worden. Er deckt eigent­
lich alles das ab, was hier gewünscht worden ist. Ich 
glaube, man sollte die Begutachtung in Ruhe ab­
warten, unter Umständen vorgeschlagene Verbesse­
rungen auch noch überlegen und das dann in Ruhe 
verabschieden. Ich bitte um Verständnis, nachdem das 
schon vorliegt, nachdem das bisher schon so breit 
behandelt worden und gut diskutiert worden ist, vieles 
da ist und ich davon ausgehe, daß es beschlossen wird 
und es nicht zu gravierenden Veränderungen kommt, 
vor allem zu keinen großartigen Abstrichen, daß meine 
Fraktion dem Antrag heute nicht zustimmen möchte. 
Inhaltlich t ragen wird das, es steht ja im Frauenförder­
programm drinnen. Ich stelle es Ihnen gerne zur Ver­
fügung, ich nehme aber an, daß Sie es haben, weil es 
schon seit einer Woche ausgeschickt ist. (Abg. Mag. 
Zitz: „Wir haben es nicht!") Sie können es gleich von 
mir haben. Ich habe es mir beschafft, es ist in Begut­
achtung. Wie gesagt, Sie können es gerne haben. 
(Abg. Vollmann: „Wer begutachtet?") Das ist zur 

Begutachtung ausgeschickt worden so wie es immer 
nach dem allgemeinen Verteiler ausgeschickt wird. 
Ich nehme an, daß wir dazu vom Herrn Landesrat, der 
früher da war, noch etwas hören werden. Ich danke für 
Ihre Aufmerksamkeit und bitte Sie weiterhin um gute 
Zusammenarbeit vor allem aller Frauen. Ich glaube, 
für die Frauen sind wir Uns einig. Wir h aben noch 
vieles nachzuholen, ich weiß aber, daß die meisten 
meiner männlichen Kollegen uns dabei auch unter­
stützen. Ein herzliches Dankeschön für Ihre Aufmerk­
samkeit und für Ihre Unterstützung! (Beifall bei der 
ÖVP. -15 .16 Uhr.) 

Präsident Dipl.-Ing. Vesko: Als nächster Redner hat 
sich Herr Abgeordneter Dr. Wabl zu Wort gemeldet. 
Ich erteile es ihm. 

Abg. Dr. Wabl (15.1.6 Uhr): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! 

Kollegin Karisch, soweit ich informiert bin, hat man 
diesen Entwurf nur illegal bekommen können. Wir als 
kleine Fraktion haben ihn jedenfalls bisher noch nicht 
erhalten. Das spricht i rgendwo Bände dafür, wie im 
Land diese Dinge gehandhabt werden. Alle anderen 
bekommen die Dinge früher, wir offensichtlich nicht. 
Vielleicht könnte man das ändern. 

Ein Zweites: Ich habe mich auch deshalb zu Wort 
gemeldet, um als Mann meine Solidarität zu den 
Frauenproblemen zum Ausdruck zu bringen, nachdem 
bisher nur Kollege Brünner als Mann gesprochen hat. 
Ich möchte die Zeit nicht über Gebühr strapazieren, 
aber doch die Gelegenheit zum Anlaß nehmen, um auf 
zwei Punkte einzugehen, die nicht unbedingt in un­
sere Landeskompetenz fallen, die mir aber am Herzen 
hegen. Alle Frauenförderungsprogramme, die wir auf 
Landesebene initiieren und betreiben, sind ungemein . 
wichtig, aber hängen, Kollegin Karisch, unmittelbar 
damit zusammen, welche Rahmenbedingungen wir 
den Frauen in diesem Staat insgesamt schaffen. Mir tut 
es leid, daß das Karenzgeld für alle heute noch immer 
nicht beschlossen wurde und daß der Widerstand, und 
das sage ich ganz deutlich, von seifen der SPÖ gegen 
dieses berechtigte Vorhaben noch so massiv vor­
handen ist, weil ich nicht einsehen kann, daß man für 
Studentinnen, für Bäuerinnen und für Selbständige 
nicht auch dieses Karenzgeld einführen kann. Ich 
glaube, das ist ein Gebot der Stunde, auch ein Gebot 
der Gleichberechtigung, daß man endlich dieses 
Karenzgeld für alle einführt. Wenn ich gehört habe, 
das sei sozial schädlich und was immer im Raum ge­
standen ist, dann halte ich diese Argumentation für 
falsch. Wenn man Frauenförderung ernst nimmt, dann 
sollte man diesen Programmpunkt so rasch wie mög­
lich verwirklichen. Ich weiß schon, daß es hier ideolo­
gische Barrieren gibt, die kaum zu überwinden sind. 
Ich appelliere aber an die SPÖ-Frauen, Kollegin Bach-
maier vielleicht, daß man doch einen Weg findet, um 
auch diesen Personengruppen diese farnilienpolitische 
und frauenpolitische Maßnahme zukommen läßt. 
Noch etwas: Manchmal überlege ich mir, ob ich das 
hier anbringen soll, will es aber trotzdem sagen: Wir 
werden in der Frauenförderung in der Zukunft nicht 
ernst genommen werden, wenn wir nicht endlich dafür 
sorgen, daß erstens einmal die Frauenarbeit gleich 
bezahlt wird und, was zumindest gleich wichtig ist, 
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daß das Pensionspecht für Frauen \in der Praxis ver­
bessert wird. Wir haben in Österreich ein Pensions­
system, das total antiquiert ist, sehr teuer ist und vor 
allem an jenen Frauen, die Kinder aufgezogen haben 
und die nicht im Arbeitsprozeß eingegliedert Waren 
oder die geschieden sind, vorbeigeht, weil unser 
Pensionssystem auf Erwerbstätigkeit im kapitalisti­
schen Arbeitsprozeß oder auf eine Ehe abstellt. Wenn 
beides nicht vorhanden war, dann fallen -die Frauen 
durch den Rost. Ich erzähle Ihnen zum Schluß ein Bei­
spiel, was ich damit meine: Kollegin. Beutl, du bist aus 
dem Bezirk Feldbach. Vor ein paar Monaten ist eine 
Frau im Alter von 55 Jahren gestorben, die elf Kinder 
auf die Welt gebracht hat und damit meiner Meinung 
nach, .und jetzt kann man alle ideologischen Positionen : 
beiseite schieben, einen wichtigen Beitrag für den 
Generatipnenvertrag geleistet; hat. Von den elf Kin­
dern sind bereits schon acht im Erwerbsleben, also 
jene acht zahlen schon in diesen Topf ein. Drei dieser 
elf Kinder sind noch minderjährig. Mit 17 Jahren hat 
sie das erste Kind bekommen, war praktisch im 
Erwerbsleben nicht integriert, und hat so die Jahre 
nicht gehabt. Die Abstände zwischen den Geburten 
waren so unglücklich plaziert, daß sie. nicht auf . 
25 Jähre kommt, was damals mit viel Ach und Weh 
durchgesetzt wurde, sondern sie kam nur auf 23 Jahre. 
Was bedeutet das für sie, daß sie neben der kleinen 
Rente ihres Mannes, der schon vor vielen Jahren ge­
storben ist, nicht einmal eine eigene Pension gehabt 
hätte, weil sie die Jahre nicht gehabt,hätte und weil sie 
den Anspruch nicht erfüllt hat. Jetzt bedeutet das aber, 
daß die drei Kinder, die minderjährig sind, nicht ein­
mal eine Waisenpension bekommen; Das ist ein 
unhaltbarer Zustand, der eines Sozialstaates unwürdig 
ist, wo.Milliarden vom Staat dazugeschossen werden, 
damit manche, die eine hohe Pension haben, noch eine 
höhere Pension haben. Das ist untragbar. Ich appel­
liere ah die beiden Großparteien, wobei Großparteien •; 
übertrieben formuliert ist, aber an die beiden Mittel-
parteien, tun Sie etwas, Kollegin Beutl. Ich kann es in 
Wien nicht machen, weil einerseits hätte ich sowieso 
keine Gelegenheit, ünd: andererseits sind wir nicht in 

. der Regierung, und drittens sind beide hier aufge­
fordert, etwas zu tun - und ich mache keinen Unter­
schied. Solange wir aber dieses Problem nicht men­
scheil- und frauenwürdig gelöst haben, und solange, 
und das weißt du selbst, auch Frauen, die geschieden 
sind und'dann mit 50 Jahren plötzlich dastehen, die 
auch Kinder gehabt haben und zu Hause geblieben 
sind, und da bin ich zum Teil bei Kollegin Bleckrriann, 
die diese Aufgabe als wichtige angesehen hat, wir als , 
Gesellschaft oder Gesetzgeber diese Ansprüche, die­
ses Bedürfnis der Frauen nach Sicherheit im Alter, 
nicht ernst nehmen und einfach, nur sagen, sie hat-die 
Jahre nicht, werden diese Frauen Weiterhin benachtei-, 
ligt sein. Wennich an meine Anträge denke und was 
die Kollegin Bachmaier daraufhin immer gesagt hat, 
als ich von der Mmdestpensiön für Frauen gesprochen 
habe, dann hat es Tausende Argumente gegeben, 
angefangen von; sozial schädlich, von unverträglich bis 
hin zum Zurückgehen an den Herd. Ich halte diese 
Frage der Mindestabsicherung, für Frauen? vor allem 
solcher, die elf Kinder in die Welt gesetzt haben und 
damit einen wichtigen-und großartigen Beitrag für den 
GeneratiDnenvertrag leisten, äußerst wichtig, ̂ Solange, 
das nicht erledigt ist, kann diese Gesellschaft sich 

nicht als Sozialgesejlschaft und als Sozialstaat" be­
zeichnen. (BeifaÜ bei der ÖVP.) Ich würde diese Be­
zeichnung ablehnen. Mein Appell richtet sich vor 
allem an die SPÖ-Frauen, die noch immer in einem 
klassisch kapitalistischen Denkschema - , nur wer 
arbeitet, bekommt eine Pension - leben. Ich halte das 
für katastrophal und frauenfeindlich. Ich bin über­
zeugt davon, wenn wir dieses Problem nicht lösen, 
dann wird der soziale Friede in diesem Lande mehr als 
gefährdet sein. Ich bin der Meinung, daß unser Sözial-
gefüge; durch solche Lücken, durch solche Außeracht­
lassung und durch solche Mißachtungen schon in 
Gefähr ist. Danke schön! (Beifall bei der ÖVP». SPÖ 
und FPÖ.-15,24 Uhr.) 

Präsident Dipl.-Ing. Veskö: Als nächster zum Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Gennaro. Ich 
erteile es -ihm. 

Abg. Gennaro (15.24 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

Ich glaube, daß das nicht nur ein Thema ist, das 
Frauen betrifft. Wenn ich mir die Djskussion anhöre, 
dann muß ich sagen, manches'Mal habe ich das 
Gefühl, selbst Frauen wissen nicht,, über was sie 
sprechen. (Beifall bei der SPÖ.) Mägda, dir sage ich 
auch noch etwas, Esist für mich unverständlich und im 
Prinzip fast unverschämt, hier herauszugehen, denn 
im Prinzip willst du eine große Brandrede halten, und 
dann setzt du dich wieder hin und lachst über das, was 
du selbst gesprochen hast, weil für dich das Thema 
wahrscheinlich nicht so ernst ist. (Abg. Mag. Bleck­
mann: „Du schläfst ein bei der Ffauendiskussiori!") Ich 
könnte nicht lachen über das, was du gesagt hast. Mir 
ist das Lachen bei der Diskussion längst vergangen. 

Meine Damen und Herren! Als Mann weiß ich, daß 
gerade in unserer Berufsgruppe'- (Abg. Mag. Bleck-' 
marin:;„Du schläfst ein!") Du kannst dich nachher 
nochmals' zu Wort melden. Ich weiß, jetzt habe ich dich 
getroffen. Endlich ist es mir auch keinmal gelungen, 
auch dich zu- treffen. Ein Beispiel aus der Praxis: Wir 
haben jetzt zu unserer Gewerkschaft in Kooperation 
die Kolleginnen und Kollegen der Gewerkschaft 
Textil, Bekleidung, Leder zu uns bekommen, Wenn ich 
mir die Diskussion jetzt anhöre und dann schaue, wie 
die Realität draußen aussieht, dann muß ich euch 
schon etwas sagen, weil ihr von Kinderbetreuungs-
scheck, Karenzgeld für alle und so weiter gesprochen 
habt: Lieber Martin Wabl, ich trete auch für das 
Karenzgerd'-für alle ein, allerdings nur für jene, die es 
brauchen und nicht einfach quer drüber. (Beifall bei 
der SPÖ.)'' ; , - . ' . ' , ! 
• Eines muß man auch zur Kenntnis nehmen: Viele, 
alleinstehende Mütter und. Aüemerzieherinnen könA 
nen es sich nicht aussuchen. Sie können nicht zurück­
greifen, zum Beispiel auf einen Kinderbetreuungs­
scheck. (Abg. Mag, Bleckmann: „Den gibt es nämlich 
noch gar nicht!") Wenn es ihn geben sollte. In. der 
Situation ist diese Diskussion des Kinderbetreuungs­
scheck bei der ÖVP so alt wie ihre Partei selbst. Es ist 
daher sinnlos, weil das sind alles leere Lüftblasen und' 
weil sie an der Realität vorbeidiskutieren. Ich kenne 
kerne Frau, :die 7ÖÖQ"Schilling netto verdient und 
Kinder-hät und es.sich leisten könnte, die njcht-gerrie 
selbst zu Hause bei den Kindern bleiben würde. Selbst 
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bei Familien, wo das Einkommen sehr gering Ist, ist es 
sicherlich manchmal auch von Vorteil, wenn man 
zusätzlich noch ein Geld bekommt, wenn die Frau zu 
Hause bleibt. Manchesmal müssen beide arbeiten 
gehen, um überhaupt ihre Lebensexistenz bestreiten 
zu können. Das muß einmal im Vordergrund stehen. 
(Beifall bei der SPÖ.) Daher habe ich etwas dagegen, 
wenn man so global darüber redet und sagt „Karenz­
geld für alle". Es macht schon einen Unterschied, ob 
ich zum Beispiel, wenn ich verheiratet bin, Gattin 
eines Rechtsanwaltes, eines Generaldirektors oder 
selbständig, bin, wo Einkommen genug da ist, wg sie.' 
sich es richten können, oder ob einer am Existenz­
minimum herumgfassiert. Diese kann nicht in Karenz 
gehen, diese muß arbeiten gehen, weil sie ihre Miete 
nicht bezahlen kann, weil sie die Sozialversicherung 
braucht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, gehen wir davon aus, 
setzen wir von einem Betrag rund 6000 Schilling jetzt 
noch die Sozialversicherung ab, damit sie dann in 
späterer Folge sozialversichert ist. Daher soll man bitte 
nicht in der Form darüberfahren. Wenn man so locker 
immer redet von der Beschäftigung, gehen alle hinaus 
und sagen Teilzeitarbeit. Ja, die Teilzeitarbeit, von der 
Ihr träumt, die gibt es nicht. Es gibt eben Teilzeitarbeit, 
wo eine Frau bitte, wenn sie Kinder daheim hat, um 
15 Uhr zum Billa gehen muß, weil bis 19.30 Uhr offen 
ist und weil sie Regale nachschlichten muß. Wo sind da 
Kinderbetreuungseinrichtungen? (Abg. Keshmiri: „Wo 
ist da die Gewerkschaft!") Was nutzt uns da ein 
Kinderbetreuungsscheck? Ich weiß schon, daß euch 
das weh tut. Wir brauchen Kinderbetreuungsein­
richtungen, die auf derartige Dienstzeiten auch Rück­
sicht nehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nicht einmal der Gemeindekindergarten nimmt auf 
diese Öffnungszeiten Rücksicht. Alles klar, muß alles 
geregelt werden. Das ist bitte in der Frage Öffnungs­
zeiten im Handel ganz speziell eine Lawine, die los­
getreten wurde, weil sie Folgerungen natürlich auch 
für andere Bereiche hat. Ja, warum kann ich nicht um 
19.30 Uhr am Abend zum Paßamt gehen und mir dort 
bitte meinen Paß abholen. Da ist zu, aber bei den 
anderen ist es völlig Wurscht, was sie mit den Kindern 
machen. In der Frage Nachtarbeit für Frauen, wo der 
Kollege Purr, Hochegger, alle geredet haben, haben 
wir diskutiert. Habt ihr schon einmal überlegt, wer sich 
Sorgen macht, wo die Frauen ihre Kinder hintun, die 
jetzt quasi eh freiwillig, aber indirekt gezwungener­
maßen Nachtdienst machen müssen, weil sie sonst ihre 
Arbeit verlieren. Da brauchen wir Kinderbetreuungs­
einrichtungen, meine Damen und Herren. Das wird 
die Zukunft, und nicht nach deinem Motto „zurück 
zum Herd". (Beifall bei der SPÖ.) 

Die, die es sich leisten können, haben sicherlich viel 
' Freude daran, wenn sie ein Geld kriegen, weil sie es 
sich im Familienverband richten können, weil eine 
Großmutter, eine Tante, wer immer da ist, der ein­
springt. Aber die, die n iemanden haben, sind auf die 
öffentlichen. Einrichtungen angewiesen. Die Mobilität, 
meine Damen und Herren, bei den Frauen ist deshalb < 
ein Problem, weil eben erstens einmal von der Abhän­
gigkeit von der „Beschäftigung und in vielen Berufen 
Frauen gar nicht die Möglichkeit hätten, einzusteigen. 
Könnt ihr euch vorstellen, daß eine Frau in das Bäcker­
gewerbe einsteigt und eine Bäckerin wird, wo sie u m 

ein Uhr in der Nacht arbeiten anfangen muß, wenn sie 
Kinder oder Familie hat? Diese Frauen, die um ein 
Butterbrot arbeiten gehen, haben.die Doppelbelastung 
- Haushalt und Beschäftigung, Wir alle r eden vom 
Dienstleistungsbereich, ja steigen wir einmal gemein­
sam auf, daß auch im Dienstleistungsbereich mehr be­
zahlt wird. Wir alle wollen den Dienstleistungsbereich 
haben, nur zahlen will n iemand etwas dafür. (Beifall 
bei der SPÖ.) « 

Daher ist diese ganze Diskussion eine Heuchelei, 
und wir als Sozialdemokraten - ich sage noch einmal -
treten ein für ein „Karenzgeld für alle, die es 
brauchen", aber nicht für die, die genug haben und 
die es sich richten können. (Beifall be i der SPÖ. -
15.30 Uhr;j / V 

Präsident Dipl.-Ing. Vesko: Meine Damen und 
Herren, können wir wieder auf den Boden des Hauses 
zurückkommen. Als nächstes zu Wort gemeldet ist die 
Frau Abgeordnete Keshmiri. Ich erteile es ihr. 

Abg. Keshmiri (15.31 Uhr): Die Rede vom Herrn 
Kollegen Gennaro hat mich jetzt noch einmal dazu 
bewogen, mich zu Wort zu melden. Offensichtlich hat 
die SPÖ ah sozialer Kompetenz verloren, wenn Sie, 
Herr Kollege Gennaro, nur das Karenzgeld für alle 
haben wollen, die es brauchen, ja, dann frage ich Sie, 
brauchen Studentinnen Ihrer Meinung nach keine 
Absicherung, wenn sie ein Kind bekommen, oder 
Selbständige, die gerade am Anfang einer Unter­
nehmensgründung ganz massiv mit finanziellen 
Mitteln zu kämpfen haben? (Beifall bei der ÖVP.) 
Nein, Sie sind unglaubwürdig für mich, Herr Kollege 
Gennaro. Wenn Sie sagen für Leute, die'es brauchen, 
wie schaut es mit den Transferleistungen aus, mit der 
Familienbeihllfe? Da ist ja genau dasselbe in grün. Da 
sagen Sie nicht nur die, die es brauchen. Sie richten es 
sich so, wie Sie es gerade haben möchten. (Beifall bei 
derFPÖ.) 

Sie sagen, die Frauen müssen beim Billa von 14.30 
bis 19.30 Uhr arbeiten gehen. Ich sage, es ist noch 
schlimmer. Die Frauen, die Kinder haben, Alleinerzie­
herinnen, die erfahren heute, wann sie morgen in 
Handelsketten arbeiten gehen müssen. Dann frage ich 
Sie als Vertreter der Gewerkschaft, wie schaut es mit 
Ihnen aus, w ie setzen Sie sich für mehr Mit­
bestimmung, der Arbeitnehmerinnern in den Unter­
nehmen ein? Da ist die Gewerkschaft gefordert, Herr 
Kollege Gennaro, nicht nur Karenzgeld für alle, die es 
brauchen. Danke! (Beifall bei der FPÖ. - 15.33 Uhr.) 

Präsident Dipl.-Ing. Vesko: . Meine Damen und 
Herren! Kollege Vollmann, du hast die Möglichkeit, 
dich zum Wort zu melden, wenn du etwas zu sagen 
hast. 

Abg. Vollmann (15.33 Uhr): Ich danke dir, daß du 
mich aufforderst. (Präsident Dipl.-Ing. Vesko: „Gerne, 
ich bitte darum!") Sehr geehrter Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

In dem Haus hier regen sich anscheinend dann 
immer die Gemüter, wenn es darum geht, für den 
Durchschnitt der Menschen etwas zu tun. Zu Ihrem 
Vorwurf, Kollegin Keshmiri, daß die Gewerkschaft für 
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aU jene nichts täte, die sieh in dieser: Situation be­
finden, darf: ich Ihnen sagen, hebe Frau Kollegin 
Keshmiri - und das schreiben Sie sich ins Stammbuch; 
Die Gewerksehaft hat schon früher, etwas getan, bevor 
es noch ein Liberales: Forum gegeben hat in diesem 
Lande, das doppelbödig die Liberalisierung der Wirt­
schaft, der Arbeitszeit, der Unternehmungen, der 
Beschäftigung und aller Dinge fördert und sich dann" 
im Endeffekt herstellt und sagt, aber die Gewerkschaft 
tut nichtsN Na, vielleicht sollten wir,. Kollege Hoch-
egger und. Purr, wenn ihr schon so laut geklatscht habt 
und euch so gefreut habt über die Worte der Frau 
Kollegin Keshmiri, hergehen und alle auffordern; sie 
sollen streiken. Das wäre also eine Möglichkeit, die die 
Gewerkschaft ergreifen könnte. So legen wir die 
Arbeit in diesem Land lahm, denn da fordern welche 
von der Gewerkschaft, sie soll etwas tun, sie soll die 
Leute dazu auffordern, die Arbeit zu verweigern.. 
Wissen Sie, warum wir in Österreich so viele Arbeits­
plätze mehr haben, weil die Zahl der Teilzeitbesehäf-
tigten so stark steigt und weil ein Job zum Teil in drei, 
vier Teile zerlegt wird und weil das in erster Linie die 
Frauen betrifft. Meine Damen und Herren, das ist. die 
Tatsache, und es ist die Wahrheit. (Abg. Purr;, „Ihr seid 
dagegen, aber warum steigt die Teilzeitarbeit?") Wir 
sind grundsätzlich nicht dagegen, daß es .Teilzeit­
arbeit, Kollege Purr, und auch geringfügig Beschäf­
tigte gibt, weil sie bestimmten Bereichen die Möglich­
keiten bieten, ein zusätzliches Einkommen zu er­
reichen. (Abg. Mag. Bleckmann: „Das sind eure Ge­
setze. Mächt eure Gesetze anders!") Aber die Tat­
sache ist eine ganz andere. Kollegin Bleckmann, höre 
zu. Darf ich dir auch etwas sagen. Ich habe dir auch 
sehr höflich eine Zeitlang zugehört, bis du übermäßig 
geworden bist. Darf ich das so in dem Bereich sagen. 
Du redest vom -.. Kinderbetreuungsscheck. Meine 
Damen und Herren, ich weiß nicht, ob es der Herr Kol­
lege Gennaro gesagt hat, dann verzeihen Sie mir bitte, 
wenn ich das wiederhole. V^issen Sie, was mit dem 
Kinderbetreuungsscheek, nämlich mit der Höhe, mit 
der wir uns befassen, noch entsteht? Habt ihr einmal 
darüber nachgedacht, daß die Frau, die den Kinder­
betreuungsscheck bekommt und keinen Job hat, dann 
nicht versichert ist? Vielen Frauen geht es darum, 
SözialVersicherungszeiten zu erwerben. Da muß man 
gleichzeitig darüber nachdenken, das ganze Sozial­
system in der Frage der Versicherungen und aller 
anderen Bereiche umzudenken. 

Meine Damen und Herren, so geht die Schere aus­
einander. Irgend jemand muß das im Endeffekt doch 
bezahlen. Es ist leicht, hier schon zu reden: Jetzt 
zahlen wir das als Familienscheck oder als Karenzgeld 
und als das oder das, und das alles bezahlen wir aus 
dem Familienausgleichsfonds. Wer wird ;das alles 
miteinander dann letzten Endes bezahlen, und wie 
wird das im Endeifekt mit den Abgaben und Steuern 
funktionieren, wo jeder niedrigere Steuern auch noch 

, verlangt; (Beifall bei derSPÖ.) 

Irgendwo beißt sichhier die Katze in den Schwänz. 
Alles, was Sie hier zu dieser Sache sagen, ist Populis­
mus, Auch ich kann mich hierherstellen und von 
jedem wemger Steuern und mehr Geld für jeden eih-
ze ton verlangen Es muß aber aüeTl%elche^geben, 

; die^ereitidndrdasvzu.za^ 
große Gehe'üle, dp>es • landauf,; fanäafe über die 

Gehalts- und Löhnerhöhungeä; irn ietzten Jähr, die 
kollektiwertraglich. zwischen den Sozialpartnern aus­
gehandelt wurden, gegeben hat: Alles ist zuviel. Jeder 
einzelne Schilling für den Arbeitnehmer ist zuviel. Wir 
verlangen alles, was nur irgendwie geht. Meine 
Damen und Herren, so werden wir in dem Staat wahr­
scheinlich auf Dauer nicht weiterarbeiten können. 
Denken Sie vielleicht auch einmal darüber nach. 
Glück auf! (Beifall bei der SPÖ. - 15.37 Uhr.) 

Präsident Dipl.-Ing. Vesko: Als nächster zum Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. Wabl. 

Abg. Dr. Wabl.(15.37 Uhr): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! 

Kollege Gennaro, ich bin immer tief beeindruckt, 
wenn ausgerechnet du als einer der mächtigsten 
Gewerkschaftsvertreter und seit langem dort Tätiger 
ans Rednerpult trittst und uns so oberlehrerhaft die 
Leviten lesen willst, was soziale Gerechtigkeit ist und 
was Einkommensgerechtigkeit ist, daß wir alle für die 
Schwächen und für die Armen in dem Land nichts tun 
- ausgerechnet du, deine Gewerkschaft und deine 
Kollegen. Ich erzähle dir zwei Beispiele, für die du 
ganz entscheidend mitverantwortlich bist und die be­
weisen, daß zwischen deinen Worten, deinen Reden 
hier und deinem Handeln ein großer Unterschied ist 
und kilometerweit auseinanderklafft. Warst du oder 
war ich dafür verantwortlich, daß in der Steiermark 
von 1980 bis 1990 das Gehalt des Arbeiterkammer­
präsidenten und alle, che daran gehängt sind, von 
100.000 auf 200.000 Schilling gestiegen ist? - nach­
weisbar. Warst du öder ich in der Kammervoll­
versammlung? Warst du im Kammervorstand, oder 

^war ich dort? Glaubst du, daß das gerecht ist oder daß 
das einer der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
im dem Land gewollt haben, geschweige denn gewußt 
haben oder verhindern konnten? - das war das eine 
Beispiel. Ich erzähle dir noch ein Beispiel, weil du 
immer sagst, da die Arbeitnehmer, du der Vertreter 
der Armen und derjenigen, die Hilfe brauchen, und da 
die anderen, die Unternehmer, die „Owinehma", und 
so weiter. Du bist der Vertreter der gerechten Sache. 
Ich habe vor einer Woche einen langjährigen 
Gewerbetreibenden getroffen, er heißt Gmeindl. Die­
ser hat 40 Jahre einen kleinen Betrieb in Graz mit zehn 
Leuten geführt. Er hat zu mir gesagt: Jetzt habe ich vor 
kurzem den bekannten Rudolf Sametz getroffen, den 

. ehemaligen Metallarbeitersekretär. (Heiterkeit bei der 
SPÖ.) Ihr könnt ruhig lachen. Das ist aber ein Muster­
beispiel. Er war Metallärbeitersekretär, dann war er 
Obmann der Gebletskränkehkasse, dann war er Vize­
präsident der Arbeiterkammer - in der besten Zeit -
und dann Vizepräsident des Hauptverbandes der 

. Soziaiversicherungsträger. Ich' möchte Ihnen sägen, 
wie er es mir erzählt hat: Ich habe 40 Jahre einen J 

Betrieb geführt, zehn.Menschen Arbeit, und: Brot ge­
geben und habe dafür gesorgt, daß sie einen Arbeits­
platz haben. Meine Pension macht 8000 Schilling aus. 
Er hat gesagt, daß er damit auskommt, Sie können'sich 
aber vorstellen, daß ich allerdings große Schwierig­
keitenhabe, über die Runden zu kommen, Dann er hat 
gesagt' der ändere-ich: wiil den Manien nicht nennen, 
weil sfnst. ired .̂ ibj 'e^&zuvie! a u j ab@r; ic&'thpbe ihn 
ohnedies s c f i o n ^ Zeit vier 
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Gehälter bezogen, allein durch den Fleiß der Arbeit­
nehmer und Arbeigeber in dem Land. Er hat von den 
Krankenversicherungsbeiträgen, von den Arbeiter­
kammerbeiträgen und von den Gewerkschaftsbei­
trägen gelebt und hat in der besten Zeit geschätzte 
100.000 Schilling netto gehabt. Ein Arbeitervertreter, 
ein Kollege von dir, Gennaro, wo du neben ihm ge­
sessen bist und nichts dagegen getan hast. Dieser hat 
heute eine Pension von geschätzten 60.000 Schilling 
netto. Das ist jene Gerechtigkeit, die du vertrittst, und 
deshalb bist du für mich nicht legitimiert, wenn du von 
Gerechtigkeit sprichst, weil- du mitverantwortlich 
bist. Danke schön! (Beifall bei der ÖVP und FPÖ. -
15.41 Uhr.) 

Präsident Dipl.-Ing. Vesko: Als nächster zum Wort 
gemeldet ist Herr Landesrat Dr. Hirschmann. Ich 
erteile es ihm. 

Landesrat Dr. Hirschmann (15.41 Uhr): Verehrter 
Herr Präsident, meine verehrten Damen und Herren! 

Ich bin immer sehr beeindruckt, wenn Martin Wabl 
von seinem sozialen Engagement her zu solchen 
Dingen redet wie jetzt, nicht nur wegen des Beispieles, 
das er gebracht hat, ist aber für mich sehr authentisch 
von ihm und auch sehr glaubwürdig. Kurt Gennaro, 
ich habe bei dir auch gut zugehört, und vieles, was du 
gesagt hast, war von der Analyse her auch absolut 
richtig und müßte eigentlich den Beifall aller Fraktio­
nen finden. Das schwierige ist bei uns offenbar nur, 
daß wir, auch was die Kollegin Keshmiri geantwortet 
hat, natürlich bei allen Themen sowieso, aber auch bei 
den Fragen, die offenbar parteiübergreifend sind wie 
dieses Thema hier, abgehandelt werden sollten oder 
könnten - zumindest - eigentlich in der Therapie und 
in den Lösungsansätzen doch in unsere alten Ver­
haltensweisen und in die doch sehr parteipolitisch ge­
prägten Sichten der Dinge verfallen, was im Wesen 
einer Demokratie offenbar hegt. Es ist aber schade für 
dieses Thema, weil - soweit ich der Debatte folgen 
konnte - weithin ein positiver Wille da war mit - wie 
schon gesagt - sehr vielen guten Analysen und mit 
vielen richtigen Vorschlägen. Jetzt ist es in der Tat so, 
meine verehrten Damen und Herren, wenn ich mir die 
Bemerkung er lauben darf, daß wir gerade bei einem 
so komplizierten Problem, in einer so differenzierten 
Gesellschaft, in der wir heute leben, Gott sei Dank 
leben, natürlich die maßgeschneiderten Einsermodelle 
zur Lösung dieser Probleme nicht finden, wie der ehe­
malige Bundeskanzler Sinowatz einmal zu Recht ge­
sagt hat, die Welt ist sehr kompliziert —und das stimmt. 
Ich fände es gut, wenn wir in dieser Frage, meine ver­
ehrten Damen und Herren, zumindest in den Kern­
bereichen, die uns betreffen, doch zu einem gemein­
samen Lösungsansatz kämen, denn es ist unbestritten, 
daß Frauen, und das ist für mich auch kein Klassen­
kampf, de r immer , wobei ich nochmals unterstreiche, 
vieles von dem, was Kurt Gennaro in der Analyse ge­
sagt hat, selbstverständlich seine absolute Richtigkeit 
hat. Ich glaube nicht, daß das einfach mit den dog­
matischen Lösungen der Vergangenheit zu lösen ist, 
erstens. 

Zweitens, meine verehrten Damen und Herren, was 
den öffentlichen Dienst anbelangt: Wir werden in den 
nächsten Wochen eine Verordnung in die Regierung 

zum Frauenförderungsprogramm einbringen. Die 
Situation im öffentlichen Dienst ist imvergleichhch 
besser als in der sonstigen nicht geschützten Welt, das 
muß ich auch dazusagen, von der Ausgangslage her, 
sowohl was den Anteil der Frauen, die. bei uns 
arbeiten, als auch die Entwicklungsmöglichkeiten bis 
auf, ausgenommen, den Führungsbereich betrifft - das 
ist schon richtig. Meine verehrten Damen und Herren! 
Wenn es nach mir ginge, würde ich Ihnen einen Vor­
schlag machen: Beschließen Sie heute, daß Führungs­
funktionen in der Landesverwaltung auf die nächsten 
fünf oder zehn Jahre prinzipiell nur von Frauen besetzt 
werden. Das ist verfassungswidrig - so nehme ich an, 
Christian. Das macht aber nichts, wäre aber eine sehr 
schöne Willenskundgebung, eine parteiübergreifende, 
der gesamten Landtagsfraktionen, und es würde eine 
gewisse politische Wirkung haben, vermute ich, auf 
alle Parteien, die dann einen etwas größeren Einfluß 
auf die Bestellung von Führungsfunktionen haben. 
Das wäre von mir ein Vorschlag, meine verehrten 
Damen und Herren. Ich möchte allen sehr herzlich 
danken, die nicht nur sich engagiert hier heute zu 
Wort gemeldet haben, sondern auch die in den ver­
schiedensten Arbeitsgruppen zur Vorantreibung der 
Lösung dieser Probleme sich in den letzten Wochen 
und Monaten eingesetzt haben. Ich sage nochmals, 
daß Gesetze und Verordnungen die eine Sache sind, 
meine verehrten Damen und Herren, Arbeitsgruppen 
sind eine andere Sache. 

Ich möchte abschließend sagen, die Steiermark ist 
erfreuerlichweise im Bereich der politischen Funktio­
nen, die es im Land gibt, aber auch in den Ver­
waltungsfunktionen, immerhin insofern ein Vorbild, 
als wir zumindest bei den kleinen Schritten,, die ge­
setzt wurden, den ersten Schritten, die gesetzt wurden, 
in Österreich beispielhaft waren. Ich danke Ihnen! 
(Beifall bei der ÖVP. - 15 .46 Uhr.) 

Präsident Dipl.-Ing. Vesko: Eine weitere Wort­
meldung liegt nicht vor. Nach 17 Debattenrednern 
kommen wir nun zur Abstimmung zu diesem Tages­
ordnungspunkt und stimmen als erstes über den An­
trag der Frau Berichterstatterin zur Einl.-Zahl 965/1 
ab. J ene Damen und Herren, die diesem Antrag zu­
stimmen, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. 
Gegenprobe. 

Das ist die mehrheitliche Annahme des Antrages. 

Zweitens stimmen wir ab über den Entschließungs­
antrag der Grünen, betreffend Frauenförderungs­
programm. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen 
mit der Hand. 

Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit 
gefunden. 

Jene Damen und Herren, die dem Entschließungs­
antrag der Liberalen, der Volkspartei und der Sozial­
demokraten, betreffend verstärkte Schaffung von 
Habilitationsstipendien für Assistentinnen, zustim­
men, bitte ich um ein Handzeichen. Danke. 

Das ist die einstimmige Annahme des Antrages. 

Über den Entschließungsantrag des Liberalen Fo­
rums, der Volkspartei, der Sozialdemokraten, bezüg­
lich der Sicherung des Frauenprojektes „Kleiderladen-
Nähstube" in Leoben. Bitte um ein Zeichen. Danke. 

Das ist die einstimmige Annahme des Antrages. 
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Über den Entschließungsänfräg des Liberalen Fo­
rums, betreffend langfristige finanzielle Absicherung, 
des Busmess-Frauen-Ceriters Graz, 'Steiermark, bitte 
um ein Handzeichen. 

DerAnt rag findet nicht die erforderliche Mehrheit. 

Schlußendlich über den Entschließungsantrag der 
Österreichischer! Volkspartei, betreffend Finanzierung 
des Gründerinnenzentrums Graz. Bitte um eir^ Hand­
zeichen. 

"Auch dieser Antrag hat nicht die erforderliche 
Mehrhei t gefunden. 

Wir kommen nunmehr zum Tagesordnungspunkt 

6. Bericht des Ausschusses für Gesundheit, Sport 
und Spitäler über den Antrag, Einl.-Zahl 891/1, ider 
Abgeordneten Keshmiri und Dr. Brünner, betreffend 
. Sportstätten Leoben. 

Ich bitte Herrn Abgeordneten Jeglitsph um den Be­
richt.. ; - • • • " ' • . , ' • ' ' • -

' - - •• . " . / 

Abg. Dipl.-Ing. Dr. Jeglitsch (15.49 Uhr): Herr Präsi­
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren 

Der Ausschuß für Gesundheit, Sport und Spitäler hat 
in seiner Sitzung am 12. Jänner 1999 über den Antrag, 
Einl.-Zahl 8.9171, der Abgeordneten Keshmiri u n d " 
Dr. Brünner, betreffend Sportstätten Leobeh, beraten. 

"Den Intentionen der Antragsteller wird auf Grund der 
Stellungnahme der Landesregierung bereits Rech­
nung geträgen. Der Ausschuß für Gesundheit, Sport 
und Spitäler stellt den Antrag, der Landtag wolle" be­
schließen: Der Bericht des Ausschusses für Gesund­
heit, Sport und Spitäler über den Antrag der Ab­
geordneten-Keshmiri und Dr. Brünner, betreffend 
Sportstätten Leobeh, wird-zur- Kenntnis genommen. 
(15.49 Uhr.) • : - . . < • ' 

Präsident Dipl.-Ing. Vesko: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter für seihe Ausführungen. Zu Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Ussar. Ich erteile es 
ihm;- . ' • • - . ' . 

;•- Abg. Ussar (15.50 Uhr): Sehr geehrter Herr Präsi­
dent, sehr geehrte Hefreh Landesräte, sehr geehrte,-' 
Damen und Herren, Hohes Haus! 

;Die Stadtgemeinde Leoben wendet für den Sport 
alljährlich im Budget sehr hohe Summen auf. Im Jahr 
1998 betrugen die Aufwendungen inklusive aller 
Sportanlagen 29,937.000 Schilling, Auch, im Voran­
schlag des Jahres 1999 sind im Budget 31,122.000~ 
Schilling vorgesehen - eine sehr ansehnliche Summe, 
wie Sie sehen. Schon allein diese Summen zeigen, 
Ihnen, welche Bedeutung dem Sport in der Stadt 
Leoben zugewendet wird. Die Stadtgemeinde Leoben 
verfügt über vrmfangreiche Sportstätten. Herr •Landes­
hauptmann Schachner und Herr Landesrat Hirsch­
mann wissen das, Wir; h aben uns schon Öfter bei Eröff­
nungen, vor allem letztes Mal im Tivoli, gesehen. Ich 
nenne die , Sportanlage im Tivoli,; Räsenspielfeld, 
Kunstrasenspielfeld, Kunststöfffläche für Hand- und 
Basketball, Leichtathletikanlagen, Beachvolleyball-
feld, Asphaltfeld für Stockschießen, Streetball und an - . 
deres. Zweitens: Die Sporthalle, eine 42 mal 28 Meter 
-große Sporthalle, drei Normtümsäle mit elastischeih 
• Parkettboden fü r sämt l iche Hällensportarten, . Kräft-
trainingsraum, Judoraum, Gymnastikraum, eine 
Tribüne mit 540:Sitz- und 200 Stehplätzen, -ein Hallen-, 

bad, Sportbecken, Lehrschwimmbecken,- Therapie­
becken, Kleinkinderbereich, Säuhaanlage, Dampf-
kamrnern, Frischlufträume, ein Städionbad, Wett­
kampf beekeni Nichtschwimmerbecken mit Wasser­
spielen, Wässerrutsche, Kinderplanschbeoken, diverse 
Spielgeräte, Multifläcrie für Fußball, Basketball, 
Volleyball, ein Bad im Stadtteil Donawitz mit e inem 
Mehrzweckbecken, Kinderplanschbecken, Kabirien, 
Tischtennistische et cetera, eine Kunsteisbahn, 
Freilufteisfläche, Stehplatztribünen, Umkleidemög­
lichkeiten, ein Tischtenniszentrum, Tennisplätze mit 
Umkleiden, Sanitärräumen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, diese kürze Auf­
stellung zeigt Ihnen,-: daß für Sportausübung in der 
Stadt. Leoben ausgezeichnete Anlagen zur Verfügung 
stehen. Ich darf abschließend zu diesem Kapitel 
betonen, daß der Sportplatz Lerchenfeld, e in FußbaTl-
feld 90 mal 45 Meter, eine Rundenlaufbahn 374 Meter, 
ein Umkleidegebäude mit vier Umkleiden, inklusive 
Sanitärraum, an die Polizeisportvereinigung Leoben 
zu einem überaus günstigen Preis - 7000 Schilling pro 
Jahr, Ungefähr 700 Schilling pro Monat - verpachtet 
wurde. Der Mietvertrag wurde bereits am 28. Novem­
ber 1997 abgeschlossen, und es wurde mit Unter­
stützung und Förderung der Gemeinde vom Polizei-
sportyerein eine- Hackschnitzeltrainingsläufbahn er^ 
richtet, Die Stadtgememde Leoben wird daher die 
Notwendigkeit und den Umfang einer erforderlichen 
Ersatzlaufbahn für Trainingszwecke in Kunststoff-
ausführung ebenfalls prüfen und sich einer Ersätz­
beschaffung nach Maßgabe der Erfordernisse sicher 
nicht verschließen. Ich darf anführen, daß in der Stadt 
26 Sportvereine sind. Wenn ich an die letzte Sport-
-ierehrung denke - ich h a b e , Ihnen sämtliche Ein­
richtungen dargestellt -•, sehen Sie aber auch den 
Erfolg..- Bei der letzten Sportlerehrung: ein Welt­
meister, zwei dritte Plätze Bei Weltmeisterschaften, 
zwei zweite Plätze, b e i Europameisterschaften, drei 
Plätze bei Europameisterschäften, 15 österreichischem 
Meister, 38 sfeirische Meister in den Disziplinen Kick­
boxen, Wasserschi, Leichtathletik, Schisport, Stock-
sport, Radsport, Sportkegeln, Sportschießen, Volley­
ball, Tischtennis, Judo. Ich glaube, allein"diese A u s ­
zählung zeigt Ihnen, 'daß die Einrichtungen nicht nur 
genützt werden, sondern erfolgreichste Sportler im 
Rahmen der Stadt tätig sind. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß. Aus meinen Ausführungen sehen Sie, daß sich 
die Stadt Leoben ganz besonders bemüht, ihren Ruf als 
Sportstadt ganz besonders Rechnung zu tragen. Ich 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall bei der 
SPÖ und Ö-VP;- 15.55 Uhr.) :" • -

' Präsident Dipl.-Ing. Vesko: A ls ,nächstes .zu Wort 
gemeldet ist die Frau Abgeordnete Keshmiri. Ich. er­
teile es ihr. 

* Abg. Keshmiri (15.55 Uhr): Ich möchte mich-nur 
ganz kurz -zu Wort melden. Es ist richtig, was Herr 
Kollege Ussargesagt hat. Also Leoben bietet wirklich 
genügend Möghchkeiten für die Jugend, Sport zu b e ­
treiben: Auch Tivoli ist einzigartig und gerade für die 
technischen Sportrichtungen hervorragend, allerdings 
was fehlen würde, wenn es zu einer Schließung dieser 
Sportanlage kommen würde in der Au, so wie es jetzt 
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eben vorgesehen ist, wäre, daß die Leichtathleten 
keine Möglichkeiten mehr hatten, professionell zu 
trainieren. Es hat mich gefreut, daß Sie gesagt haben, 
Kollege Ussar, nach Maßgabe der Erfordernisse. Sie 
werden wahrscheinlich auch die Erfolge des Polizei­
sportvereines Leoben kennen. Es gibt Weltmeister, es 
gibt Staatsmeister, es gibt Landesmeister, und zwar in 
jeder Altersgruppe. Auch die Jugend ist engagiert und 
trainiert täglich. Deshalb ist es auch nicht möglich, daß 
- so wie Bürgermeister Konrad auch einmal vorge^ 
schlagen hat - die Jugend nach Kapfenberg fahren' 
soll, weil das einfach von der Zeit her nicht möglich ist. 
Wenn sie täglich trainieren, ist es von den .zeitlichen 
Ressourcen her, ich denke nur daran, die Kinder haben 
bis 14, 15 Uhr nachmittags Schule, gar nicht möglich, 
eine halbe oder dreiviertel Stunde in Kauf zu nehmen, 
um nach Kapfenberg zu kommen und um dort viel­
leicht zwei Stunden zu trainieren und dann wieder 
zurückfahren müssen. Das wäre - wie schon gesagt -
von der zeitlichen Ressource -her nicht möglich. Es 
wäre natürlich auch für Leoben ein Vorteil, wenn 
eine professionelle Laufbahn kommen würde, weil es 
im ganzen Bezirk und in der Umgebung keine 
Laufbahn eines solchen Ausmaßes gibt. Wenn Leoben 
so eine Anlage hätte, dann würde sich die Ober-
steiermärk sicherlich noch mehr zum sportlichen 
Zentrum entwickeln. Danke! (Beifall bei der ÖVP. -
15.57 Uhr.) 

Präsident Dipl.-Ing. Hasiba: Eine weitere Wort­
meldung liegt nicht vor. Ich darf jene Damen und 
Herren, die dem Antrag des Herrn Berichterstatters 
zustimmen, bitten, ein Handzeichen zu geben. Danke. 
Gegenprobe. 

Ich stelle die einstimmige Annahme des Antrages 
fest. . 

7. Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und 
Arbeitsplatz über die Regierungsvorlage, Einl.-
Zahl 1017/1, betreffend Steirische Wirtschaftsförde­
rung, aktueller Entwicklungsstand der steirischen 
Impulszentren; Förderungsstatistik 1997 - KMU-An­
teil. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Ing. Mag. 
Hochegger. Ich erteile'ihm das Wort. 

Abg. Ing. Mag. Hochegger (15.58 Uhr): Sehr 
geehrter Herr Präsident, geschätzte Damen und 
Herren! ; 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Arbeitsplatz hat in 
seiner,Sitzung am 12. Jänner 1999 über die Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 1017/1, betreffend Steirische 
Wirtschaftsförderung, aktueller Entwicklungsstand 
der steirischen Impulszehtren, Förderungsstatistik 
1997, beraten und nachstehenden Beschluß gefaßt: 
Der Ausschuß für Wirtschaft und Arbeitsplatz stellt 
den Antrag, der Landtag wolle beschließen: Der Be­
richt, betreffend Steirische Wirtschaftsförderung, aktu­
eller Entwicklungsstand der steirischen Impuls-
zentren, Förderungsstatistik 1997 - KMU-Anteil, wird 
zur Kenntnis genommen. (15.58 Uhr.) 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstatter 
und erteile dem Herrn Abgeordneten Ussar das Wort. 

• Abg. Ussar (15.59 Uhr): Sehr geehrter Herr Präsi­
dent, Herr Landesrat, sehr geehrte Damen und Herren, 
Hohes-Haus! 

Ich habe im Rahmen der Wirtschaftsdebatte hier im 
- Hohen Haus ausführlich auf die Situation in der Ober­

steiermark, vor allem im Bezirk Leoben, hingewiesen. 
Der Anteil, der 1980 noch, ein Drittel aller steirischen 
Arbeitsplätze bot, ist in der Obersteiermark auf nur ein 
Viertel zurückgegangen. Die von Herrn Univ.»Prof. 
Faßmann durchgeführte Evaluierung der Bevölke-
rüngsprognose - der ÖROK — für den Raum Ober­
steiermark-hat selbstverständlich - wie ich schon ein­
mal gesagt habe - größte Sorgen ausgelöst. Wenn 
auch inzwischen eine neue Prognose von Herrn Prof. 
Tichy vorliegt, so können wir doch auch nach dieser 
Prognose davon ausgehen, daß es unbedingt erforder­
lich sein wird, ernsthaft gegensteuernde Maßnahmen 
in der Obersteiermark zu treffen. Ein : wichtiges 
Instrument in dieser Hinsicht ist selbstverständlich 
auch die Steirische Wirtschaftsförderung. Uns liegt 
heute die Förderungsstatistik 1997 vor, und schon im 
Wirtschaftsbericht des Landes Steiermark für 1997, der 
in Zusammenarbeit mit Joanneum Research erstellt 
würde, sehen wir auf Seite 39, daß im Rahmen der 
Wirtschaftsförderung des Landes 22,3 Prozent der 
1997 genehmigten Mittel in die Obersteiermark, 
56,5 Prozent in die Süd-, Ost- und Weststeiermark und 
9,1 Prozent in den Zentralraum Graz gingen, und 
12,1 Prozent der Förderungsmittel konnten regional in 
diesem Bericht nicht zugeordnet werden. Allein diese 
Statistik, sehr geehrte Damen und Herren, zeigt, daß 
es dringend notwendig ist, entsprechende Mittel der 
Wirtschaftsförderung besonders in der Obersteiermark 
einzusetzen. Am 21. Dezember 1998 hat nun die 
Steiermarkische Landesregierung die von uns in den 
regionalen Entwicklungsbeiräten erarbeiteten Pro­
jekthändbücher mit den regionalen Leitprojekten zur 
Kenntnis genommen und die zuständigen Dienst­
stellen beauftragt, die Regionen "bei der Umsetzung 
dieser Leitprojekte besonders zu unterstützen. Ich 
habe, sehr geehrte Damen und Herren, die Leit­
projekte des Bezirkes Leoben bereits in einer der 
letzten Sitzungen ausführlich im Hohen ' Haus ge­
schildert und die besondere Unterstützung der 
Landesregierung gefordert. In der heutigen Vorlage 
scheinen unter geplante Impulszentren beziehungs­
weise regionale Initiativen - geplanter Projektstart 
Ende 1998 - das Wirtschafts- und .'Unternehmer­
zentrum Leoben und das Logistikcenter Leoben auf. 
Ich möchte diese Liste ergänzen und um besondere 
Förderung auch für das Werkstoffkompetenzzentrum, 
das Zentrum für angewandte Technologie, den Ge­
werbepark Leoben-Ost, den Wirtschaftspark Leöben-
West, die Projekte „Einkaufen in Leoben", Neukon­
zeption des Stadtmuseums als Schwerpunktmuseum 
und das Museumsviertel ersuchen, aber besonders 
auch - Jugendbeschäftigungsinitiative, Freizeitanlage 
in der Au, Hotelneubau am Standort Busbahnhof, 
Stadion Donawitz als Großveranstaltungsstätte und 

.'die Verlängerung der Südbahnstraße • Leoben-Nord, 
weiters die Förderung von AT&S in Hinterberg und 
der Langproduktengruppe der Voest. Sehr geehrte 
Damen und Herren! Als Stadt Leoben und als Tor zur 
Eisenstadt sind diese Projekte für unsere Region von 
besonderer Bedeutung. Für das Logistikcenter, 
welches in der Vorlage, wie schon erwähnt, auf-
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scheint, ist eine Förderungszusage bis Mitte Februar, 
sehr geehrterHerr Landesrat, dringend.notwendig. Ich 
ersuche dich ganz besonders, da die Investitionen und 
der Umbau ;erst nach Vorliegen der schtiftlicheh 
Forderungszusage freigegeben werden:, diesem Pro­
jekt besonderes Äugenmerk zuzuwenden. Sehr ge­
ehrte Ijamen und Herren, ich komme schon zum 
Schluß. Die Sicherung der Arbeitsplätze, neue Arbeits­
plätze, soziale Sicherheit, eine lebenswerte Umwelt, 
erschwingliche Wohnungen und sichere Pensionen 
werden auch weiterhin Schwerpunkt unserer Arbeit 
sein müssen. Tun wir alle gemeinsam alles^damit die 
Jugend auch in unserer Region eine Zukunft hat, wie 
wir es auch gehabt haben. Ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit! (Beifall bei der SPÖ. - 16.04 Uhr.) . 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Ing. Mag. Hochegger, dem ich es erteile. 

Abg. Ing. Mag. Hochegger (16.05 Uhr): Herr 
Präsident, Herr Landesrat, geschätzte Damen uiid 
Herren! 

Wir können, wenn wir. von Impulszentren in der 
Steiermark sprechen, mit Freude feststellen, daß hier 
eine Innovation von der Steiermark ausgegangen ist. 
Es wurde im Jahre 1996 der erste Technologiepark in 
Österreich, nämlich in Graz, eröffnet, und es gibt heute 
nahezu keinen Bezirk des Landes, wo nicht in Form 
eines regionalen Leitprojektes ein Teehnologiepark 
oder ein sogenanntes Innovations- oder Impulszen-
trüm in Bearbeitung ist. Insgesamt hat das Land in 
diese Projekte über 80 Millionen an Förderungs­
schillingen investiert. Es wurde dadurch insgesamt 
steiermarkweit ein Investment - von 300 Millionen 
Schilling realisiert. Mit besonderer Betonung sei von 
hier aus festgestellt, daß in diesen regionalen, über die 
ganze Steiermark verteilten Projekten und in Impuls-
Zentren an die 180 Unternehmen betreut und über 
lOOÖ Mitarbeiter beschäftigt werden. Überhaupt 
glaube ich, daß die Technologiepolitik des Landes hier 
Wirkung zeigt, daß wir hier in unserem Lande mit 
diesen Innovationszentren und Impulszentren den 
Strukturwandel in unserem Lande in eine sehr gute 
national und international anerkannte Richtung ge­
bracht haben. Dies zeigen auch die Beschäftigungs­
ziffern: Allein von 1995 bis zum heutigen Tag hat die 
Beschäftigung, in unserem Lande von 404.000 auf 
412.000, das ist ein Plus von 8000 in drei Jähren, zuge­
nommen. Ich betone es auch von. dieser Stelle immer 
wieder, daß wir auch mit Freude festzuhalten haben, 
daß auch die Arbeitgeberbetriebe in unserem Lande 
immer wieder zunehmen, das heißt, daß die neu 
gegründeten Unternehmen:; irnmer mehr auch zu 
Beschäftigern und Beschäftiguhgs- und Arbeitgeber-
beMeben werden. Es sei riuf gestattet, besonders flar-
auf hinzuweisen, daß wir hierinicht nur den Striiktur-
wandel im wirtschaftlichen Bereich letzten Endes zur 
Kenntnis nehmen müssen, sondern daß auch im Be­
reich der Produktionsfäktoren ein besonders rele­
vanter Sütiktürwänder Platz greift, das heißt, daß 
heutemehr denn je Wissen, Information und Kapital 
letzten Endes diei entscheidenden Faktoren; darstellen: 
DäS'führt ;dazu> idaß̂  

'•: Faktoren; där«tellen> dässheißtf d Ä wp hier eföeh; im. 
ihieMaäön-alek W/et^^ 

wissen; auch und müssen zur Kenntnis*' heimien, daß 
die neuen Wächstümsfelder irn Beschäftigüiigsbereich 
nicht mehr die ProduktionSbereiche sind, sondern daß 
wir primär im Bereich der Betreuung, der Beratung, 
der: Lehre, der -Forschung,; der• Entwidkluhg, im 
Managementberetch, im Orgahisatiönsbereich die 
größten Wächstümsfelder, im sogenannten sekun­
dären Dienstleistungsbereich, die größten Beschäfti-
gungszunahmeh erwarten dürfen, und nicht mehr, wie 
das früher noch der Fall war, daß wir sehr prödüktions-
und auch reparaturorientiert im Beschäftigungs­
bereich hier agieren konnten. Das heißt, daß wir auch 
Immer mehr eine Wissensgesellschäft werden und daß 
in modernen Unternehmen der VermÖgensaufbäu 
nicht So sehr am Bankkonto oder in der Bilanz statt­
findet, sondern daß hier vor allem auch der Ver­
mögensaufbau im Wissensbereich der Mitarbeiter­
schaft, im Wissensbereich, im Humankapital Platz 
greift und seinen Stellenwert hat. Hier sei auch ange­
merkt, daß die Bemühungen des Landes Steiermark im 
Bildungsbereich, im Quälifikationsbereich, in den 
Ansätzen im Bereich des Wissensmanagements nicht 
genug gewürdigt werden können. Ich darf mit der 
Lehrlingsausbildung beginnnen. Unsere Bemühungen 
der letzten Jahre, es war schwierig genug, aber die 
Erfolge sind auch in unserem Lande in diesem Bereich 
da. Wir haben Beachtliches auf dem Sektor des Fach­
hochschulsektors zustande gebracht, und wir Sollten 
nicht vergessen, daß wir unseren universitären Bereich 
mit unseren Universitäten in der Steiermark _ dies­
bezüglich entsprechend würdigen sollen, daß uns das 
selbst bewußt ist, daß wir hier elementare Partner für 
die Zukunft im Bereich des Wissensmänagements in 
unserem Lande vorfinden. Wir haben noch eine ganz 
spezielle Aufgäbe zu lösen: Wenn wir unsere Arbeits-
losenstatistik betrachten, dann stellen wir irnmer noch 
fest, daß über 40 Prozent aller Arbeitslosen als höch­
stes Bildungsniveau eine Pflichtschulaüsbildung auf­
weisen. Ich bin überzeugt, daß wir in den nächsten 
Wochen und Monaten öder in der nächsten Zeit auch 
hier in der Steiermark besonders gefordert sind. Ich 
darf auch,--was die Standortqualität diesbezüglich 
anbelangt, eine WIFO-Analyse hier zitieren. Hier wird 
von der Steiermark erwähnt: Zwei Faktoren zeichnen 
den Standort Steiermark gegenüber dem übrigen. 
Österreich besonders aus: Qualifikation Und Lei­
stungsbereitschaft der Arbeitskräfte und eine global 
orientierte Industrie, die insbesondere im Wege der 
Zuliefervernetzung (Clusterphilosophie) auch kleine­
ren Investoren den Zugang zum Weltmarkt öffnet, Ich 

vglaube, daß wir hier richtige Wege eingeschlagen 
haben und richtige Wege beschreiten, daß wir »aber 
nach wie vor voll gefordert sind, hier weiters innovativ, 
aktiv zu sein und die ProblemsteUungenm den Griff zu 
bekommen. Wenn wir auch die Beschäftigung letzten 
Endes als ^ie wirtschäftspolltische Cäüsa Prima dar­
stellen, so müssen wir uns auch immer wieder vor 
Augen führen, daß der ProduktiohsfaMörHuman-, 
kapital -ganz einfach in unserem Lande wohl zu den 
wertvollsten, aber auch zu den teuersten gehört, und 
daß man hier, wenn möglich, poÜtiSch 'das; eine©der 
andere haehjustieren sollte. Ich darf hier auch eine 
WirtsehaftsiMndlöÄeruhg; sozusagen zum Besteh 
ijebten * ,,JJiesSe;züdlieh sollte dasMotto' laüteri; mehr 
•;riÄ©< wem^^ lÄ t to - i dasiheißt, daß wif Jper suf der, 
A l bÄ i f e t e h s e f e 



48. Sitzung des Steiermärkischen Landtages, XIII. Gesetzgebungsperiode-19. Jänner 1999 3801 

preise etwas zustande bringen. Es ist auch im Tages­
ordnungspunkt die Förderstatistik 1997 noch ange^ 
führt. Diesbezüglich sei mir als Mitglied des Wirt-
schaftsförderungsbeirates gestattet, hier anzumerken, 
daß wir Wohl eine der modernsten Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaften Österreichs in unserem Lande 
aufzuweisen haben: Das ist auch in der Weise aner­
kannt, daß wir hier im Wirtschaftsförderungsbeirat 
auch immer einstimmige Beschlüsse fassen, obwohl 
sehr viel oder, manchmal entsprechende Kritik vor 
allem von der Sozialdemokratie angeführt wird. Wir 
wissen, daß wir im Beirat im Interesse des Landes und 
im Interesse der Beschäftigung eine gut klimatische 
Vorgangsweise vorfinden. In diesem Sinne hoffe ich, 
daß wir auch in Zukunft für die Steiermark in diesem 
Bereich der Innovation und der Qualifikation und 
damit der Beschäftigung gut vorankommen. Ich danke 
für die Aufmerksamkeit! (Beifall bei der ÖVP. -
16.14 Uhr.) 

Präsident: Als nächsten Redner erteile ich dem 
Herrn Abgeordneten Riebenbauer das Wort. 

Abg. Riebenbauer (16.14 Uhr): Spöttische Bemer­
kungen zu meinem Namen, die noch nicht lesen kön­
nen, die ein Ü und ein I nicht auseinanderkennen. 
Schicksal. 

Herr Präsident, Herr Landesrat, meine geschätzten 
Damen und Herren! Vielleicht sind Sie etwas erstaunt, 
wenn ich.als sogenannter Bauernvertreter zum Thema 
Wirtschaft etwas sage, aber es liegt mir einfach am 
Herzen. (Abg. Gennaro: „Ist ja auch Wirtschaft!") 
Richtig, Herr Kollege. Weil ich glaube, daß vor allen 
Dingen für den ländlichen Raum diese Partnerschaft 
Wirtschaft - Konsument - Arbeitnehmer - Arbeitgeber 
- Landwirtschaft entscheidend und wichtig ist. Darum 
bin ich auch froh darüber, daß in dieser Wirtschafts-
förderungsstatistik 1997, die in der Regierungsvorlage 
vorliegt, ersichtlich ist, daß gerade in der Steiermark 
die kleinen und mittleren Unternehmen durch diese 
Wirtschaftsförderung enorm gestützt werden. Geför­
dert wird vor allen Dingen das Wachstum der Wirt­
schaft, die Unterstützung der Forschung und der Ent­
wicklung, die Verbesserung von Umweltsituationen, 
die Beratung und der Technologietransfer sowie die 
Kooperation von Unternehmungen. Gerade von diesen 
Förderungen haben eigentlich die kleinen und mitt­
leren Unternehmen starke Vorteile. 95 Prozent der 
Förderungsfälle betreffen kleine und mittlere Betriebe. , 
Diese 95 Prozent nützen 60 Prozent der Wirtschafts-
förderungsmittel aus. 68 Prozent der Falle und insge­
samt 43 Prozent des Fördefungsvolumens kommen Be­
trieben mit bis zu 50 Mitarbeitern zugute, also gerade 
j enen kleinen und mittleren Betrieben und Unter­
nehmen, die vor allen Dingen in unseren ländlichen 
Gebieten sorgen, daß wir auch in diesen ländlichen 
Gebieten Arbeitsplätze haben und Arbeitsplätze ge­
schaffen werden. 

5 Prozent der geförderten Betriebe waren Groß­
unternehmen, die mehr als 40 Prozent der Förderungs­
mittel bekommen, haben. Und jetzt kann man fragen, 
ja ist das überhaupt richtig? Man muß aber, glaube ich, 
in diesem Wirtschaftsbericht zur Kenntnis nehmen, 
daß ohne Berücksichtigung der Magna-Ansiedelung 
die Situation wesentlich anders ausschauen, würde, da 

würden sich 20 Prozent auf Großbetriebe verteilen und 
60 Prozent auf die kleinen und mittleren Unter­
nehmen. Wir brauchen aus meiner Sicht die kleinen 
und mittleren Unternehmen genauso wie die Groß­
betriebe, weil beide können sich auch wirtschaftlich 
sinnvoll ergänzen. Und gerade für unsere ländlichen 
Regionen, in denen ja die meisten von uns zu Hause 
sind, überwiegen eben diese kleinen und mittleren 
Betriebe, und da ist diese Förderung unbedingt not­
wendig. Wenn wir diese Betriebe nicht hätten, so 
hätten wir vor allen Dingen auch in unserem Bezirk 
Hartberg sicherlich noch viel mehr Auspendler, wo wir 
ohnehin zuviele haben und gefade diese Betriebe 

-schauen, daß auch wir in unserem Bezirk selbst 
Arbeitsplätze erhalten können. 

Ich möchte mich an dieser Stelle als Bezirks­
verantwortlicher namens der steirischen Volkspartei 
bei den kleinen und mittleren Betrieben in der ge­
samten Steiermark bedanken, die die Bereitschaft zum 
Risiko haben und die die Bereitschaft haben zu ent­
wickeln. Vor allem können wir stolz und dankbar auf 
jene Menschen sein, auf jene Jungübemehmer , die 
noch bereit sind, Jungunternehmen zu gründen, die 
das Risiko auf sich nehmen u n d den Mut haben, ein­
fach neu einzusteigen, ein Danke! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Meine geschätzten Damen und Herren, ich war 
vorher eigentlich ein bißchen frustriert bei der 
Frauendebatte. Ich glaube, es ist uns allen klar und be­
wußt, ein Betrieb kann nur dann erfolgreich sein, kann 
nur dann erfolgreich wirtschaften, .wenn das Ver­
hältnis paßt. Wenn das Verhältnis paßt zwischen Chef, 
Chefin und zwischen den Mitarbeiterinnen und den 
Mitarbeitern. Das ist eine Grundvoraussetzung, daß 
erfolgreich gewirtschaftet wird. Viele unserer Arbeit­
nehmer wissen sehr wohl zu schätzen, welche Leistun­
gen ihre Chefs erbringen. Und umgekehrt ist es ge­
nauso. Viele unserer Unternehmer wissen es sehr wohl 
zu schätzen, was es heißt, tüchtige Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, zu haben. Dieses gemeinsame Mitein­
ander ist aus meiner Sicht das Wichtigste, und das muß 
man auch positiv erwähnen, und darauf muß man 
immer, wieder hinweisen. Nicht ein Gegeneinander, 
nur ein Miteinander wird unsere Arbeitsplätze auch in 
Zukunft in der Steiermark erhalten, darauf möchte ich 

. besonders heute an diesem Tage hier hinweisen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Ein Zweites, weil innovative Betriebe besonders 
erwähnt worden sind, welche neue Impulse geben in 
den Regionen. Neuen Impuls in unserem Bezirk gibt es 
durch den Öko-Park Hartberg, er wurde ja hier im 
Hohen Hause schon öfter diskutiert. Nach dem ersten 
Jahr hat es eine Erfolgsmeldung gegeben. Fünf 
Betriebe neu angesiedelt auf diesem 14 Hektar großen 
Gelände. Das Ziel des Öko-Parkes Hartberg, für den 
sich Herr Dipl.-mg. Fink besonders intensiv ein­
setzt, ist es, in den nächsten fünf Jahren 15 Umwelt­
betriebe mit 10 bis 20 Mitarbeitern dort anzusiedeln. 
Das Joanneum Research konnte vor allen Dingen im 
Forschungsbereich, der für unsere Region so wichtig 
ist, der für die Unternehmer so wichtig ist, neu ange­
siedelt werden, und ich bin überzeugt davon, daß 
diese Kombination Wirtschaft und Forschung gerade 
in unserer Region sehr von Vorteil ist. Der Öko-Park 
Hartberg, meine geschätzten Dainen und Herren, 
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zeigt klar und deutlich mit den erfolgreichen Unter­
nehmen auf, daß Umwelt und Wirtschaft kein. 
Widerspruch sind, sondern daß Umwelt und Wirt­
schaft gerade in; den ländlichen Regionen sich er­
gänzende wichtige Partner sein können, die, wirt­
schaftlichen Erfolg in unsere Regionen bringen. Danke 
für die Aufmerksamkeit! (Beifall bei der. ÖVP. -

.16.20 Uhr.) ' ••'•- . - ' •• ' ' ; •-• 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich dem 
Herrn Kollegen Dipl. -Ihg. Vesko das Wort. -

Abg. Präsident Dipl.-Ing. Vesko (16.20 Uhr): Sehr 
geehrter ' Herr Präsident, geschätzte Damen und 
Herren! -

Die Regierungsvorlage über die steirische Wirt­
schaftsförderung, die aktuelle Entwicklung der steiri-
schen Impülszenfren und die Förderstatistik 1997 über; 
KMUs und deren Anteil ist eine, die durchaus dem ent­
spricht, was sich der Landtag^ schön vor Jahren an 
Maßnahmen vorgenommen hat, und ich glaube, daß 
vieles Von dem, was hier geschehen ist, durchaus auch 
erfolgreich war und erfolgreich ist. Was wollten.wir? 
Wir wollten im Prinzip nichts anderes, als jungen 
Menschen oder Leuten, die über das nötige Know-how 
verfügen, auch-einen Start Und eine Startmögliehkeit 
geben, um ihr Wissen auchumzusetzen, Unternehmen 
zu gründen, damit auch Arbeitsblätze zu schaffen und 
damit auch Voraussetzungen für eine Verbesserung 
der Struktur im klein- und.rnittelstäiidischen Betriebs­
bereich. • . ' • . ' : •'''" 

•Was wir sicherlich zu .überlegen haben, ist, 
brauchen wir eine Stützung dieser klein- und mittel­
ständischen Betriebe, wie es Kollege Riebenbauer ge­
sagt hatr oder brauchen wir eine Initialzündung, einen 
Impuls, um ihnen auf die-Beine zu helfen, damit sie, 
selber laufen können? Ich bin davon überzeugt, daß-
das Erstere das Wichtige ist; und wir sollen hier diese 
ganzen Gründerzentren, Innovationszentren und so 
weiter auch als solche sehen. ... 

Was gehört denn im Prinzip dazu, daß diese Be­
triebe florieren können? Es gehört außer dieser eben 
zitierten Starthilfe natürlich dazu auch eine ent­
sprechende Steuerpolitik, die es den Unternehmungen 
ermöglicht, dann, wenn sie Fuß gefaßt haben, auch aus 
der Tätigkeit, die sie ausüben mit ihren Mitarbeitern,' 
dann auch jenen entsprechenden Gewinn zu ziehen, 
der es ihnen ermöglicht, weiterzubestehen. Das ist 
eine sehr wesentliche Förderung. 

Als'weiteren Punkt. brauchen wir eine gesunde 
Infrastruktur( wir brauchen eine verbesserte Infra­
struktur, was den Verkehr betrifft, was die Däten-
highways betrifft. Und auch hier sind große Mängel, 
die es hoch zu bewältigen gibt. Aber man sieht, lang-' 
sam, aber sicher bewegen sich die Dinge,, und .man 
könnte davon ausgehen, daß rnän, hier auf der richti-
genSpurist. , ,-,.•' 
' Was aber sehrwichtig ist undwo wir noch Probleme 
haben,,das ist däs/Humahkäpiiäl und die Ausbildung 
dieses Humankapitals! Wir' "brauchen ausgebildete 
Leute .-Kollege Riebenbauer hat das ja auch ahge-
sehpitteh, daß hier in dieselm Zusammenhang noch 

„ einigeMäng'eloffeh sind, und vor allem Kollege.Hoch-
egger hat; geimeint, .es ist hier das~ Problem-in <ier 

Arbeitslosigkeit und in, der Bewältigung der Arbeits­
losigkeit die Minderäusbudung -und der niedrige 
Bildungsstand, Was heißt das bitte? Das heißt, daß wir 
unser Schulsystem, unser Ausbildungssystem zu 
überdenken haben.. Da gibt es Modelle, zum Beispiel 
in den USA geht der PflichtschulbereiGh bis zum 
18. Lebensjahr, Dort gibt es also Möglichkeiten, sieh 
weiterzubilden^uiid parallel dazu, auch eine be­
stimmte, allerdings für mich nicht ausreichende fach­
liche Qualifikation-sich zu erwerben. Es ist aber auch, 
notwendig, daß wir'jenen Leuten, dieaus dem Grund­
schulbereich hinausgehen, die Möglichkeit geben, zu 
mehr Wissen Zugang zu haben. Wir müssen daher die 
höherbildenden Lehranstalten in den verschiedensten 
Bereichen, von den" HTLs bis hinauf zu den Fach­
schulen und den Universitäten, dementsprechend 
ausstatten, daß wir auf der einen Seite sicherlich'den 
akademischen Betrieb,etwas entrümpeln, ihn damit 
auch wieder attraktiver machen und dazwischen drin-' 
nen Stufen haben, wo Abgänger aus diesem Bereich 
zwar nicht die .Ultima ratio,, sprich den akademischen 
Grad und das damit verbundene Wissen sich erworben ' 
haben, sondern für eine gariz bestimmte Nische durch­
aus das entsprechende Auslangen finden. Das findet 

I n anderen Ländern statt mit dem Bakkalaureat und 
mit einem Diplom, und das kann in diesen verschiede-: 
nen Stufen durchaus die buhte Palette der Notwen­
digkeiten, die die Wirtschaft und auch die Betriebe 
brauchen, abdecken. Ein sehr wesentlicher Faktor, der 
nicht soviel Geld kostet, ist der, daß wir uns bemühen, 
die bürokratischen Hürden, die wir in vielen Bereichen 
für die Betriebe, auch für die Ausbildung und auch für 
die Notwendigkeiten, die damit verbunden sind, so­
weit abzubauen und soweit den Notwendigkeiten der 
Zeit anzupassen, daß wir hier mit diesen fünf Punkten 
durchaus in; der Lage sind, auf der einen Seite die 
Voraussetzungen für solche Unternehmungen zu 
schaffen, von der Starthilfe bis hin - zur Zurver­
fügungstellung von diesem Humankapitäl, und daß 
wir dann in der Lage sind, diesen Betrieben auch mit 
der entsprechenden steuerlichen Zuwendung ein 
Leben zu ermöglichen, um somit .etwas'zu erreichen, 
was ich und wir alle;, glaube ich, mit dem Terminus 
Wirtschaftsförderung verbinden. ' 

. Wirtschaftsförderang karin man nur in dem Zusam­
menhang sehen, daß, wir'dafür sorgen, daß unsere 
Unternehmungen Voraussetzungen vorfinden, die es 
ihnen ermöglichen,: in dieseih Klima zu wirken und 
damit auch jene Arbeitsplätze zu schaffen, die wir 
brauchen, um unser dann auch besser ausgebildetes 
Humankapitäl auch entsprechend Unterzubringen, um 
dort'jene Voraussetzungen zu schaffen, die uns auch 
- und ich möchte auf die vorhergehende Debatte gar 
nicht eingehen, Weil sie so weit ah der Realität vorbei-
gegangehist i- jenen sozialen Frieden^sichern, den wir 

- sicherlich alle miteinander haben wollen. Wenn-wir 
das tun, dann werden wir sicherlich in der Lage sein, 
diese Voraussetzungen zu schaffen. Es spielen viele 
Elemente hinein, es istder Landtag gefordert, es ist der 
Bund gefordert, es sind die Kommunen gefordert und 

. es ist sind vor allem auch die AüsbEduagsstätten, die 
Schulen gefordert, ^auch in ihrem unmittelbaren 
Wirkungsbereich ein bißchen; auf die Notwendigkeit 
für 'einefi Späteren WirtsEhaftsberüf oder was unirier 
für einen peruf einzugehen/ und sieh nicht nur auf die 

i,' reine Verhiitäurfg vxteRissen ih4er bisherigen /Form,:-
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sondern auch in einer etwas angepaßten Form auszuj 

sprechen.und dementsprechend zu arbeiten. Wenn wir 
das tun, und wenn wir diese Voraussetzungen 
erfüllen, dann bin ich überzeugt davon, daß wir die 
Instrumentarien, die wir jetzt derzeit dazu verwenden,, 
um unsere Unternehmungen zu stützen, schluß-
endlich, wenn diese Dinge florieren, dafür einsetzen 
könnten, um noch bessere Voraussetzungen zu schaf­
fen, damit diese Unternehmen auch wettbewerbsfähig 
bleiben. Dann können wir uns daraus zurückziehen, 
immer wieder eingreifen zu müssen und zum Teil 
Sterbehilfe und sonstige Zuwendungen in Unter-, 
nehmungen leisten zu müssen. Diese Form der Wirt-

" schaftsförderung mit allen damit verbundenen Kom­
ponenten würde dafür sorgen, daß wir auch die 
Probleme, die wir am Arbeitsmarkt haben, eher lösen 
können als allein damit, daß wir jene Mittel den gut 
florierenden Unternehmen über überhöhte Steuern 
aus der Tasche ziehen, um die maroden und zum Teil 
nicht mehr lebensfähigen Unternehmungen am Leben 
zu halten. Irgendwo gibt es ein Gleichgewicht, ein 
Äquilibrium, das wir finden müssen. Und wenn uns 
das gelungen ist, dann wird uns auch um die Wirt­
schaft nicht bange sein müssen. (Beifall bei der FPÖ 
und ÖVP. - 16.29 Uhr.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich dem 
Herrn Abgeordneten Purr das Wort. 

Abg. Purr (16.29 Uhr): Herr Präsident, Herr Landes­
rat, meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn man sich mit dem Wirtschaftsförderungs-
bericht 1997 auseinandersetzt, so kommen wir, 
glaube ich, alle zur Erkenntnis, daß dieser Bericht 
einen Beweis für eine konsequente, Unternehmens^ 
orientierte und technologieorientierte Wirtschafts­
politik darstellt. Die Förderungsschwerpunkte dieses 
Wirtscnaftsförderungsberichtes 1997 liegen eigent­
lich auf dem Sektor der Gründungen und des Wachs-

. tums von innovätiOnsorientierten Betrieben und auch 
in der Schaffung und Erhaltung qualifizierter Arbeits­
plätze. 

Ich freue mich sehr, daß mein Kollege Riebenbauer 
die kleinen und mittleren Unternehmen hier hervor­
gehoben und auch auf den Umfang der Förderungs­
fälle hingewiesen hat. Denn eines, meine Damen 
und Herren, sei gesagt, wir brauchen die großen und 
wir brauchen die kleinen und die mittleren Unter­
nehmen, um nicht nur das Leben in diesem Land 
lebenswert zu gestalten, sondern auch die Vielzahl der, 
Arbeitsplätze landauf, landab zu sichern und neue zu 
ermöglichen, denn auch die kleineren und mittleren 
Betriebe investieren viel, sind gezwungen, ihre Ge­
winne in die Investition zu stecken, sind gezwungen 
aber auch für, das, was sie an Mittel aufnehmen, ent­
sprechend zu haften. Und das ist ganz besonders 
hervorzuheben!' ' -

Wenn wir lesen, daß Großbetriebe - ich nenne hier 
keine Namen, aber wir kennen sie alle - dann mit zig 
Millionen und Hunderten Millionen in Konkurs gehen, ; 

die Banken dann plötzlich mitziehen müssen, darf ich 
sagen, die goldenen Klinken und die ledergepolster­
ten Sessel der Banken zahlen in erster Linie jene, die 
für ihre aufgenommenen Kredite haften und. schön 
brav halbjährlich, vierteljährlich ihre Zinsen dafür 

\ _ 
auch entrichten. Deshalb besondere Anerkennung.all 
jenen, die mutig sind, Betriebe zu führen und die 
Arbeitsplätze für aridere schaffen. . 

Meine Damen und Herren, die Aufgabenstellung für 
das 1Land Steiermark, für den Wirtschaftslandesrat 
Herbert Paierl, aber auch für die Landesregierung 
insgesamt ist eine wirklich riesige, ist eine wirklich 
große, unfaßbar große, denn letztendlich kann das 
Land nur Hilfe zur Selbsthilfe leisten. Das Land,kann 
nur dort und da Impulse geben, Impulse setzen, und 
jetzt sage ich im weitesten Sinne, auf einer anderen 
Ebene, eiii Beweis dieser Wirtschaftspolitik sind die 
Impulszentren, die heute schon ausführlich genannt 
wurden.." ' 

Meine Damen und Herren, aber eine Wirtschaft in 
der heutigen Zeit, in diesem Wettbewerb, weltweiten 
Wettbewerb' - um das Wort „global" nicht unbedingt 
dafür zu mißbrauchen - braucht natürlich auch Refor­
men. Ich sage das jetzt völlig leidenschaftslos, und ich 
möchte da niemanden angreifen, es ist das ein Resultat 
der Erkenntnisse eigentlich, von dieser Regierung, die 
wir haben, die wir viele Jahre haben, sind Reformen 
im wahrsten Sinne des Wortes nicht zu erwarten, ist 
nicht möglich. Wir haben überwiegend Leute, die 
längst weit davon entfernt sind, die Verantwortung für 
Betriebe zu tragen. Und wenn ich dann lese in der 
Zeitung, /„Beschäftigungsverträglichkeitsprüfung ist 
umzusetzen", dann darf ich sagen, großartig, von einer 
Vereinfachung oder Liberalisierung der Wirtschaft ist 
in all den Punkten, die ich in den letzten Tagen in den 
Zeitungen gelesen habe, überhaupt nichts zu hören. 
Dringendst nötwendig wäre einerseits eine Steuer­
reform öder andererseits zu überdenken, daß dieses" 
staatlich geschützte zentrale Gebäude der Sozial- . 
Versicherungen auch einmal einer Reform bedürfte. 
Die Gängelung durch AMS wird uns für die Zukunft 
nicht Arbeitsplätze vermitteln, wird uns auch nicht 
Arbeitsplätze schaffen. Ich nehme Abstand von jeg­
licher Boshaftigkeit und sage wirklich nur ÄMS, und 
nicht Arbeitsplatzmarktverwaltüngsstudio - das würde 
zwar besser passen -, denn, meine Damen und Herren, • 
was wichtig wäre zu überlegen auch bei der Steuer­
reform, daß es einen Ausbildungsfreibeträg gibt, da 
derzeit ja nur Fortbildungskosten abgesetzt werden 
können. Das wäre ein Weg. 

Zum anderen, was die Schwarzarbeit betrifft, die da. 
Schlagzeilen gemacht hat. Es ist zwar eine wunder­
bare Vereinbarung auf höherer Ebene. In der Tat . 
müssen wir eines sagen, warum haben wir die 
Schwarzarbeit, ich meine damit Arbeit, die nicht 
gemeldet ist, Arbeit, die erfolgt, ohne Sozial-
versichungsleistungen zu erbringen, Arbeit, die er­
folgt, ohne Umsatzsteuer zu bezahlen, Arbeit, die er­
folgt, ohne Lohnsteuer-zu entrichten, keine Kammer­
umlagen zu bezahlen. Ich meine damit jetzt primär 
genau diese, und nicht jene, die sagen, ist das, von 
einem Unternehmen geleistet worden. Ich bin eigent­
lich der, der sagt, wichtig ist; daß die Steuern bezahlt, 
werden, daß die Steuern nicht hintergangen werden. 
Das ist das Um-und Auf. Und dann verteilen sich auch 
bereits die Kosten. Aber übersehen wir eines nicht, 
unsere Arbeitskosten in Österreich sind viel zu hoch, 
-und da hat die Regierung in den letzten Jahren bis 
zum heutigen Tag nie angesetzt. Da habe ich nie ein 
Zeichen davon gesehen, denn die Höhe der Arbeits-
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hat immeri^ch^^ 
die J Situation,; die wir- haben. Wir keimen auch die 
Bedeutung anderer ähnlicher Emriehtüngen;. (Abg. 
Porta: «Gehf s in die QppositionJ") Ich bekenne mich 
dazu, daß, wenn wir Maßnahmen treffen, hier eine 
Weichenstellung zu erfolgen hat. 

Meine Damen und Herfeh, noch in. aller Kürze. Ich 
sehe, die.-Zeit-läuft mir davon. So säge ich eines. Ich 
habe hier die Lohnneberikosteh in der Entwicklung 
von 1978 bis 1998, und da sehe ich,, daß die Lohn­
nebenkosten,, - damit meine ich Kommunalabgaben, 
Berufsausbildung,, Krankengeld,;^ Gehältsfbrtzählung, 
Abfertigungen; das; fällt unter diesen Begriff - sich ver­
doppelt haben, von einem 7,3-Prozehtanteil auf 14,8. 
Die gesetzliche Sozialversicherung ist von 31,4 auf 
37 Prozent gestiegen, Das nur als Hinweis für die Ent­
wicklung der Situation. . 

Meine Damen und Herfeh, für die Stabilität der 
Wirtschaft sind es zwei Faktoren, die ausschlaggebend 
sind. Zum einen, stabile Rahmenbedingungen, nicht 
sich jährlich ändernde neue Belastungen. Man muß 
Vertrauen setzen können in die Maßnahmen, die auf 
der Bundesebene im Interesse der Wirtschaft gesetzt 
werden. Zum anderen muß es eine breite Fächerung 
der zeitlichen Verteilung der Stärken in der Wirtschaft 
im Zyklus; geben; Die Steiettnäfk hat iri den letzten 
Jahren sehr deutlich mit ihrem Wirtschaftslandesrat 
Paierl gezeigt, daß es auch möglieh ist, Ständörtbedüv 
gungen zu gestalten. Und das ist, glaube ich, die Auf­
gabe, vor der wir hier stehen, und das ist das, worauf 
wir auch im Land Einfluß.nehmen können. Das: Wort 
Cluster war lange Zeit ein SChfegWort, beinahe ins 
Lächerliche gezogen, und wir stehen heute da, daß wir 
sagten können, ändere Länder kommen zu uns,' ,'urfl" 
sich daran ein Beispiel zu nehmen^ 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich freue 
mich über diese 'Initiativen, die das; Land gesetzt hat. 
Im wahrsten Sinne des Wortes dürfen wir aber als 
Lanclund als Landesregierung eines rücht übersehen, 
es kann nur Hilfe zur Selbsthilfe gewährt werden, alles 
ändere an Entscheidungen, mäßgeblichen Weichen-
stellungeh für die Wirtschaft passiert auf der Bundes­
ebene '. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit! (Bei­
fall bei der ÖVP. - 16.39 Uhr.) 

Präsident: Nunmehr erteile ich dem Herrn Larides-
rät-Dipl.-Ing, Paierl das Wort. ~ 

• "Üind^rat ;]%il^ln^ 
•He#P*l|i£!fi^ 

Der eigentiic^ *G^ 
war j|n'dist> j dÄesy i äÄ derrf Sömiherv-ivenh^Sie• Siteh; 
selbst' erinhefn,eMe Debatte gegeben hat, auch in der 
ÖffenfMch^eitioderinsbesonderje in.der Öffenthchkeit, 

: wo;es g^hgißen; hat, dieV\®ts<|häfts|örd in der 
;§teierfhäik, die Wirtschäftsp$li|ik\^ 

;ünd'*pslis¥*'S<öSÄB^ 
;;|oj|fe§|@i^,i^^ 

iWirt$cJp£tjäflÖ§ Landfeg/ leir nägintf... 
damals; in:>der Jfegierimg;uhd dahnviblg^cMigf auch ."' 
hier .ihr Landtag,.; es ist notwendig, ydaß^dasj Wirtj-

\ s chä i l s r^ö l^M l^ärbeiter, hiet 
: eine sehr unifangreiche Information, v̂vie: sie j a j äiirhch. 
über die WiÄChaitsfor^rüngsb^ 
jetzt auch noch gezieltr herausgehoben ans diesem 
WiksehäftsfÖrderuhgsberieht für den Themenbereich 
der Impulszeritren in den Regionen" zusammenstellt 
und auch dann nochmals aufgliedert die Frage, was 
hier tätsächlich in diesen Regionen mit diesen Pro­
jekten auf die Struktur der steirisehen Wirtschaft bezo­
gen gemacht wird] Eme Spezialinförmatiön sozusagen, 
um diesen Argumenten, die; wir ohnedies von Anfang, 
als falsch und als unrichtung entlarvt und zurück­
gewiesen haben, auch entsprechend sachlich ant­
worten zu könneii, um auch noch dazu ihnen in den 
Regionen und für Ihre Speziäidisküssiohen eht- • 
sprechende Unterlagen zu geben. Ich glaube, darüber 
noch weiter hier Worte zu verlieren ist müßig und 
überflüssig. 

Ich möchte nur zusätzlich zu dem, was ange­
sprochen wurde, schön sagen, speziell die Obersteier­
mark betreffend, hier ist gar nicht mehr so aktuell das, 
was in diesem Bericht drinnensteht. Inzwischen ist 
eben dieses Logistikzentrum, das Siegfried Ussar an­
gesprochen hat, auf unserem Tisch gelandet und wird 
von der steirisehen Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
bearbeitet, und Dr. Kaltenbeck, der hier anwesend ist, 
hat mir gerade rnitteüen lassen, daß selbstverständlich 
bis spätestens Ende Februar auch die steiriSche Wirt-

. schaftsförderahg diese Unterlagen entsprechend auf­
gearbeitet und so wie andere Fälle auch unbüro­
kratisch positiv erledigt haben wird. Wir sind glück­
lich, daß aus den Regionen derartige Projekte kom­
men. Ich habe gerade am Freitag Gelegenheit gehabt, 
zusammen niit dem Wissenschaftsreferenten,; dem 
Herfri Lahdesiiauptmahn^eüvertreter,; gemeinsam 
den Spatenstich in Weiz vorzunehmen für das 14, tm-
pulszentrum, immer wieder auf ein Thema bezögen, 
dort ist es speziell die Energie, Glücklicherweise ist 
dieses Zentrum schon beim, SpatenstiChvolL Wir den­
ken schön weiter nach zu kpnzepfiönieren und auch 
über die Finanzierung nachzudenken, wie man den 
Ausbau bewerkstelügeii kann. Und übrigens ist auch 
der Ausbau vom AEZ in Zeltweg und dann letztlich 
auch vom impulszentrüm TeChnolögiepaf k in Mklas-
dörf mit jeweils dem Schwerpunkt Thema und ist zuni 
Teil auch Schon positiv entschieden. Auch etwas, was 
eigentlich nicht mehr aktueller Stand der Vorlage ist. 
Sie sehen, daß das wirklich .sehr schneliebig ist. Wir 

„müssen auch schnell sein, weil Gott sei Dank Sehr viele 
Projekte an uns herangetragen werden, Pankl-Kompp-
nentenHichhäb^heirtö äus;4erv 

,R^@n,äüÄsC^^ 

^ütömoläffiömplte aucli* 
^schc^ 
Sinne der Fördferungsphilösöphier<iie' auch der Präsi­
dent; German Veskö ariges|)rqch:eh ha t Nicht das 
Geid^'soiiäeäa d ^ 
wissen wir; h m ^ 

' Schiietiil^ 
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deiner Meinung, die Wirtschaftsförderung ist kein 
Selbstzweck, hat letztlich das strukturyerbessernde 
Beschäftigungsziel im Auge zu behalten in den Regio­
nen und dann insgesamt auch in der Steiermark. 

Und weil du das Ausbildungssystem angesprochen 
hast. Ich habe Gelegenheit gehabt vor nicht allzu 
langer Zeit im Raum Nordamerika, also USA, Kanada, 
mir das anzuschauen. Bitte schön, die schauen sich bei 
uns das ab. (Abg. PUrr: „So ist es!") Die kommen zu 
uns, studieren das duale Ausbildungssystem bei uns, 
die kritisieren zum Beispiel in ihrem eigenen Umfeld, 
daß die 18-, 19jährigen, wenn sie von der High school 
kommen, schon viel zu weit sind, sozusagen auch in 
einer sehr kritischen pubertären Phase sind. Sie wollen 
diese Facharbeiter zur Ausbildung eigentlich im Alter, 
wie wir sie haben, im Alter von 14, 15, 16 Jahren. Also 
die kritisieren aus ihrer Sicht das und sagen auch, es 
müssen bei ihnen zuviele innerbetriebliche Kurse ge­
führt werden. Die. würden sich das, was wir tun, auch 
für ihre Breitengrade wünschen. Und selbstverständ­
lich immer wieder das Thema der lebensbegleitenden 
Ausbildung. Meine Damen und Herren, ich halte das 
überhaupt für die wichtigste gesellschaftspolitische 
Aufgabe schlechthin, klarzumachen, daß diese Flexi­
bilität, und zwar nicht auf dem staatlichen Bereich, 
sondern auch im privaten Bereich, notwendig ist und 
auch mehr Freiheiten notwendig sind. Also das ließe 
sich wieder sehr ausweiten. Wir haben schon an ande­
rer Stelle und bei anderen Gelegenheiten in dem 
Hause ausführlich diskutieren können. Ich glaube, all 
das, was heute fast täglich in den Medien über 
Bemühungen zur Beschäftigungssicherung und Aus­
weitung gesagt wird, ist zwar richtig, aber ent­
scheidend ist, daß man es umsetzt. Und ob das dann 
15 Punkte oder 10 Punkte sind, entscheidend ist, daß 
man es umsetzt. Ich freue mich besonders, wenn ich 
heute auch eine Aussage unseres Bundeskanzlers auf 
den Tisch gekriegt habe, wo die Clusterpolitik für 
unsere Klein- und Mittelbetriebe österreichweit pro­
klamiert wird. Aber auch da, meine Damen und Her­
ren, der Cluster geht nicht im Sinne eines Hokus-
pokusclusters, oder ein paar Leute stehen beinander 
und dann ist es schon Cluster, so geht es nicht, sondern 
das ist ein Lernprozeß, ein Ertüchtigungs- und 
Ermächtigungsprozeß, wie wir ihn gerade sehr erfolg­
reich im Bereich der Automobilzulieferer, auch wie­
derum von auswärts schon sehr heftig studiert und 
sehr heftig nachgeahmt, auch machen und beim Holz 
detto. 

Ich schließe mit dem Dank auch an meine Mann­
schaft. Diese Information für Sie als Beleg, daß wir auf 
dem richtigen Weg sind, aber nicht erst seit heuer oder 
seit dem Vorjahr, sondern das ist ein Prozeß, der schon 
zehn Jahre dauert. Ich erinnere Sie, der erste öster­
reichweite Technologiepark im Sinne dieser Impuls­
zentren war 1986 in Graz, mittlerweile haben wir 14. In 
den übrigen Bundesländern haben sie uns das nach­
gemacht, und sie schlafen nicht. Weil mich Wiedher 
angesprochen hat - im Bereich von-Lebring neben 
dem Kampf um den Standort Philipps wird dort auch 
ein Impulszentrum studiert, wird geschaut, daß man 
mit der Gemeinde, mit der Region das mächt. Auch 
dieses Prinzip ist wichtig, meine Damen und Herren. 
Wir sind dort ganz im Sinne von Hilfe zur Selbsthilfe, 
Impuls geben, und wir ziehen uns wieder zurück. Das 
ist kein neuer Verstaatlichungsvorgang. 

Ich meine überhaupt, große Gefahr bei j enen zu 
sehen, die staatliche -Beschäftigungsversprechungen 
gerade in diesen Tagen zürn Teil plakatieren oder sehr 
vollmundig auch politisch darstellen. Das funktioniert 
nicht. Das führt in- die Irre und ist zum anderen auch 
viel zu teuer. Wir müssen hier Impulse geben - des­
wegen Impulszentren - im Bereich jener Sektoren; wo 
wir glauben, daß sie auch zukünftig Wettbewerbs­
chancen haben. 

Im dem Sinne nochmals herzlichen Dank auch für 
Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall bei der ÖVP. -
16.48 Uhr.) 

Präsident: Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag 
des Herrn Berichterstatters zustimmen, um ein Hand­
zeichen. Danke. Gegenprobe. 

Ich stelle die einstimmige Annahme des Antrages 
fest. 

Ich komme zum Tagesordnungspunkt 

8. Bericht des Ausschusses für Sicherheit, Einsatz­
organisationen und Landesverteidigung über den An­
trag, Einl.-Zahl 806/1, der Abgeordneten Herrmann, 
Mag. Erlitz, Schrittwieser und Huber, betreffend die 
Durchführung von Veranstaltungen durch Vereine. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Herr­
mann. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Herrmann (16.48 Uhr): Sehr geehrte Damen 
und Herren! 

Der Ausschuß für Sicherheit, Einsatzorganisationen 
und Landesverteidigung hat in seiner Sitzung am 
12. Jänner 1999 über den Antrag, Einl.-Zahl 806/1, der 
Abgeordneten Herrmann, Mag. Erhtz, Schrittwieser 
und Huber, betreffend die Durchführung von Ver­
anstaltungen durch Vereine, beraten. 

Von den SPÖ-Abgeordneten wurde am 19. Mai 
1998 der Antrag gestellt, an den Präsidenten des 
Natiohalrates mit dem Ersuchen heranzutreten, die 
Gewerbeordnung dahin gehend zu ändern, daß das 
Veranstalten von Festen, das Vereinen als Finanzie­
rungsquelle für ihre gemeinnützigen Tätigkeiten 
dient, vom Anwendungsbereich der Gewerbeordnung 
ausgenommen wird. In der Regierungsvorlage wird 
nunmehr mitgeteilt, daß durch die Änderung der 
Gewerbeordnung die Veranstaltung eines dreitägigen 
Festes durch gemeinnützige, mildtätige oder kirchlich 
tätige Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie 
sonstige juristische Personen von den Bestimmungen 
deF Gewerbeordnung nicht betroffen ist Und somit den 
Intentionen des Antrages bereits Rechnung getragen 
ist. 

Der Ausschuß für Sicherheit, Einsatzorganisationen 
und Landesverteidigung stellt den Antrag, der Land­
tag wolle beschließen: 

Der Bericht des Ausschusses für Sicherheit, Einsatz-
organisationen und Landesverteidigung zum Antrag 
der Abgeordneten Herrmann, Mag. Erhtz, Schritt­
wieser und Huber, betreffend die Durchführung von 
Veranstaltungen durch Vereine, wird zur Kenntnis 
genommen. (16.50 Uhr.) 

Präsident: Danke. 
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,.Zu Wort gemeldet hat sich ebeniälls der Herr Abge-
ordnete>Herrmahn. ,' ' 

Der Ordnung halber teile ich mit, daß bei diesem 
Tagesordnungspunkt den Mitgliedern des Bundes-" 
rafes das Rederecht zustünde. 

Abg- Herrmann (16.50 Uhr): Sehr geehrter Herr 
Präsident; werte Damen und Herreh! -

Als wir diesen Antrag gestellt haben, war für die-
Feuerwehren, aber auch: für' die anderen gemein­
nützigen Vereine, wie wir gut steirisch sagen, Feuer 
am Dach, dehn es wären.maßgebliche Finanzierungs-
quellen beseitigt worden. Der Verwalturigsgerichtshof 
hat eine Entscheidung getroffen, daß diese Veranstal­
tungen der Vereine, wie" wir es: immer schört-gewußt 

" haben, nicht legal sind. V 

Wenn wir aber zum Beispiel nur die Feuerwehren 
betrachten, welch große Leistungen sie für die Ort-, 
Schäften bringen-, und hier vor allem für die Gesell­
schaft und für die Allgemeinheit, dann wäre das ein 
großer Schaden gewesen. Wir, die Verantwortlichen 
der Gemeinden, sind für die örtliche Sicherheit eben 
auch verantwortlich. Müssen wir diese örtliche Siclier-

Jfcteit über Hauptamtliche durchführen lassen, wir 
könnten sie uns nicht leisten. Daher sind wir sehr froh, 
daß wir die sogenannten Freiwilligen, die Idealisten 
hier haben, die diese Tätigkeit durchführen, wie sie 
die Feuerwehr durchführt. Die Feuerwehrleute riskie­
ren ihre Gesundheit und auch manchmal ihr Leben bei 
den Einsätzen, Daher ist es, glaube ich, legal, daß sie 
mit den besten Geräten, besten Fahrzeugen, aber auch 
natürlich mit den Unterkünften ausgestattet sind. 

Wie schaut nun die Finanzierung bis dato aus? 
Einen Teil trägt nun ja der Lahdesfeuerwehfverband 
oder das Land, über;Bedarfszuweisüngeirdie" Gemein-, 
den, aber einen Großteil bringen die Feuerwehren 
selbst auf, eben durch Sammlungen in der Bevölke­
rung, Weil sie dort sehr beliebt sind und diese weiß; 
welch kostbare Arbeit sie leisten, aber selbstverständ­
lich auch durch Veranstaltungen. Der Gesetzgeber hat 
diese-wertvolle Tätigkeit schon 1993 erkannt, und der 
Nationalrat, hat im Steüerrecht durch die Begünsti­
gung bei der Körperschafts-, Gewerbe^rund Umsatz­
steuer derb. Rechnung getragen.. 

Aber am'25: November 1997, wie ich schon erklärt 
habe, ist der Verwaltungsgerichtshof zur Erkenntnis 
gekommen, daß das Veranstalten eines mehrtägigen 
Festes einer Feuerwehr ^ und das war ja der 
Änlaßfali - n ach der Gewerbeordnung 1994.verböten 
ist; Daraufhin traben wir am. 19, Mai 1598 den vor--' 

. liegenden Antrag gestellt; daß dieses Verbot beseitigt 
wird. Auch der Natiohälrät hat die Brisanz dieser. Ver-
waltürigsgeilchtshofsentschejdrmä' erkannt und am 
14. August 1998 die" Gewerbeordnung dahin gehend 
abgeändert, daß ein dreitägiges Fest durch Körper­
schaften des öffenthcheh Rechtes sowie sonstige, 
juristische Personen, welche gemeinnützig, mildtätig 
oder kirchlich tätig sind, und deren Dienststellungeri 

"nach den Bestimmungen des Paragraphen 2 Absatz 1 
der Gewerbeordnung als Ziffer 25. gestattet ist, : ^' 

;' r Es ist nun legal, daß F^uefVifehfeh und andere 
inildtätige und ^gerfteinhiätzige Vereine zur Fihanzie-: 
rang diese V e r a ^ \.:.x\'.\j,: 

Man muß auch sagen, die ÖVP hat im Natiorialrat 
sehr'Tarige' gezögert. Sie hat: Befürchtungen gehabt, 
daß die Gastwirte dadurch Schaden erleiden. Man hat 
gemeint, daß die Gastwirte diese Konzessionen her­
geben. -Ich verstehe auch, daß die "Gastwirte die 
Konzessionen nicht so leicht hergegeben haben, denn 
sie haben ja die Verantwortung "getragen. Es ist'daher 
zu einer Art Gegengeschäft gekommen, daß eben die 
Gastwirte öder die Unternehmer keine Genehmigung 
-mehr brauchen - bei einer Standortverlegung. Das 
heißt, wenn zum Beispiel ein Großkirtag oder etwas 
ähnliches ist, wo der Gastwirt ein Zelt hat, hat er bis 
jetzt immer bei der Bezirkshaiiptmannschaft um eine 
Standortverlegung ansuchen- müssen. Das- hat etwas 
gekostet. Das ist momentan auch weggefallen: 

Noch > etwas:' Es ist auch eine Änderung des 
Gelegenheitsverkehrsgesetzes gekommen, wo die 
Beförderung der Wohngäste, Pfleglinge und der Be­
diensteten von Gastgewerbebetrieben mit Beher­
bergung von'Gästen, von Heilanstalten, von Erho­
lungsheimen und dergleichen durch Kraftfahrzeuge 
dieser Unternehmen vom eigenen Betrieb zu 
Äüfnahmestellen des öffentlichen Verkehrs hin und-
umgekehrt sowie in Gemeinden, in denen kein zur 
Ausübung des Taxigewerbes berechtigter Gewerbe­
treibender den Standort einer Gewerbeberechtigung 
hat, gestattetist. 

Abschließend möchte ich sagen, ich glaube, soviel 
Schaden haben, die Gastbetriebe nicht durch diese 
Feste, denn denken wir nach, würde es diese Vereine, 
und die Feuerwehr nicht geben, würde die Feuerwehr 
nicht nach Übungen einen Gastbetrieb besuchen, 
würden Sportvereine keine Siege feiern können und 

, würden die" änderen Vereine keine Sitzungen ab­
halten, es würde den Gastwirten sehr viel entgehen. 

Ich/bin der Meinung,,es war eine sehr sinnvolle und 
gute Regelung. (Beifall bei der-'SPÖ und ÖVP." — 
16!57Ühr. ..> •''' 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich dem 
Herrn Abgeordneten Rieser das Wort.-

•>-•• Abg. Rieser (16.57 Uhr): Sehr geehrter Herr Präsi­
dent, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! 

Kollege Herrmann hat vorher das Thema. „Feuer am 
Dach" angesprochen, er hat auch über die örtliche 
Sicherheit, über die Leistungen der Feuerwehr ge­
sprochen, und ich kann das nur unterstreichen. Nur 
eines/lieber Herr Kollege Herrmann, ist nicht richtig, 
daß die ÖVP gezögert hätte. Und ich möchte hier 
schon ein bißchen ausholen. Du hast das Erkenntnis 
des Verwaltuhgsgerichtshofes klargelegt. Die sozial­
demokratische Fraktion im Parlament hat in der Folge 
einen Entwurf für einen Initiativantrag vorgelegt, der 

.eine Ausnahme der Zeltfeste in der Gewerbeordriuhg 
für Körperschaften öffentlichen Rechtes vorsah; Bei 
Verwirklichung dieser Regelung wären die Vereine 
ausgeschlossen geblieben, undr nicht einmal alle frei­
willigen Feuerwehren, da, sie in "einigen Bundes­
ländern keine Körperschaften-' öffentlichen Rechtes 
sind, begünstigt gewesen. Ich denke in diesem Zu­
sammenhang an die freiwillige Feuerwehr in.Salzburg 
und Kärritnen. Ich erinnere mich sehr genau,, ich war 
damals noch im Bundesratj wie wir über diese Misere 
diskutiert- haben. Die, Österreichische VDfepärtei,\(|ie. 
siehr bereits ih d^Debat ie um die NpvellierungjäeS 
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Vereinsgesetzes massiv für die österreichischen Ver­
eine eingesetzt hat, hat sich in der Folge klar für eine 
Erweiterung der Befugnis .auch auf die gemein­
nützigen Vereine ausgesprochen. Ich möchte auch 
klarstellen, daß die finanzielle Basis - und hier unter­
streiche ich das, was du vorhin gesagt hast -%der frei­
willigen Feuerwehren eine wesentliche ist. Wenn man 
bedenkt, daß in der Steiermark alle 14 Minuten unsere 
Wehrmänner -ausrücken müssen und in dieser Situa­
tion auch verschiedene Probleme mit sich kommen,. 
nämlich wir leben in einer Zeit, wo in erster Linie auch 
die technische Ausrüstung vorhanden sein muß. Ich 
möchte bei dieser Gelegenheit allen Feuerwehrleuten 
danken, die bereit sind, auch Geld zu erwirtschaften, 
das dann wiederum der Bevölkerung auch zugute 
kommt. . . . ' " • ' [-

Und, Herr Kollege, du hast vorhin auch die drei 
Tage angesprochen, und ich bin in diesem Zusammen­
hang - und ich möchte das e rwähnen - sehr froh, daß 
alle gemeinnutzigen Vereine, ich denke an das Rote 
Kreuz, ich denke an Kulturvereine, ich denke an 
Musikvereine, Gesangsvereine, von dieser Novelle 
auch betroffen sind, Es war natürlich keine einfache 
Sache, und in diesem Punkt gebe ich dir recht. Es ist in 
den zehn Verhandlungen aber dann gelungen, und du 
hast es angesprochen, daß im Gegenzüg Erleichterun­
gen für die Gastwirte erreicht werden konnten. Du 
hast es angesprochen, die Kraftwagensituation in die­
sem Zusammenhang, und es ist auch in diese Zeit 
hineingefallen, wo um die 0,5 Promille diskutiert 
worden ist. . -

Meine sehr verehrten Damen- und Herren, sind 
wir doch froh darüber, daß diese Situation auf 
Grund eines Erkenntnisses des Verwaltungsgerichts­
hofes nun im Interesse der österreichischen Gesell­
schaft auch gelöst wurde. Österreich, die Steiermark, 
ist auch ein Freihdehverkehrsland, und es ist wichtig, 
daß auch die gemeinnützigen Vereine die Chance 
und die Möglichkeit haben, sich mit Eigeninitiative 
zu finanzieren. Danke. (Beifall bei der ÖVP. -
17.02 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Huber. Ich erteile es ihm. 

Abg*. Huber ( i7.02 Uhr): Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Feuerwehren, Vereine, gemeinnützige Vereine, 
Festveranstaltung, es ist richtig, das Gesetz ist novel­
liert worden, und wir haben jetzt wieder eine Rechts­
sicherheit für diese Veranstaltungen. Nur, Herr Kol­
lege Rieser, da zu stehen und so zu tun, als ob das von 
der ÖVP gekommen wäre - du hast es zwar dann kurz 
angesprochen, wie schwierig:, es bei euch war, wie 
lange es gedauert hat und daß nicht alle mitgestimmt 
haben, Herr Kollege Rieser, so wie du da ges tanden ' 
bist, verkörperst du die, ÖVP. Die Worte vor;den Ver­
einen, vor den Feuerwehren, die ihr auch teilweise für 
Parteipolitik mißbraucht, muß ich dazüsägen - (Abg. 
Rieser: „Herr Kollege!") Zur Sache noch einmal, Herr 
Kollege Rieser. So wie du das bringst, ist das eine 
Frechheit.' v 

Wir wissen, wie das drübergegangen ist,, überall zu 
stehen,, wie tüchtig ihr seid, was ihr alles tut, und auf 
der anderen Seitef wenn es um das Eingemachte geht, 

wenn es dann darum geht, diesen Vereinen eine 
Rechtssicherheit zu verschaffen, dann seid ihr die 
'größten. Verzögerer und Verhinderer, das, muß ich 
wirklich gesagt haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das~ letzte Beispiel. Beim letzten Ausschuß für 
Sicherheit und Einsatz: Unser Antrag, die Regierung 
soll sich bemühen, daß die freiwilhgen Feuerwehren -
kostenlose Versicherungen in Anspruch nehmen kön­
nen. Du Jiast angeschnitten, wie viele Stunden. Über 
eine Milliarde Schilling retten unsere Feuerwehren 
jährlich in der Steiermark. Wir kennen die Summen, 
über „eine Milliarde laut Einsätzbericht bitte. Und ihr 
hab t diesem Antrag nicht zugestimmt, sondern der 
Regierung zugewiesen, damit Wir wieder irgendeine 
Antwort kriegen. Ich glaube, das wäre eine Not­
wendigkeit, und es wäre nur recht und billig, wenn wir 
unseren Feuerwehren kostenlos zu einer Versicherung 
verhelfen könnten. Das erspart den Feuerwehren das . 
Geld und den Gemeinden, die ja sehr viele Zuschüsse 
tätigen müssen. (Abg. Bacher: „Da könnten die Sozial­
versicherungen etwas beitragen!") Ja, sicher. Kollege 
Bacher, das ist eben eure Politik. Reden vor den Ver­
einen, wie gut ihr seid, und wenn es darum geht, Taten 
zu setzen oder etwas für die Vereine zu tun, dann 
hören wir nichts, dann wollen wir nichts, weil dann 
haben wir andere zu vertreten. (Abg. Porta:, „Da 
gleicht beziehungsweise ähnelt ihr euch sehr stark!" ^ 
Abg. Dr. Wabl: „Huber, das kennst du nicht, so 
etwas?") Ich muß dir eines sagen, lieber Martin, du 
kannst einmal zu uns kommen und schauen, wie wir 
unsere Vereine fördern. Wir haben einen Musikverein 
"mit mehr als 50 Mitgliedern, da sind 40 Prozent Frauen 
und Mädchen dabei, und der Altersdurchschnitt von 
diesem IVuisikverein ist zirka 23 Jahre. Wir wissen, wie 
wichtig die Feuerwehren für die Jugend sind, eine 
gute Ausbildung in der Feuerwehr, die Jugend in der 
Musik und im Sportverein, ganz egal ob Fußball, 
Tennis, Basketball oder sonst i rgendeine Sportart, all 
diese Dinge sind eine- positive Beschäftigung für 
unsere Jugend, 'und die darf uns auch etwas wert sein. 
(Beifall bei der S P Ö . - 17.05 Uhr.) 

Präsident: Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. 
Wir kommen zur Abstimmung. Wenn Sie dem Antrag 
des Herrn Berichterstatters zustimmen, bitte ich um 
ein Handzeichen. Danke. Gegenprobe. . 

Die einstimmige Annahme ' des Antrages darf ich 
feststellen und komme nun zum Tagesordnungspunkt ' 

9. Bericht des Ausschusses für. Umweltschutz 
und Energie „ über die Regierungsvorlage, Einl.-
Zahl 86/11, zum Beschluß Nr. 274 vom 15. April 1997 
über den Antrag der Abgeordneten Dr. Karisch, 
Alfred Prutsch, Riebenbauer und Ing. Kinsky, betref­
fend Abfallwirtschaftsgesetz, praxisbezogen in der 
Vollziehung der Verordnungen. 

Berichterstattern! ist die Frau Abgeordente Dr. Kä-
risch. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg. Dr. Karisch (17.06 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

• Es hegt, uris ein Bericht vor, wonach die Vefbrin-' 
gungsverordnung eine Verordnung des Rates der EU 
ist. Die Gly-zerihphase ist als gefährlicher1 Abfall im 
Sinne des EG-Verzeichnisses zu qualifizieren. 
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PjpSiaenfc Zu Wort; gerneidet hat sicli die ,Frau 
Abgeordnete Öf, Karisch. Ich erteile es" ihr. 

Abg. Dr. Karisch (17.07 Uhr): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir sprechen heute soviel über die Notwendigkeit 
der Kreislaufwirtschaft und die Wiedereingliederung 
aller Stoffe in deh~ Kr eislauft Bei der Produktion von 
Biodiesel fällt als Nebenprodukt die sogenannte 
Glyzerinphase an, Die Glyzerihphase ist in anderen 
Ländern ein Wirtschaftsgut, kann dort gehandelt 
werden, wird weiterverwendet. In Österreich ist das 
für kleine Betriebe .sehr schwierig, sie haben daher 
Kostenhaehteile. Das war das Motiv unseres Anträges. 
Wir wollten diesen Betrieben, vor allem der SEEG in 
Mureck, ermöglichen,; die Glyzerinphase auch han­
deln 'und wieder wirtschaftlich weiterverwerten zu 
können. 

Das hat sich als nicht gangbar herausgestellt, da es 
sich um einen gefährlichen Abfall handelt und strenge 
bürokratische Verbringungsvorschriften vorliegen. 

Nun gibt es inzwischen aber Gott sei Dank eine 
neue Technologie. Man wird in Zukunft aus Glyzerin­
phase Wärme und Strom erzeugen können, und in 
Kürze wird die SEEG diesen Weg gehen und der 
Städtgemeinde Müreck dann auch diesen Strom ver­
kaufen. - . 

Ein Problem haben wir heute noch bei der Biöäiesel-
erzeugung, das ist die Rohstoff frage. Häuptrohstoff ist 
Raps. Der Rapsänbau ist für die Bauern, im Moment 
nicht sehr attraktiv. Wir werden nicht mit viel mehr 
oder ausreichend Raps in den nächsten Jahren rech­
nen können. Ein zweites Standbein für diese Erzeu­
gung ist Altspeiseöl. Hier kann und muß die Sarnm-

- hing noch verbessert werden. Es gibt eine Reihe von 
Abfällen dieser Art in der Steiermark, die noch expor­
tiert wer den, zürn Teil für ändere Dinge Verwendet 
werden. Hier kann durch eine rnformationskampägne 
an die Bevölkerung und durch eine Verbesserung der 
Logistik dieser Stoff auch ihr Land wieder verwendet 
werden. 

Es zeichnet sieh allerdings ein drittes Standbein für 
die Biodieselerzeugung ab. Tierabfälle gibt es in Hülle 
und Fülle. Derzeit werden sie exportiert, vor allem zur 
Herstellung von Kosmetika. Die Konsumenten werden 
immer kritischer und akzeptieren diese Kosmetika 
nicht mehr. Es gibt eine neue steirische Technologie, 
die in den Vereinigten Staaten bereits erprobt worden 
ist, M^känn ' a u sT i ^ 
®odigsgl herstellerijsJßh: glaube, -gasist; ehr wichtiger 

.-• Weg fürdie'Züknrrft. :" -'V • 
, Biodieseiasjt üm^weltfreühd 
liehen^ Treibstoffe. Biodieäei ist vollständig biologisch: 
äbbäubar und von geringer Giftigkeit für Wässer und •• 
Bödenlebewesen: .;•/':' 

Darüber hinaus, neben den Um.weltvörteilen, schafft' 
difetepÄktip^ 
Wir^sMfeh Äanel?® 

. ;;fülfe JÄfi^At^ 

:•'• Ää^dejrtfa Als-; häeiistem fedper^eftteites ich ÄeHi;-' / 
Herrn Abgeordneten Porta das Wort. 

Abg. Porta (l7.iei Ulrr): S©hr vereinte Darnen, sehr : 
verehrte Herren, Herr Präsident,;Herr Ländesrat! . 

Daß Müll eine schmutzige Sache ist, ist uns allen 
bekannt. Aber* Sehr geehrte Dameii und Herren, es hat 
den Anschein, daß auch das Geschäft mit dem Müll ein 
schmutziges ist. 

In den meisten. Gerheihden, meine Damen und ' 
Herreh, ist. es jetzt bei der Budgeterstellung zu einer 
Erhöhung der Müllgebühr gekommen. Begründet 
wird, es meistens von den Bürgermeistern damit, daß 
sich die Erhöhung des Altlasterisanieruiigsbeitrages . 

., von derzeit 400 Sehfflihg in Rechnungschlägt. Ein 
weiteres Ärgurnent-ist, daß die Deponiekosten steigern 
Meine Damen und Herren, das kann nicht seih» es gibt -
derzeit ein Überangebot an freien Deponieflächen, die 
Depöniepreise sinken. Und es kann auch nicht sein, 
daß diverse Gemeinden die Abfuhr an Privatunter­
nehmen abgeben, diese Unternehmen dieses Abfuhr­
intervall von sieben auf 14 Tage erhöhen und trotzdem 
diese Kostenreduzierung an den Bürger nicht weiter­
geben. Die Bürgermeister argumentieren dann unter 
anderem noch, wenn wir nicht kostendeckende Tarife 
verlangen, werden wir der Bedarfszuweisung ver- \ 
lustig. • 

Meine Damen und Herren, hier gehört - leider sind 
die beiden Gemeindereferenten nicht anwesend - ein-

, mal hinterfrägt, ob die Gemeinden effizient und 
kostenbewußt arbeiten. (Abg. Alfred Prutsch: „Du 
sprichst zum falschen Tagesordnungspunkt!") 

Liebe Kollegen, es wäre unnötig, die Frau Dr. .Kä* 
riseh hat zu diesem' Thema schon fast alles gesagt, und 
ich könnte nur mehr alles wiederholen, ichkönnte ihr 
nur beipflichten.; (Abg. Alfred Prutsch: „Da geht es um 
das Buhdesäbfailwirtschaftsgesetz, und das ist für den 
Hausmüll in der Steiermark nicht zuständig!") Es 
geht hier um den Hausmüll. Es geht ürn die Sache. 
Hier geht es wirklifch' darum, daß diesem . Müll- . 
tpurismus endlich Einhalt geboten wird. (Abg. Tasch: 
„Bist du der Kluböbmannstellvertreter? Bitte sag ihm, 
er redet zum falschen Tagesordnungspunkt!") Herr 
Kollege, ich laß mich nicht abhalten. Ich weiß, daß 
euch das/weh tut, weil sonst wäre das nicht immer 
•gekommen. 

Es hat von der Arbeiterkammer eine Studie ge­
geben, die die Monopolstellung der Abfällunter­
nehmen kritisiert hat, ganz kurz, dann war Schweigen 
im Wald. Ich habe da, einhiäl eine Rede .gehalten-
Beh#eigeh. ipx Wald, Auch die Presse' nirrmrt sieh 
?dieseSTpern^nicWf;än^ "- "•-'-.•;•.. - .h 

Es ist aber bekannt, daß die Abfanunternehrneh auf 
Kösteh; der - fe Gewiäne-' f 
machen, daß heute Deponiekosten von 700 bis: 800 
Schilling bezahlt werden, hihgegen\ die Bürger oder 
die; Abfällverhähde ijis; zu\ -MÖQf jSäh^Jmg für eine > 
Toniiä Restmüll^zählen, 5Jnd das muß äübh ein An- '•••--; ? 
h e ^ n M e p i ^ 
öSn^t jzü; die%eM Ä e 

.<'l>a^ni^:üjiä^ «;;, ;o'T;:v/;:f^:p '̂:M 
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Ich erwarte von Ihnen, Herr Kollege, daß Sie 
hinausgehen und Ihrem Bürger und Wähler bei der 
nächsten Erhöhung sagen,, das ist keine Sache, das 
gehört im Landtag nicht behandelt, wir verschließen 
bei diesem Problem die Augen. Das kann nicht Sache 
sein. 

Meine Damen und Herren, es hat einige mutige 
Bürgermeister gegeben, die wollten sich die Depo­
nien, wo sie kostengünstig deponieren können, aus­
suchen. Dem Abfallverband Deutschlandsberg zum 
Beispiel ist es verwehrt worden - eine eindeutige 
Monopolstellung. Hier hat es geheißen, er muß 
sich eines Abfallunternehmens einer gewissen Firma 
bedienen, dann darf er in der Deponie Fröhnleiten 
oder in der Deponie Karlschacht beziehungs­
weise Halbenrain deponieren, meine Damen und 
Herren. 

So kann es nicht gehen. Hier herrscht wirklich eine 
Lobby. Wenn wir das im Landtag zur Kenntnis neh­
men, dann machen Sie sich genauso verantwortlich 
wie diese Herren, die ihre Augen verschließen, wie die 
Bundesregierung und andere Herren, die das kontrol­
lieren. 

Ich komme jetzt zum Abschluß noch auf ein 
Thema, das ist die thermische Müllverwertung.. Hier 
zitiere ich, sehr geehrte Damen und Herren, einen 
Artikel aus der Kommunalzeitschrift unter dem Titel 
„Gebanntes Warten". Hier sagt der Herr Senatsrat 
Dipl.-Ing. Hermann Löffler, Leiter der MA 22, 
Umweltschutzabteilung, auf die Frage, wenn man das 
Jahr 2004 im Blickwinkel hat, könnte man den Ein­
druck gewinnen, daß auch in Sachen Deponie­
verordnung nicht so heiß gegessen wie es gekocht 
wird. Frage: Soll es heißen, es wird vielfach zuge­
wartet und gehofft, daß die Übergangsfrist verlän­
gert wird? Da sagt er darauf: „Grundsätzlich müßten, 
egal, ob man auf Müllverbrennung oder auf andere 
Müllbehandlungsverfahren setzt, rasche Entscheidun­
gen getroffen werden, um die Ziele der Deponie­
verordnung bis zum Jahre 2004 zu erreichen. Die 
Planung nimmt Zeit in Anspruch, die Genehmi­
gung eines Umweltverträglichkeitsverfahrens dauert 
sicher zwei bis drei Jahre, so daß vom Entschluß 
bis zur Inbetriebnahme fünf bis sieben Jahre ver­
gehen." 

Ich persönlich habe in der Tat den Eindruck, daß 
viele Politiker die Entscheidung hinauszögern und 
hoffen, daß dann, wenn bis zum Jahre 2004. keine 
Anlagen vorhanden sind, die Fristen verlängert wer­
den. Eine solche Vorgangsweise würde das Vertrauen 
in die österreichische Umweltpolitik weiter unter­
graben und der Umwelt einen schlechten Dienst 
erweisen. Sehr geehrte Damen und Herren, dieser 
Aussage ist für mich als Umweltsprecher der steiri-
schen Freiheitlichen nichts hinzuzufügen. Glück auf! 
(Beifall bei der FPÖ. - 17.16 Uhr.) 

Präsident: Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. 
Wenn. Sie dem Antrag der Frau Berichterstatterin 
zustimmen, dann bitte ich Sie um ein Zeichen mit der 
Hand. Danke. Gegenprobe. 

Ich stelle die einstimmige Annahme des Antrages 
fest und teile Ihnen mit, daß ich im Namen der 
Präsidialkonferenz für die Tagesordnungspunkte 10 
und 11 vorschlage, daß sie gemeinsam behandelt, 

jedoch getrennt abgestimmt werden. Wenn Sie dem 
zustimmen, bitte ich um ein Handzeichen. Danke. 
Gegenprobe. 

Ich stelle die emstimrhige Annahme fest und komme 
zum Tagesordnungspunkt 

10. Bericht des Ausschusses für Bildung, Kultur, 
Schulen und Kindergärten über die Regierungsvor­
lage, Einl.-Zahl 180/14, zum Beschluß Nr. 144 des 
Steiermärkischen Landtages vom 26. November 1996 
über den Antrag der Abgeordneten Ing. Peinhaupt, 
Dietrich, Kaufmann, Keshmiri und Dr. Brünner, be­
treffend Nutzung der EDV-Infrastruktur der Land­
wirtschaftsschulen in Zusammenarbeit mit der Land­
wirtschaftskammer für die Schulung der Betriebs­
führer, zum Beschluß Nr. 145 des Steiermärkischen 
Landtages vom 26. November 1996 über den Antrag 
der Abgeordneten Kaufmann, Pußwald, Dipl.-Ing. 
Getzinger, Mag. Erlitz und Günther Prutsch, betref­
fend Maßnahmen einer verstärkten EDV-mäßigen 
Aus- und Weiterbildung an Landwirtschaftsschulen, 
und zum Beschluß Nr. 146 des Steiermärkischen 
Landtages vom 26. November 1996 über den Antrag 
der Abgeordneten Riebenbauer, Kaufmann, Alfred 
Prutsch, Ing. Kinsky, Pußwald und Dirnberger, betref­
fend Nutzung der EDV-Infrastruktur für Betriebs­
führer zur Weiterbildung. 

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Dietrich. 
Ich erteile ihr das Wort. 

Abg. Dietrich (17.17 Uhr): Geschätzter Herr Präsi­
dent! 

Es wurden drei vom Inhalt her ähnliche Beschlüsse 
hinsichtlich verstärkter EDV-Ausbildung und Bereit­
stellung der Infrastruktur der Landwirtschaftsschulen 
für Schulung und Weiterbildung für Betriebsführer 
auch in Zusammenarbeit mit Landwirtschaftskam­
mern gefaßt. Die Steiermärkische Landesregierung 
teilt hiezu folgendes mit: 

Im landwirtschaftlichen Schulbereich ist dem 
Thema EDV-Ausbildung in den letzten Jähren ein 
besonderer Stellenwert gegeben worden. 

In der zweijährigen hauswirtschaftlichen Grund­
ausbildung beträgt der Umfang im Gegenstand EDV 
80 Stunden, in den dreijährigen landwirtschaftlichen 
Fachrichtungen von 100 bis 160 Stunden. Der Unter­
richt in Maschinschreiben und Schriftverkehr erfolgt 
seit Beginn des Schuljahres 1998/99 ausschließlich auf 
EDV-Geräten. 

In 37 EDV-Räumen stehen 550 EDV-Geräte für den 
Unterricht zur Verfügung. Im Laufe dieses Schuljahres 
sollen für alle landwirtschaftlichen Schulen die Vor­
aussetzungen für einen Internetanschluß geschaffen 
werden. In der Lehrerweiterbildung wurde nach dem 
Schwerpunkt „Grundausbildung und Nachrüstung" in 
den Jahren 1990 bis 1995 besondere Akzente gesetzt. 
Die Schulen bieten über Trägerschaften Absolventen­
vereine, Maschinenringe, LFI, EDV-Clubs, bäuerliche 
Vereinigungen, über das Volksbildungsheim St. Mar­
tin in den letzten Jahren verstärkt EDV-Grund- und 
Fortgesehrittenenkurse an. 

Im Schuljahr 1997/98 fanden an länd- und haus­
wirtschaftlichen Fachschulen zirka 60 Kurse mit 
700 Teilnehmern und 650 Stünden statt. Im Schuljahr 
1998/99 ist eine Weiterbildungsschwerpunktaktion 
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• „EDVifür Neueinsteiger - PC^Basissehülung für den 
Anfänger aus der Landwirtschaft" gemeinsam von. der 
Landwirtschaftskammer. und d en Landwirtschafts-

-. schulen vorbereitet, die Mitte November beg inn t 
Neben dieser Grundschuluhg laufen auch Fori> 
geschrit tenenangebote in verschiedenen Bereichen. . 

Die Steierinärkische Landesregierung stellt zufolge 
• ihres Beschlusses vom 30. November 19,98 den Antrag, 

der Landtag wolle beschließen: 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
• zum BeschlußNr. 144 des SteiermärkischenLändtages 
vom 26, November 1-996 über-den Antrag der Ä b g e ^ 
ordneten. mg. Peinhaupt, Dietrich, Kaufmann, 
Keshmiri und Dr. Brünner, betreffend Nutzung der 
EDV-Infrastruktur der Landwirtschaftsschulen' in 

' Zusammenarbeit .mit der Lahdwirtschaftskarnrher für 
die Schulung der Betriebsführer, zürn Beschluß Nr. 145 
des -Steiermärkischen Landtages vom 26. November 
1996 über den Alitrag der 'Abgeordneten Kaufmann, 
Pußwald, Dipl.-Ing. Getzinger, Mag. Erlitz und 
Günther Prutsch, betreffend Maßnahmen einer ver­
stärkten EDV-mäßigen Aus- und Weiterbildung an 
Landwirtschaftsschulen und zum Beschluß Nr. 146 des 
Steiermärkischen Landtages vom 26. November 1996 
über den Antrag der Abgeordneten Riebenbauer, 
Kaufmann, Alfred Prutsch, Ing. Kinsky, Pußwald -und 
Dirnberger, betreffend Nützung der EDV-Infrastruktur 
für Betriebsführer zur Weiterbildung, wird zur Kennt­
nis genommen. (17,21 Uhr.) , r -

Präsident: Ich bedanke mich. Wir kommen zum 
Tagesordnungspunkt 

lii- Bericht des Ausschusses für Bildung, Kultur, 
Schulen und Kindergärten über die Regierungs­
vorlage, EinL-Zahll91/9r zum Beschluß Nr. 148 des 
Steiermärkischen Landtages vom 26. November 1996 
über den Antrag der Abgeordneten Dietrich? Ing. 
Peinhaupt, Riebenbauer, Pußwald, Kaufmann, 
Keshmiri und Dr> Brünner, betreffend die Anrech-

' nung eines. Lehrjahres in den Berufsbereichen Bau, 
Holz und "Metall für die Absolventen von landwirt­
schaftlichen Fachschulen. 

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Dietrich. 
Ich erteile ilir das Wort. -

Abg. Dietrich X17.21 Uhr): Ich berichte zur Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 191/9,' über den Antrag der 
Abgeordneten Dietrich, Ing. Peinhaupt, Riebenbauer, 
Pußwald,. Kaufmann imd Dr. Brünner, betreffend die . 
Anrechnung eines Lehrjahres in den, Berufsbereichen 
Bau," Holz und Metall für die Absolventen von land­
wirtschaftliehen Schulen, ...'..;' ' \ '.••••. 

.\Tn der 13. Sitzung des Steiermärkischen Landtages 
vom 26. November 1996 würde die vSteiermärkische 
Landesregierung- aufgefordert, unverzüglich mit der 
Bundesregierung in Kontakt zu treten; daß diese- die, 
nötigen gesetzlichen Maßnähmen setzt, damit Absol­
venten von larid- und^ fbrstwlrtschaftlicheh Fach­
schulen in den Benifsbere^chen Bau, Holz und Metall 
dase rs te Lelirjahr angerechnet, wird,: 

;Dje Steiermärldsche' iLÄdesregierung v.teilt« d a z u : 
;;fplgjenäes:m'ii^ '̂VJ; -.""';•' ' ."'•.-.r-'. :- V ""'<•• l: 

:, In der 201. Verordnung des 'Buüdesmihisteriums 
für wirtschaftliche Angelegenheiten über die Aus - ! 

bildung in Lehrberufen in verkürzter 'Lehrzeit vom 
1. Juli 1997 würde im Paragraphen 1 festgelegt, daß 
Lehrberufe, für-die in der Lehrberufsliste eine drei­
jährige, dfeieihhalbjährige oder vierjährige Lehrzeit , 
festgelegt wurde, von Personen in einer um ein Jahr 

, verkürzten Lehrzeit erlernt werden können, die nach- ' 
weisen, erstens daß Sie eine aUgemeinbilderide höhere 
Schule oder eine berufsbildende höhere Schule oder 
.eine mindestens dreijährige berufsbildende mittlere 
Schule erfolgreich besucht haben, oder zweitens daß 
sie "eine Lehrabschlußprüfung abgelegt haben oder 
drittens daß sie eine Facharbeiterprüfung abgelegt 
haben. ^ - N 

Eine, notwendige Növellierung des Steiermärki­
schen land- und ..forstwirtschaftlichen ••: Beruf sausbil- . 
düngsgesetzes. 1991 in dem Punkt ist in Vorberei­
tung. . . ' • ' . : . , • . . ' - . 

Damit sind im Sinne des 148. Beschlusses des Steier­
märkischen Landtages alle rechtlichen Voraussetzün- . 
gen geschaffen. 

Ich stelle den Antrag, der Landtag wplle ber 
schließen: ; 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 148 wird zur Kenntnis genommen. 
(17.23 Uhr.) 

Präsident: Danke für diesen Bericht. Zu Wort gemel­
det hat sich die Frau Abgeordnete Pußwald, Ich erteile 
ihr 'das Wort . 

Abg. Pußwald (17.24 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

• Mit dieser Lehrplanverordnung vom JuH 1996 ist 
wirklich ein sehr wichtiger Schritt -im landwirt­
schaftlichen Schulwesen; geschehen, weil damit der 
EDV-Unterricht zum Pflichtgegehstand verhoben 
wurde. Damit sind Wesentliche.Grundvoraussetzun­
gen für die jungen Menschen geschaffen,,um später 
einmal mit dem EDV-Gerät, aber auch in der Ver­
netzung mit anderen Medien ihre Arbeitsplätze und 
ihre Arbeitsstätte besser abdecken zu können. Gleich­
zeitig haben sich die Lehrer zum Teil freiwillig, und 
selbstverständlich auch mit eigener finanzieller Betei­
ligung an wichtigen Weiterbildungsveranstaltungen, 
Kursen u nd ' S em ina r en weitergebildet, um. ihren 
Schülerinnen und Schülern das entsprechende Wissen 
vermitteln zu können. '•",; 

Hinzuweisen ist, daß bäuerliche Betriebsführer, die 
schon älter sind, größtes Interesse daran haben, sich '. 
auch der Zeit anzupassen. Wenn mäh von lebens­
langem, Lernen spricht, • d t o n machen: gerade die 
bäuerlichen Betriebsführer und Betriebsfütaerihrien., 
laufend Kurse,zuer$t die Einstiegs- und Grundkurse, 
die zusammen mit der Landwirtschaftskammer erar­
beitet wurden und mit dem tF I abgewickelt werden, 
und später natürlich auch die ganz speziellen Kurse,, 
die sich von der Keller^irtschaft ü be r d ie j )ünger- bis 
zur- Viehbetteuung, Kalorienberechntuigeh und der^ 

•• gleichen erstrecken. kürzürn; es ^geschieht sehr viel, 
däs.allejfi^t^ijllgten, s ö w o M d e i f c S ^ ^ h als auch der! ,'.' 
;Betrieb^ührem;zugüi©~kommtr : . "/ ., 
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Unbedingt aufmerksam machen muß ich auf-folgen-
den Umstand: Wenn in der Vorlage von 37 ausge­
statteten EDVrRäumen die Rede ist und von etwa 550 
entsprechenden Geräten, so wissen wir, wie schnell-
lebig und wie kurzfristig gerade diese Technologie ist 
und daß natürlich auch,die Anbieter von Kursen inter­
essiert sind, eine sehr gute Standardqualität anzu­
bieten, aber auch neueste Technologie bereitstellen zu 
können. 

Das ist leider nicht der Fall, das ist leider nicht 
immer möglich, weil der Ankauf und die Bereitstellung 
für einen Raum ja auch in einer sehr hohen Stückzahl 
erfolgen muß. 15 Geräte, die miteinander vernetzt 
sind, die auch natürlich mit Internet-Anschluß ausge­
stattet sind, das sind sehr teure und sehr kostspielige 
Anlagen, die leider nicht überall in entsprechender 
Form vorhanden sind. 

Wenn wir aber immer wieder von Verwaltungsgurus 
hören, daß es möglich sein müßte, im ländlichen Raum 
verwaltungstechnische, administrative und statistische 
Sammlungen durchzuführen, dann kann hier gerade 
die EDV-Ausbildung einen ganz wesentlichen Beitrag 
dazu leisten. Diese Telekommunikationszentren 
müssen nicht nur i n den Verwaltungsräumen und 
-Zentren des Bundes und Landes, sondern können und 
sollen auch da und dort eine Bereicherung- im länd­
lichen Raum, eine Arbeitsplätzsicherung, eine Auf­
wertung eines ländlichen Gebietes sein. Ich erwähne 
hier auch ganz bewußt den Bezirk Murau, der mit sei-. 
nem Telehaus'wirklich in einer peripheren Lage sich 
auch sehr viel Know-how und Wissen angeeignet" hat 
und das auch mit seiner Bevölkerung in diesem Bezirk 
nutzbringend umsetzen kann. . 

Der konkrete Anspruch, den ich hier erteilen 
möchte, ist der, daß mit dieser EDV-Arbeit Arbeits­
plätze im ländlichen Raum zunehmend gesichert 
werden. 

Der zweite Antrag befaßt sich mit der dualen Aus­
bildung. Neben der grundlegenden landwirtschaft­
lichen Ausbildung ist es auch möglich, daß metall- und 
holzverarbeitende Lehrberufe, wenn eine dreijährige, 
dreieinhalb- oder vierjährige Lehrzeit vorliegt, ein 
Jahr Anerkennung bekommen. Auch das sehe ich 
wirklich unter dem Blickwinkel der Sicherung des 
ländlichen Raumes. 

Der bäuerliche Betriebsinhaber und -führer mit 
e iner weiteren zusätzlichen außerlandwirtschaftlichen 
beruflichen Qualifikation kann seinen Betrieb gut ab­
decken. Ich g laube auch, daß die Gewerbebetriebe in 
diesen ländlichen Strukturen in der Kooperation mit 
den Bauern für sich selber verläßliche, sichere Arbeits­
kräfte haben, die interessiert sind, ihren Arbeitsplatz 
zu erhalten, weil sie nebenbei ja auch ihren bäuer­
lichen Betrieb erhalten wollen. 

Also, es scheint mir ein wichtiger Synergieeffekt zu 
geschehen, der auch im Bereich der dualen Aus­
bildung laufen kann. 

Beides, sowohl die, EDV-Ausbildung als auch die . 
zweitberufliche Ausbildung, sind neben der Existenz­
sicherung auch eine Erweiterung der Allgemein­
bildung und damit auch eine" Erweiterung der Wirt­
schaftskapazität einer Region. 

Ich darf mich bei1 allen Entscheidungsträgerh und 
bei den Sozialpartnern bedanken, daß es möglich ist;. 
diese duale Ausbildung in dieser Form durchzuführen.. 

. Gesetzgebungsperiode - 19. Jänner 1999 3811 

Ich bedanke mich, auch für die Bereitstellung der 
Mittel, um in den einzelnen Häusern die EDV-Aus­
stattung hoffentlich noch effizienter und noch besser 
weitertreiben zu können. Danke! (Beifall bei der ÖVP. 
- 17 .30 Uhr.) 

Präsident: Nunmehr erteile ich der Frau Abgeord­
ne ten Dietric-h das Wort. " . 

Abg. Dietrich (17.30 Uhr): Geschätzter Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! 

Es war schon immer eine Intention unsererseits, 
und uns war es immer wichtig, daß die landwirt­
schaftlichen Schulen, die ja größtenteils dezentral 
gelegen sind, für die Bevölkerung vor Ort zur Ver­
fügung s tehen und daß sie von der Bevölkerung ge­
nutzt werden können. Die Schulen sollten Orte der 
Kommunikation,, aber auch Orte der Weiterbildung 
sein.-

Die Regierungsvorlage zeigt ganz klar, daß die EDV ~ 
im Landwirtschaftsbereich massiv Einzug gehalten 
hat, nicht nur im Bereich der Schülerausbildung, 
sondern auch hin bis zur Erwachsenenfortbildung. 
Man sieht auch, daß die unterschiedlichsten Vereine 
in diesen Schulen weitergebildet werden, was, ich 
glaube, sehr sinnvoll ist. 

Sir Francis Bacon hat einmal gesagt: „Wissen ist 
Macht, Ziel aber sollte es sein, lebenslanges Lernen." 

Mit dem Angebot dieser .Informationsschienen ist 
garantiert, daß die Bevölkerung, auch jene im, länd­
lichen Raum, die Möglichkeit hat, sich weiterzubil­
den. - , ; . " • • 

Was den zweiten Themenbereich betrifft, nämlich 
die Anrechnung eines Lehrjahres, so finde ich es sehr 
positiv für die Absolventen der landwirtschaftlichen 
Schulen. Wir wissen ja alle, daß gerade die Kinder aus 
bäuerlichen Betrieben zu arbeiten gewohnt sind und 
daß die sich leichter tun mit der Lehrplatzsuche als 
jene, die aus dem städtischen Bereich kommen. 

Es ist aber gut so, daß wir endlich die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen auf Bundesebene geschaffen 
haben. Ich; würde mir wünschen,, daß die Rahmen­
bedingungen auf Landesebene so rasch als möglich 
vonstatten gehen. Das wäre mein Wunsch, zum Wohle 
unserer Jugend. (Beifall bei der FPÖ. - 17.33 Uhr.) 

Präsident: Eine weitere Wortmeldung liegt nicht 
vor. • • 

Den Herrn Landesrat Pöltl bitte ich um Entschuldi­
gung. Ich erteile ihm das Wort. . 

Landesrat Pöltl (17.33 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

Das ist sehr kurz. Die beiden Vorlagen haben auch 
die Chance ermöglicht, daß der Landtag sozusagen 
diese dynamische Entwicklung der Ausbildungs­
möglichkeiten in den ländlichen Regionen von der 
Information her direkt erhält. Es ist selbstverständlich,-
daß gerade diese regionale Entwicklungsdynamik im 
Rährhen der „Agenda 2000" selbstverständlich auch 
diese Chancen der regionalen Entwicklungsschwer-
pünkte übe r unsere landwirtschaftlichen und haus-
wirtschaftlichen Schulen sehr sympathisch nützt. Ich 
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gla^ejgdaß «ijije-ißJimblose Ä Ü pWüftil : tfeeinii|Ehek : 

(Mancenwpr arlern äü<3h eine echte T^ÖgliiEhiert, wiev 

die^3@idienIJaKien idasifi ihren AA^itmeldiMgeri darge:-
steift •haben,/ bieten, was vor allem diese P^bleinatik ~ 
zwischen peripheren; und zentralen Tendenzen:? dar* 
stellt. Es istiälsö keineUbertrelbü^ daßwir gewisser­
maßen, wenn wir die Dinge richtig nützen, vom globa­
len Dorf tatsächlich nicht nur träumen, sondern auch 
wirklich handeln können. 

Ich kenne einen Bauern, es ist der letzte Bauer am 
Hochwechsel, der über Telearbeit seinen Betrieb in 
Wahrheit gerettet hat. Er plant zürn Beispiel für inter­
nationale Gfoßkohzerne, von den Müllverbrennungs­
anlagen bis zu hochtechnischen Fragen. Er fährt ein­
mal: in der Woche um seine Disketten und um seine 
Aufträge, -..;... 

Das ist in Wahrheit schon eine Wohltat der Technik, 
wenn man so etwas miterlebt, welche Möglichkeiten 
da sind, wenn vor allem diese innere Kraft der Vitalität 
und der Innovation in so einer Form praktisch auch 
sichtbar wird. 
' Die gesetzlichen Voraussetzungen bei uns sind also 
voll im Gange. Wir werden in Kürze diese Beschluß­
fassung auf Landesebene, was die Anrechenbarkeit 
betrifft, vorlegen und selbstverständlich auch be­
schließen. Danke herzlich! (Beifall bei der ÖVP. -
17.35 Uhr.) ' • ' , ' . ' . 

Präsident: Danke, Herr Landesrat, 
Jetzt hegt wirklich keine weitere Wortmeldung 

mehr vor. -
Wenn Sie, meine Damen und Herren, dem Antrag 

der Benehterstätterin zum Tagesordnungspunkt 10 
zustimmen, bitte ich Sie um ein Handzeichen. Danke. 
Gegenprobe; 

Ich.stelle die einstimmige 'Annähme des Anträges 
fest./ :.-'• '.;: : ; 

Wenn Sie dem Antrag der Berichterstatterin züöi; 
Tagesordnungspunkt 11 zustimmen, bitte ich ebenfalls 
um em Handzeichen. Danke. Gegenprobe, 

Ich stelle ebenfalls die einstimmige Annahme des 
Antrages fest. * 

Ichkomme zumTagesordnungspunkt 
12. Bericht des Verfassungs-, Unvereinbarkeits-

vund IiiHnunit^rAiusschüsses übet die RfegierungsT 
Vorlage, Einl.-Zahl 985/1, betreffend die Vereinbar 
rung zwischen dem Bund, den Ländern und den 
Gemeinden, betreffend die Koordination der Haüs-

. haltsführung von Bund, Ländern und Gemeinden 
(Österreichischer Stabilitätspakt). 
" Beriehterstatterin ist die, Frau Abgeordnete 
Di^a"chinaier-GelteiA?a:,Ich eifteilevihr4a^ Wort;: 

: . :̂ î ĝ _ -1 aäirt-.-̂ a<ddhüTOadL«ŝ ê |3Ê ^=-:-"fl̂ îß -';: ';tgie5:iV /Seht 
g eeh r t ^He i rÄÄide r^ 

Es liegt hier.die Vereinbäruiäg zwischen dem Bund, 
den Ländern und: den Gemeinden, betreffend die{ 
Kctördi^atiöÄ-^^ Län­
dern :jÄ<iGemel^^ QeMöä^:&ä^tf6i(ää.'-

; g^fegt,:idÄ "• 

tdieJbeteiMgferifiegieite^ 
Finanzpolitik einander annähern;/ Es müssen hatür-
genläfii.-. übermäßige ^lentliche Defizite veriniederi 
werden. Undies wurde fjgstgelegt, daß- als ßeferenz-
wert rhäMfiial 3 Prozent .bezrehurigsweise @0 Prozent 

•für das Verhältjus. zwischen, dem öffentlichen Schul­
denstand und dem Bruttoinlandsprpdukt zu Markt­
preisen vorzuliegen haben; 

Damit ein Mitgliedsstaat nach Einführung der Ein­
heitswährung die Stäbüitätsvorgaben der Maastricht­
kriterien nicht wieder verläßt, wurde ein Stäbilitäts-
ünd W^dhstümspakt in der Form einer Selbstverpflichr 
tungmitSanktionen geschlossen. 

Es würde erstens eine Verordnung erlassen die mit 
1. Juli 1998 in Kraft getreten ist, was die Konvergenz-
und Mäbilitätspr&grämine betrifft, und zweitens eine 
Verordnung über die Beschleunigung und Klärung 
eines Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit, wo 
auch, da keine automatischen Sanktionen vorliegen, 
Sanktionen festgelegt würden für den Fall, "daß die 
Kriterien nicht erfüllt werden, ' • " . . - * 

Durch einen österreichischen Stabilitätspäkt wird 
nun entsprechend den gemeinschaftlichen Vorgaben 
ein Aufteilungsmodus für eine allfällige Sanktionslast 
festgeschrieben. Nach der Legaldefinitiön dieses 
Bundesverfassungsgesetzes regelt der Stabilitätspakt 
die Verpachtungen der Gebietskörperschaften zur 
nachhaltigen Einhaltung der Kriterien gemäß EG-
Vertrag. 

Der nun vorliegende Vereiribarüngstext besthnmtin 
Artikel 4 und 5 die Aufteilung der Defizitquoten und 
der Sanktiönslasten zwischen dem Bund einerseits 
und den Ländern und den Gemeinden andererseits. 

Zwischen den Vertretern des Bundes, der Länder 
und Gemeindeh wurde am 10. November•1998 auf 

.politischer Ebene eine Eingigüng über den beiliegen­
den Vereinbarüngstext, der einen integrierenden 
Bestandteil dieses Beschlußantrages darstellt, erzielt, 

Die Steierniärkisehe Landesregierung stellt zufolge 
ihres Beschlusses voni 23. November 1998 den Antrag, 
der Landtag wolle beschließen: 
"Die Vereinbarung zwischen dem Bund, den Län­

demund den Gemeinden,: betreffend die Koordination 
der Haushaltsführung .von Bund, Ländern'und Ge­
meinden (Österreichischer Stabilitätspakt), wird ge­
nehmigt. Ich ersuche um Zustimmung. (15.39 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr. 
Abgeordnete Dr. Brünner. Ich erteile ihm das Wort. 

\Äba.,-j^.-JSrüTO©r'(t7^:Uhi:):: Herr Präsident, meine 
selMgeehrteh^anieTfund Herren! 

FrauiKe^hmM unfeißh%Mnenj»diesem:® 
paÄrmt gtößef- H M ^ 
dies1 aus zwei gründen/Einen:^ habe ich; 
lrn;Aüs§ehüS ̂ gespp)gSe^Äürj:diZwar l^t^telfidärlnv 
daß dieser StaÄitätspäkt zusammenrnit dem Konsul^ 
tätiönsmechsnismus, derin diesem H ^ 
beschlossen würde vor eirnger Z^ff ffie B 
der- letzten ßeste der Büdgethohe^ 

• d^irllellt.;; (Äbcf.';W;"\^bli /;>Dle;;'jg^t ^ ; qa : ifsi juehfe; 
'•inäbäflf^J;;^ 
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weise nur auf Artikel I Absatz 2 lifera d dieses. 
Stabüitätspaktes. Gemäß dieser Bestimmung soll das 
Koordinationskoinitee die Grundsätze und Eckdaten 
für die Erstellung der Voranschläge des nächsten Jah­
res unter Berücksichtigung festlegen. Das bedeutet im 
Klartext, daß dieses Koordinationskomitee der- eigent­
liche Budgetgesetzgeber ist. Die Sache wird noch da­
durch verschärft, daß in diesem Koordinationskomitee 
keine Vertreter der Parlamente, keine Vertreter der 
Volksvertretungen drinnensitzen, aber Vertreter des 
Städtebundes und des Gemeindebundes. Das unter­
streicht das, was ich schon einmal gesagt habe, es gibt 
mehrere eigentliche Gesetzgeber in diesem Land, nur 
nicht den Landtag. Unter diesen eigentlichen Gesetz­
gebern finden sich auch der Gemeindebund und 
Städtebund. Ich kann schlicht und einfach nicht be­
greifen und verstehen, wie Abgeordnete der ÖVP und 
der SPÖ- einen solchen Pakt, der nichts anderes ist als 
die Selbstausschaltung des Landtages, zustimmen 
kann. Ich kann das schlicht und einfach nicht verste­
hen, unabhängig von parteipolitischer Ausrichtung. 
Wie können Sie, meine Damen und Herren von der 
ÖVP und SPÖ, zustimmen, daß der Landtag und damit 
Sie alle und ich überhaupt nichts mehr zu reden haben 
auf dem Gebiet der Budgetpolitik, überhaupt nichts 
mehr! 

Und wie können Sie zustimmen, daß Gemeinde­
bund und Städtebund, die überhaupt keine direkte de­
mokratische Legitimation haben, wo nicht einmal die 
Pflicht besteht, daß alle Gemeinden und Städte dort 
Mitglied sind, die eigentlichen Gesetzgeber in diesem 
Land werden und im Grunde genommen auch die 
Budgetersteller werden. Ich habe schon ein paarmal 
gesagt, und wir haben es ein paarmal gefordert, man 
soll durch Verfassungsänderungen sicherstellen, daß 
dem Landtag wenigstens die Entwürfe von solchen 
Pakten vorgelegt werden, noch bevor sie von den 
Landeshauptleuten unterzeichnet werden. Da haben 
ja alle Landeshauptleute und die Vertreter des Bundes 
unterschrieben, da können wir nicht einmal e inen 
Beistrich ändern, da können wir nicht einmal statt 
„aber" „jedoch" schreiben. Diese Problematik könn­
ten wir etwas reduzieren, indem wir den Entwurf eines 
solchen Paktes bekommen, noch bevor die Frau 
Landeshauptfrau ihn unterschreibt, und damit ein paar 
Gesichtspunkte zu diesem Stabilitätspakt anbringen 
könnten und vielleicht da und dort eine Änderung aus 
der Sicht des Landtages. 

Der zweite Grund, wieso wir mit großer Heftigkeit 
gegen diesen Stabilitätspakt sind, besteht darin, daß er 
zwar den Landtag knebelt, aber im Grunde genom­
men kein Stabilitätsprogramm beinhaltet, so wie wir 
uns das vorstellen, nämlich auch ein Stabilitäts­
programm, das Vorschläge betreffend die Reduzie­
rung der öffentlichen Defizite bringt. Daß dieses 
Stabilitätsprogramm eigentlich ohne Substanz ist, das 
ist nicht die persönliche Meinung des Herrn Brünner 
oder des Liberalen Forums, sondern da gibt es auch 
zwei prominente Zeugen dafür, Der eine prominente 
Zeuge ist der Rechnungshof in Wien, der bei einer 
Prüfung der Umsetzung der Konvergenzkriterien der 
Europäischen Union festhält, daß wir zwar bei der 
Nettoneuverschuldung so quasi gut im Trend der 
Mitgliedsländer hegen, aber nicht, was die Staatsver­
schuldung anlangt. Daß wir i n bezug auf die Stäats-

versehuldung zwar mit Ach und Krach die Vorstellun­
gen der EU, betreffend die dritte Stufe der Wirtschafts-
und Währungsunion, erreicht haben, und zwar das 
auch nur, weil wir nachweisen konnten, daß es in den 
letzten J ahren s inkende Zahlen bei der Staatsschuld 
gegeben, hat, daß aber auf dem Gebiet der Staats­
schuldverringerung s ehr vieL noch zu tun sein wird. 
Der Rechnungshof in Wien hält in diesem Maastricht-
Kriterienbericht fest, ich zitiere wörtlich aus diesem 
Bericht: „Die innerösterreichische Umsetzung der 
Verpflichtung der Teilnehmerstaaten an der dritten 
Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion zur mittel­
fristigen nachhaltigen Budgetkonsolidierung wird 
jedoch nicht allein durch einnahmenseitige Budget­
konsolidierungen, sondern vorwiegend durch Maß­
nahmen zur Beseitigung langjähriger struktureller 
Finanzierungsprobleme der öffentlichen Haushalte, 
insbesondere durch eine konsequent umzusetzende 
Reform der Ausgabenseite, möglich sein." 

Ini Klartext: Daß keine strukturellen Reformen auf 
der Ausgab.enseite gesetzt wurden, um nachhaltig den 
Schuldenstand des Staates zu reduzieren. 

Der zweite prominente Zeuge, daß dieses 
Stabilitätsprogramm eigentlich ohne Substanz ist, ist 
die EU-Kommission. Der zuständige Kommissar hat 
das mehrjährige Stabilitätsprogramm der Bundes­
regierung, das für die Jahre 1998 bis 2002 vorgelegt 
worden ist, wegen seines mangelnden Ehrgeizes - ich 
zitiere wörtlich - gerügt, und er hat sich dabei und 
damit sehr vorsichtig ausgedrückt. 

Österreichs Plan ist, daß das öffentliche Defizit, 
Nettoneuverschuldung, bis zum Jahr 2000 auf 1,4 Pro­
zent des Bruttoinlandsprodukts und die Gesamtver­
schuldung auf 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
gesenkt wird. Das ist so quasi das Ziel Österreichs. 
Dieses Ziel kritisiert die Europäische Union als nicht 
besonders ehrgeizig und verweist darauf, daß andere 
Länder, wie zum Beispiel Dänemark, Luxemburg, 
Schweden, Großbritannien, bis zum Jahr 2002 Über­
schüsse erwirtschaften wollen, daß Deutschland bis 
zum Jahre 2002 die Defizitmarke auf ein Prozent 
Nettoneuverschuldung senken möchte. Und die 
Kommission verweist darauf, daß der Schuldenstand 
von 60 Prozent, den wir anpeilen, uns große Probleme 
bereiten wird, erstens, wenn es konjunkturelle 
Schwankungen gibt, das heißt, daß wir mit diesem Ziel 
Konjunktureinbrüche überhaupt nicht in den Griff 
bekommen werden,- weil uns die entsprechenden 
Möglichkeiten der Geldmittelbeschaffung fehlen, und 
zweitens, daß angesichts der demographischen Ent­
wicklung bei diesem Schuldenstand auch nicht die 
s teigenden Kosten bei der Sozialversicherung - Stich­
wort Überalterung der Bevölkerung - abgedeckt 
werden können, es sei denn dadurch, daß weiter 
Schulden aufgenommen werden, und nicht einmal 
dieser 60-Prozent-Staatsschuldenstand, der für das 
Jahr 2002 angepeilt ist, erreicht werden kann und 
erreicht werden wird. 

Ich verstehe übrigens dieses Stabilitätsprogramm 
der Bundesregierung für die Jahre 1998 bis zum Jahre 
2002 nicht, das sich also keine ehrgeizigen Ziele setzt, 
und das bedeutet, daß wir uns bei den Zielsetzungen 
im Schlußlichtfünftel der Europäischen Union befin­
den. Ich verstehe das nicht, wenn ich in der Zeitung 
lese, daß sich die Finanzminister im Dezember, ange-



3814 ;.48, Sitzung des Steie,rmätkisGhen;Landtages1 

sichts der 6$terreichisGhen Ptäsidentsehäft.^daraüf ge­
einigt haben, bis; zum Jahr 2002 Budgets zu erstellen, 
die, wenn sie schon keine Oberschüsse aufweisen, 

• - zumindest einigerrnaßeri ausgeglichen sind. Öster­
reich, wie gesagt, sagt in seinem Siabnitätsprograirirn., 
eine Nettoneuverschuldung von 1,4 Prozent sei: das 

- Ziel für das Jahr 2002- ; ; r 

Der Herr Finanzmimster Edlinger hat diese Ein­
wände der Europäischen Kommission damit weg­
gewischt, indem er gesagt hat, näja, wir haben halt als 
Ausgleich dafür ein soziales Sicherheitsnetz, dasinder 
Europäischen Union seinesgleichen sucht. So weitt so 
gut, nur der Finanzminister Edlinger hat nicht hinzu-: 
gefügt, wie dieses .Sicherheitsnetz, das seinesgleichen 
sucht, in den nächsten Jahren angesichts dieser 
Problematiken, die ich kurz angesprochen habe, auf­
rechterhalten und gesichert werden kann.; Es wird 

viücht mehr so gehen wie bisher, daß-man durch Spar- -
pakete Budgetlöcher stopft. Es wird nicht so gehen wie 
bisher, daß man durch verschiedene Umschichtungen 
in den ' öffentlichen Haushalten • die Maastricht-
Kriterien auf dem PapierJ erfüllt. Es führt kein Weg an 
strukturellen Reformen vorbei, die uns helfen, die 
Staatsschuld drastisch zu senken, und zwar über das 
Ohnehin nicht ehrgeizige Ziel der Bundesregierung 
von 60 Prozent für das Jahr 2002 hinaus. ,. 

jetzt gebe ich schon zu, daß das Land sich vielleicht 
zurücklehnen könnte und sagen könnte,, na gut, der 
Bund trägt an dieser Staatsschuld zu, weiß ich nicht, 
57 Prozent bei und. die Länder nur zu 2,5 Prozent und 
zu 5 Prozent dann die Gemeinden, Aber auch die 
2,5 Prozent, mit denen die Länder an der Staatsschuld 
so quasi beteiligt sind, machen es notwendig, daß sich 
auch ein Land überlegt, welche strukturellen Refor­
men im Zusammenhang mit Ausgabeneinsparungen 
zu tätigen sind, und damit Möglichkeiten und Instru­
mente gefunden werden, einen Landesbeitrag -zur 
Senkung dieser Staatsschuld zu leisten. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, daß das Problem 
ja auch noch dadurch verschärft wird, daß Steuer­
senkungen versprochen sind. Sie wissen, daß auch das 
Liberale Forum für Steuefsenkungenist. Diese demo­
graphische Entwicklung, die das Budgel belasten 
Wird, dieses weitere Ansteigen" der Staatsschuld, die 
Steuersenkung, alles das verschärft die Situation der 
strukturellen Reformen, weil-sich die Geschichte an­
sonsten nicht ausgeht. Weil ansonsten die Folge die ist, 
daß wiederum die Defizitkriterien ansteigen werden 
mit allen Problemen, die Österreich in der Europäi­
schen Union bekommen wird. ^ ; 

Nochmals, meine Damen und Herren, es wird sehr 
viel von Solidarität gesprochen, und wir sind sehr für 
Solidarität, nur Solidarität ist auch notwendig.mit den 
hächfolgehdeh1 Generationen. ,.\. 

Wenn, es so ist wie man sagt, und ich weiß jetzt 
nicht, ob ich die Zahl auswendig und richtig im Kopf 

• habe, daß 20 Prozent der Einnahmen; hur für Zinsen­
zahlungen der Einnähmen des Staates, nur für Zihsenr 
Zahlungen für Schulden, aufgehen, dann leben wir 
schlicht und. einfach auf Kosten der nachfoigengeh 
Generationen, und dann bedeutet das. Wort von der 

\ Solidarität für; mich auch, daß die lebende Generation 
den Gürtel enger schnallen muß. Strukturelle Refer-

t men, diersc]|meKMch sin 
offehtjlcben Dienst ü 
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Reformen sind einfach anzugehen, auch Reformen des 
Pensiönssystems sind anzugehen, damit in Zukunft 
auch ein, Spielraum ,für die nachfolgenden Genera­
tionen bleibt. v 

Nochmals; wir lehnen dieses Stabüitätsprogramm 
und diesen Stäbilitätspakt aus den genannten Grün-

. den sehr heftig ab, (17.54 Uhr.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich '• dem 
Herrn Abgeordneten Pr, Wahl, das Wort. 

Abg. Dr. Wabl (17.54 Uhr): Meine sehr geehrten ! 
Damen und Herren! . -| 

Auch wir,Grünen lehnen diesen Pakt heftig ab. Ich 
kann mich kurz halten. Mein Temperament hier über 
die Macht dieses Landtages hält sieh in Grenzen, weil, 
ich ohnedies der Meinung bin, daß"der Ländtag schön ." 
entmachtet ist und in Sachen Budgethoheit die Real-' 
Verfassung so ausschaut, daß wir ohnedies nichts zum 
Reden haben; Das Budget wird alljährlich gebunden 
von der-Regierung beschlossen, kein Zentimeter, kein 
Beistrich kann geändert werden.. Die Außerplan­
mäßigen Ausgäben überraschen uns jede Sitzung in 
ungeahnter Millionenhöhe. Von der Regierung ist 
gerade der Finanzreferent noch da, der sehr wohl 
immer beteuert, der Hohe Ländtag mit seiner, Ent­
scheidung, aber sehr wohl weiß, daß wir nichts zum 
Reden haben. Daher bin ich schon am Ende mit 
meinem Protest, den ich vor allem auch deshalb so .-' 
kurz halte, weil ich aus der Rednerliste gemerkt habe, 
daß Sie von den anderen Fraktionen - ich weiß nicht,, 
ob die FPÖ. noch redet, aber scheinbar denkt sie sich, 
es hat eh keinen Sinn..- bereits resigniert haben und 
sich denken, schade um jedes weitere Wort, das wir 
hier verwenden,/angesichts der bestehenden Ohn­
macht und unserer bestehenden Machtlosigkeit. \ 
Danke schön! (17.55 Uhr.) ' r "' 

Präsident: Eine weitere Wortmeldung zu diesem / 
Tagesordnungspunkt liegt nicht vor. , ; • 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die dem 
Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen, um ein 
Handzeichen Danke. Gegenprobe. 

Ich stelle die mehrheitliche Annahme des Antrages 
fest •' . ,. '" • \ ' . .•• :. '.- ' •''- .' '•.'.... 

Ich komme zum Tagesordnungspunkt 
13. Berieht des Finanz-Ausschusses über die Regie­

rungsvorlage, Einl.-Zahlen 766/2 und 878/4, zum 
Beschluß Nr. ,690 des Steiermärkischen Landtages 
vom 19. Mai 1998 über den Antrag der Abgeordneten 
Mag. Bleckmann, DipL-ing. Vesko und ing. Pein­
haupt, betreffend die Vorläge einer mittelfristigen 
Budgetvorschau, welche über das Jahr 2000 hinaus­
geht, samt modilizlerter Büdgetvorschau 1996 bis 
2000 des; Ösierrei^ für Wirtschafts^ 
f orschung Wien, Einl.-Zähl 766/1, und zum Beschluß 
Nr. 810 des Steiermarkischen Ländtages vom 7. Juli 
1998 über den Antragder Äbgteprdheten Dr. Brünner, 
Keshmiri, Sträßbergex, Gennäro, Mag. Bleckmann, 
Ing. Schreiner und Mag. Zitz,< betreffend Vorläge 
eines Konzeptes über die Verwendung des Priyatisie-
rungse^loses aus dem Verkauf von Anteilen an der 
Landes-Hypothekenbank, BMl.-ZahL878/2; ••••••• "•-,.'-..' 

, Berfchterstatterih ist die Frau- Abgeordnete Mag, 
Ble^ckmäönv IQE erteile ''ihr''dä$-WörJ;'.".;.--.'.'̂ .'"'-';''V-'"-'' 
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Abg. Mag. Bleckmann (17.56 Uhr): Es geht um den 
Antrag zu den Beschlüssen Nr. 690 und Nr. 810, 
betreffend die Budgetvörschau. 

Laut WIFÖ sind Maßnähmen getroffen worden, die 
alle bestens sind. Sie kennen alle dieses hübsche Pro­
gramm. Die beabsichtigten Mehrbelastungen bezüg­
lich Kinderbetreuungseinrichtungen, Fachhochschul­
studiengänge und Projekt Europa werden einiges 
kosten. Da wir Einnahmen aus der Landes-Hypobank . 
haben, wird alles i rgendwie finanzierbar sein, da wir 
sie den Rücklagen zuführen. Interessant ist, was da 
noch steht. Zum Priva'tisierungserlös aus dem Verkauf 
von Anteilen der: Landeshypo-Bank im Siniie der 
obigen Ausführung der Landesfinanzabteilung zur 
Budgetvörschau 1996 bis 2000 muß seitens der Lan­
desfinanzabteilung zur Sicherung der Stabilität des 
Landeshaushaltes und der Einhaltung der Maastricht-
Kriterien dringend empfohlen werden, die restlichen 
Mittel aus dem Teilverkauf der Landes-Hypotheken-. 
bank zumindest bis zur Möglichkeit der Einschätzung 
der Auswirkungen der Steuerreform,- des Finanzaus­
gleiches nach dem Jahr 20Ö0, der neuen Kranken­
anstaltenfinanzierung, der Auswirkungen der Volks­
zählung und der künftigen EU-Finanzierung in einer 
Rücklage zu belassen. Das heißt, man weiß noch über-«. 
haupt nicht, wie sich alles auswirken und wie es 
weitergehen wird. Deshalb stelle ich namens des Aus­
schusses den Antrag, diesen Antrag zur Kenntnis zu 
nehmen. (17.59 Uhr.) -

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der .Herr 
Abgeordnete Straßberger, dem ich es erteile. 

Abg. Straßberger (17.59 Uhr): Geschätzter Herr 
Präsident, verehrte Damen und Herren, Hohes Haus! 

Ich sehe den zuständigen Finanzlandesrat nicht. Wir 
diskutieren heute unter Tagesordnungspunkt 13 eine 
Vorlage, die zwei Schwerpunkte hat. Zum ein^n die 
Vorlage einer mittelfristigen Budgetvorschau, welche 
über das Jahr 2000 hinausgeht, und zum zweiten über 
eine Vorlage eines Konzeptes über die Verwendung 
des Privatisierungserlöses aus dem Verkauf von Antei­
len an der Landes-Hypothekenbank. 

Verehrte Damen und Herren, gestatten Sie mir 
eine Frage vorweg. Macht es überhaupt Sinn, im Jän­
ner 1999 über eine Zahlenstudie aus dem März bis 
April 1998 hier zu diskutieren? Noch dazu, wo man 
weiß, daß gefade die Bundesertragsanteile von den 
Abgaben, also grundsätzlich überwiegend von den 
Bundesabgaben abhängig sind. Und hier wird noch 
ein Antrag gestellt, daß man eine Studie erstellen soll, 
eine sogenannte Prognose über das Jahr 2000 hinaus. 
Ich gebe schon zu, daß man gewisse-Richtlinien 
benötigt und braucht, auch mittel- und langfristig, 
aber gerade wo sich das Zahlenwerk von heute auf 
morgen ändert, das heißt fast täglich ändert, ist das, 
sicherlich nicht zielführend. Wir kennen die Aussagen 
unserer Wirtschäftsforscher mit großem Optimismus 
am Beginn des JahresMch sage das hier heute sehr 
deutlich, das Wirtschaftswachstum wird sich auf 3, 
4 Prozent belaufen. Die Politik ist letztendlieh auf diese 
Aussagen angewiesen und muß auch darauf reagie­
ren. Wir haben genügend Beweise in den letzten Jah­
ren und immer wieder, daß diese Prognosen innerhalb 
eines Jahres zwei- bis dreimal nach unten revidiert 
werden müssen. So. wurde auch für das Jahr 1998 eine 

Prognose mit e inem Wirtschaftswachstum von 4,4 Pro­
zent angenommen, und-vorige Woche hat man nach­
lesen können, daß das Wachstum 1998 2,7 Prozent ist. . 
Das Wachstum 1997 war 2,5 Prozent, für 1999 sind 
3 Prozent und für das Jahr 2000 2,6 Prozent prälimi-
niert. Ich hoffe hur und ich wünsche "mir - (Landesrat . 
Ing. Ressel: „2001, Herr Kollege, darf ich fragen?") 

Ich gehe einmal bis 2000, Herr Landesrat. Bis 2000 
bin ich der Meinung - (Landesrat Ing. Ressel: „Wir 
haben ja die Vorhersage!") Ja, diese Vorhersage ist bis 
zum Jahre 2000. Ich weiß nicht, warum sie nervös 
werden, Herr Landesrat (Landesrat Ing. Ressel: „Ich 
bin nicht nervös!"), das geht nicht gegen Sie. Ich 
spreche jetzt von den Wirtschaftsforschern, und letzt­
endlich haben wir auch fort immer wieder eine ge­
wisse Ungewißheit. Ich verstehe diese Aufgebracht­
heit nicht, Wir hoffen, und das habe ich gesagt, daß 
über das Jahr 2000 hinaus das Wirtschaftswachstum 
hoffentlich anzieht oder zumindest so bleibt. 

Wir haben ja im vergangenen Jahr in kürzester Zeit 
die Wirtschaftsentwicklungen in Rußland, in Asien 
und dergleichen erfahren, und daher ist es hier sehr 
unruhig zugegangen. 

Lassen Sie mich auf die Ertragsanteile für das 
abgelaufene Jahr 1998 etwas eingehen. Wir haben im 
Finanz-Ausschuß hier eine breite Diskussion gehabt. 
Es wurde uhs mitgeteilt, daß .die laufenden Bundes­
ertragsanteile, etwas über 800 Millionen Schilling, 
ausgeblieben sind, die Nachzahlung für 1997.im Jahre ; 
1998 rund 830 Millionen Schilling ausmachten. Das 
heißt, der Saldo ist plus/minus fast null. Unter dem 
Strich müßte man dann sagen, es fehlen in etwa schon 
800 Millionen SchilÜngjm Jahre 1998. Und die soge­
nannte Manövrierrhasse - nicht negativ j e t z t - , sprich 
j ene Mittel, die der Herr Finanzlahdesrat letztendlich 
über das Jahr verteilen kann, wo sich die Landesräte 
anstellen müssen, wenn sie etwas brauchen, die 
dürften im heurigen Jahr oder vergangenen Jahr, wie 
es ausschaut, aufgebraucht sein. Prof. Lehner schreibt 
auch in dieser Studie, daß in den Jahren 1996 und 1997 
auf Grund der Strukturanpassungsgesetze hier die 
Einnahmen großzügig geschätzt wurden und Gott,sei 
Dank auch real höher geflossen sind, als diese Studie 
letztendlich auch aussagt. Die neue Studie von 1998 
bis in das Jahr 2000 — und weiter brauchen wir heute 
nicht diskutieren, denn diese Studie geht bis'ins Jahr 
2000 - h a t sehr wohl günstigere Voraussichten im 
März 1998 hier gezeigt. Siehe da, mit Jahresende 1998 
gibt es auch hier Einschnitte. Mir fehlt in dieser Studie 
auch die Einführung des Euro, die in der Studie nicht 
berücksichtigt ist.. Denn daß auch diese Maßnahme 
oder diese wichtige Sache plus/minus Auswirkungen 
haben wird, ist keine-Neuigkeit, wo wir genau wissen, 
daß die Fakturierung unserer Exportuntemehmen in 
Österreich zu 52 Prozent in Dollars passiert, in Zukunft 
wird die Fakturierung sicherlich in den elf Euro­
ländern in Euro und nicht mehr in Dollar erfolgen. 
Daher wird es auch hier Auswirkungen auf die 
Gesamteinnahmen unseres Bundesbudgets,, sprich 
auch auf die Ertragsanteile im Land, Auswirkungen 
geben . 

Ich habe schon sehr oft. in diesem Haus, und ich 
werde auch nicht müde, es zu tun - (Abg. Dr. Flecker: 
„Das wundert mich, daß Sie nicht müde werden!") 
Nein, Herr Klubobmann, sicherlich nicht, ich habe 
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:: elhevgute iMöMMorif d ä sÄime^ Sss imfcgjauben. iqh-
kornme ausl der;Öbersfeiermarik/ aber eh Sie auch} 
ab^r nur zum leilv (Abg; JQf. Elecker; „ Aber Ihre ist im N 
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unser Budget vollzieht Iehhahe schon oft hier gefragt, 
ob wir vlerteljähjrhch - ist vielleicht zu eng, ich sage 
das sehr, deutlich ^.aber YlelleiChi; zwei- oder dreimal 
im Jahr hätte es der Landtag sehr gerne, glaube ich. 
Wenn wir den Budgetvollzug im großen und ganzen -
erfahren könnten; Das ist leider Gottes mcäitder BalL 
der Herr Lahdesrat wehrt, sich grundsätzhch,,. Ich 
glaube aber, daß es wirklich von Vorteil wäre, wenn, 
mandas wissen würde, und nicht daß man immer vor 
die Tatsachen gestellt wird, wenn der Rechnungs­
abschluß koihmt, das} sind die Einnahmen. Zum 
Zweiten hat man dann eineh großen Betrag-von fort­
gefallenen Ansätzen festgeschrieben. Das kann nicht 
im Sinne des Erfinders sein. 

Verehrte Damen und Herren, die Maastricht-
Kriterien sind hier auch aufgezählt und angeführt, 
3 Prozent der Nettoneuverschuldung, 2,7 Prozent der 
Bund, 0,3 Prozent die Länder und Gemeinden. Das ist 
ein Volumen von etwa 5,7 Milliarden Schilling, für 
Länder und Gemeinden. 

Länge Zeit wußte man nicht, wie sich die 0,3 Prozent 
zwischen Ländern und Gemeinden aufteilen, Gott sei 
Dank, und das war im vorhergehenden Tages­
ordnungspunkt sehr deutüch drinnen, ist hier eine 
Aufteilung gekommen. Die 0,3 Prozent sind so, daß 
0,11 Prozent die Länder außer Wien, 009 Prozent die 
Gemeinde Wien oder das Land Wien und letztendlich 
0,10 Prozent die Gemeinden, das sind wieder insge­
samt, umgerechnet auf 100 Prozent, 21 Prozent und 
etwas, viele Kommas, fällt auf das Land, und ich 
glaube,, 19 und viele Kommas fallen dann auf die 
Gemeinden. Hier wird es sicherlich in der Zukunft 
große Anstrengungen geben müssen - um diese 
Rahmenbedingungen zu erfüllen. Und ich sage das 
auch, das smdja die Eekdaten, wenn ich das so salopp 
formulieren darf. Wir wissen, und das hat Freund 
Christian Brünner vorher gesagt, irri Jahr 2002 will 
man 1,4 Prozent 'haben.- Das-bedeutet für Länder und 
Gemeinden, ein Nullbudget beziehungsweise positiv 
zu büdgetieren, sprich, man wird hier sicherlich auch 
Überschüsse erwirtschaften müssen. 

In dieser Studie ist weiters ein positiver Aspekt 
drinnen, was die Zinsen anbelangt. Die Zinsen-
belästung ist sehr gesunken- Hier gibt es aber drei 
Gründe: Die Neuverschuldung ist geringer gestiegen 
als angenommen. Die Abgänge wurden durch Innere 
'Anleihen gedeckt beziehungsweise bedeckt. Das 
erfolgt zinseiuos, TJas Zinsniveau'- im allgemeinen, 
verehrt© foameir und: Herren, ist aucEgesunfeeit.v: 
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Ich/habe Sie, und das teh t aucli atis dieser Vorlage 
hervor, im Finanz-Ausschuß gefragt, wie Sie sich das 
vorstellen. Wir wissenF wenn ab 2000 die Rücklägen 
aufgelöst, sogar zweckgebundene Rücklagen auf­
gelöst werden, daß diese Rücklagen die Maastricht-
Salden dementsprechend belasten. Sie haben mir dort 
keine Antwort gegeben, oder vielleicht ist sie uriter-
gegqähgen, ich. Säge das bewußt. [Landesrat Ihg. 
Ressel: „ Ich habe Ihnen die Antwort gegeben!") Nein, 
hieht. Ich bitte Sie sehr höflich* daß Sie vielleicht, 
wenn es möglich ist,.heute hier diesbezüglich Stellung 
nehmen können, (Ländesrat Ing,; ResseL >,Herr, Abge­
ordneter, der Fairneß halber, ich habe zu Ihnen gesagt, 
im Rahmen dies Rechnungsabschlusses 1998 werden 
wir dieses Problem darlegen und bereinigen. Es wäre 
fair, wenn Sie. das bestätigen!") Danke! Aber das ist 
mir trotzdem zu wehig, Herr Landesrät, Weil wenn Sie 
sagen, im Zuge des Rechnungsabschlusses werden wir 
dann das Problem darlegen, dann ist es bereits dort ein 
Problem, und ich wollte eigentlich von Ihnen hören, 
daß Wir diesem Problem letztendlich vielleicht doch 
vorher aus dem Weg gehen. Das möchte ich dazu 
sagen. " 

Verehrte Damen und Herren, uns, das heißt meiner 
Fraktion, fehlen bei dieser Vorlage die arbeitsmarkt­
politischen Maßnahmen. Hier wird einfach grob 
drübergeredet und, entschuldige, argumentiert, wir 
brauchen die Drittel für die von mir angeführten vor­
aussichtlichen Maßnähmen. Letztendlich würden wir 
sie aber jetzt brauchen. Wir kennen die Arbeitslosen­
statistik, wir kennen hier die Quoten. Und, fehlt uns 
daher;; daß hier ärbeitsBiärktpölitisGlie Maßnahmen, 
sprich investitionen größeren Ausmaßes, die könnten 
Wir sicherlich brauchen, angeführt sind. (Abg. 
Dr. Flecker: „Was ist denn das iüvestitiöhspro-
graffim?'') " 

Zum Zweiten wissen wir genau, das WjFO hat uns in 
der Vergangenheit folgendes bestätigt: Zwischen 
Budgetkörisölidlerung und Maßnahmen zur Verbesse­
rung der steirischen Wirtschaftsstraktur gibt es immer 
wieder Konflikte. Das. ist auch keine Neuigkeit. Das 
WIFO zeigt uns in dieser Studie, daß eS in der Ver­
gangenheit richtig war, das Investitionsvolumen auf 
Grund der Budgetkönsolidierung nicht einzuengen. 
Darum meine ich, daß mit diesen 1,5 Milliarden Schil-
ling hier auf jeden Fall höhere Investitionen zu tätigen 
wären. •' ' 

.'-, Was mir inIhre* Aufzählung; auch fehlt-Mer kommt 
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Verehrte Damen und Herren, weil hier aus unserer 
Sicht keine konkreten Gespräche zwischen dem 
Finanzreferenten und dem Wirtschaftsreferenten über 
die Budgetvorschau geführt wurden, und das Szenario 
des Finanzressorts, wonach die Hypö-Erlöse auf Grund 
der ungünst igen Einnahmenentwicklung vorläufig auf 
eine Rücklage zu legen seien, auf Grund dieser Infor­
mation nicht haltbar ist, können wir daher dieser Vor­
lage nicht zustimmen. 

Ich erlaube mir hier, e inen Entschließungsäntrag 
einzubringen. 

Entschließungsäntrag gemäß Paragraph 51 der 
Geschäftsordnung des Landtages der Abgeordneten 
Straßberger und Mag. Hochegger, betreffend Ver­
wendung der Erlöse aus dem Verkauf der Aktien de r ' 
Landes-Hypothekenbank, zu Tagesordnungspunkt 13, 
betreffend Regierungsvorlage Einl.-Zahlen 766/2 und 
878/4. 

Der Steiermärkische Landtag hat am 7. Juli 1998 
den Verkauf von 49 Prozent der Aktien der Landes-
Hypothekenbank zum Angebotspreis von 1,666 Mil­
liarden Schilling genehmigt. Die Steiermärkische 
Landesregierung hat am 13. Juli 1998 bereits vorweg 
die Verwendung von 125 Millionen Schilling aus die­
sem Erlös für Landesstraßenbaüprojekte und 25 Millio­
nen Schilling für Beschneiungsanlagen privater Schi­
liftbetreiber beschlossen. 

Entsprechend der Regierungsvorlage, Einl.-Zah1 

len 766/2 und 878/4, über die „modifizierte Budget­
vorschau des Landes Steiermark 1996 bis 2000" haben 
sich die Einnahmen im Vergleich zu den genehmigten 
Landesvoranschlägen 1998 und 1999 besser ent­
wickelt. Obwohl in der Zwischenzeit auch die Progno­
sen des Wirtschaftsforschungsinstitutes zu revidieren 
waren, sind die restlichen Mittel aus der Privatisie­
rung der Landes-Hypothekenbank im Ausmaß von 
1,516 Milliarden Schilling einer eigenen Rücklage 
„Erlöse aus der Privatisierung der Hypo-Bank" zuge­
führt worden. 

Die Aufrechterhaltung der Stabilität des Landes­
haushaltes mag eine Begründung für diese budgetäre 
Maßnahme sein. Um der Steiermark durch diese Priva­
tisierung zusätzliche Wertschöpfung mit zusätzlicher 
Beschäftigungsauswirkung zu verleihen, sollte vor 
allem in j ene Projekte, die keine Folgekosten verur-. 
Sachen, im Rahmen eines einzurichtenden „Zukunfts­
fonds Steiermark" aus diesen Mitteln zweckgebunden 
- möglicherweise auch über Beteiligungen - investiert 
werden. -

Ziel des „Zukunftsfonds Steiermark" soll sein, Pro­
jekte zu finanzieren, die den Standort Steiermark und 
die Lebensqualität in der Steiermark aufwerten sowie 
zusätzliche Arbeitsplätze schaffen werden. 

Aus diesem Programm Sollen vorrangig Projekte 
finanziert werden, die die wirtschaftliche Regionalent­
wicklung beschleunigen. Dabei werden Projekte mit­
hoher regionaler Wertschöpfung, mit einem hohen 
Innovationsgrad, Projekte, die die Exportquote deut­
lich steigern oder deutliche Arbeitsplatzeffekte, insbe­
sondere im Bereich von qualifizierten Stellen oder von 
Arbeitsplätzen für benachteiligte Gruppen zeigen, be­
vorzugt (zum Beispiel Werkstoffkompetenzzentrum 
Leoben, Ventures Capital , Sonderprojekte für Landes­
straßen, Stadthalle Graz, Holding-Tourismusprojekte 

et cetera). Darüber hinaus sollen interdisziplinäre 
Projekte zwischen Wissenschaft, Wirtschaft, Touris­
mus und Kultur sowie Pilotprojeke mit Leitbild­
funktion und überregionaler Ausstrahlung finanziert 
werden. 

Regional gesehen sollen Projekte in der Obersteier­
mark (zum Beispiel Wirtschaftspark Obersteiermark) 
und in der Südostregion (Grenzraum zur EU-Südost­
erweiterung) bevorzugt behandelt werden. 

Bei jedem zur Finanzierung beziehungsweise zur 
Umsetzung eingereichten Projekt ist ein geeignetes 
fachliches Projektmanagement für die Umsetzung des 
Projektes nachzuweisen und ist sicherzustellen, daß 
nach der Entscheidung über die Finanzierung durch 
den „Zukunftsfonds Steiermark" die Ausfinanzierung 
des Projektes gewährleistet ist. Darüber hinaus muß 
der nachfolgende Betrieb ohne den weiteren Einsatz 
von Landesmitteln sichergestellt sein. Der Einsatz der 
zweckgebundenen Fondsmittel soll somit die Start­
möglichkeit für regionalwirtschaftlich bedeutsame 
Projekte sicherstellen. 

Dieser Fonds soll mit dem Verkaufserlös der Hypo­
Bank-Aktien in der Höhe von 1,516 Milliarden Schil­
ling und allfälligen weiteren Privatisierungserlösen, 
die dem Land Steiermark zufließen werden, dotiert 
werden. 

Es wird daher der Antrag gestellt: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Steiermärkische Landesregierung wird aufge­
fordert, erstens den einer e igenen Rücklage zugeführ­
ten Erlös aus dem Verkauf der Aktien.der Landes-
Hypothekenbank in der Höhe von 1,516 Milliarden 
Schilling in Maßnahmen zur Verbesserung des Stand­
ortes Steiermark zu investieren und zweitens dem 
Landtag ein Konzept über einen „Zukunftsfonds 
Steiermark" vorzulegen, in dem jene Projekte Priorität 
haben, die die höchste zusätzliche regionale Wert­
schöpfung, einen zusätzlichen Export- und einen zu­
sätzlichen Arbeitsplatzeffekt erzielen. Die besonderen 
Erfordernisse der Obersteiermark und der Südost­
region (Grenzraum zur EU-Südosterweiterung) sind 
dabei zu berücksichtigen. 

Verehrte Damen und Herren, ich ersuche Sie sehr 
höflich, diesem Entschließungsantrag Ihre Zustim­
mung zu erteilen und bedanke mich für die Aufmerk­
samkeit. (Beifall bei der ÖVP. - 18.20 Uhr.) 

Präsident Dr. Strenitz: Nächste Rednerin ist die Frau 
Abgeordnete Keshmiri. Ich erteile ihr das Wort. . 

Abg. Keshmiri (18.20 Uhr): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! 

Ich möchte zu diesem Tagesordnungspunkt e inen 
Entschließungsantrag einbringen. Und zwar ist das 
Kinderbetreuungs- und das Kinderförderungsgesetz ja 
in aller Munde, offensichtlich wird es auch zu einem 
Wahlkämpfthema werden, das zeichnet sich schön ab. 
Wir sind der Meinung, wenn das Land schon 1,6 Mil­
liarden aus dem Erlös der Hypo lukriert hat, daß es 
sinnvoll wäre, einen Teil davon - und zwar genau 
500 Millionen Schilling - für die Kinderbetreuung zur 
Verfügung zu stellen. Und zwar aus dem einen Grund, 
zumal Landesrät Ressel laut unseren Informationen 
nur bedingt diesem Betreuüngs- und Förderungs-
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gesetz in der Landesregierung zugestimmt hat, und 
zwar mit d em Hinweis darauf, daß er d ie Entwicklung 
des Bundes in bezüg - wenn ich das richtig verstanden 
habe, es war etwas kompliziert, dieses Schreiben - auf 
deri Finanzausgleich nicht absehen kann und daher er 
auch nicht weiß, inwieweit und vor allem auch wie 
schnell dieses Kindefbetreuungslörderühgsgesefz 
umgesetzt werden kann. Deshalb sind wir der Mei­
nung, 500 Millionen Schilling für die Kinderbetreüung 
und das Kmderbetreuungsförderungsgesetz zur Ver­
fügung zu stellen, wäre sinnvoll, zumal die Kinder--
gärten und Horte sofort umgesetzt werden könnten, 
und zwar n icht erst im Jähre 2001 beziehungsweise im 
Jahre 2003; •'••'• •:. 

Ich möchte daher den Antrag stellen-, die Landes­
regierung wird aufgefordert, zusätzliche 500 Millionen 
Schilling vom Verkauf der Hypö-Bank zweckgebun­
den für jene Mehrkosten vorzusehen, die entstehen, 
wenn das geplante Kinderbetreuungsförderungsge- -
setz auch für Kindergärten und Horte sofort eingeführt 
wird. Dies würde bedeuten, daß die Dauer für eine 
volle Umsetzung des Gesetzes von zehn Jahren um 
mindestens dreirauf sieben Jahre reduziert wird. Ich 
ersuche um Annahme. Danke! (18.22 Uhr.) 

Präsident Dr. Strenitz: Nächster Redher ist der Herr 
Abgeordnete Gennaro.'Er hat das Wort. 

Abg. Gennaro (18.22 Uhr): Herr Präsident, meine 
DamenundHe r r en ! .' • " 

Lieber Freund Straßbergeri nach deiner Wort­
meldung h ab e ich, deri Eindruck gehabt, in der Sache 
selbst hast du;eigentlich nicht viel; kritisieren können, 
weil ja die Fakten klar am Tisch liegen. Ich habe viel­
mehr den Eindruck gehabt, erstens einmal, daß ihr 
eure mitgetragenen Landtägsbeschlüsse über das 
Budget nicht wahrhaben wollt, und zweitens habe ich 
herausgehört, daß das fast nur so quasi eine gekränkte 
Eitelkeit ist, weil der zuständige Ländesrat mit dem 
nichtzustähdigen Ländesrat. vorher angeblich nicht 

" gesprochen und diskutiert hat. Ich darf euch nur noch 
'e inmal daran erinnern, daß wir bei dem Budget im 
Punkt 11 gemeinsam- beschlossen ;haben, außer die 
Freiheitlichen, die haben das Budget nicht: mitgetra­
gen, daß zur.Finanzierung - (Abg. Dr. Rrühner: „Wir 
auch nicht!") Ja, Sie auch nicht. Sie sind.so klein, ich \ 
h abe vergessen, Entschuldigung, nur die zwei großen 
Regierungsverantwortlichen haben das beschlossen, 
daß zur Finanzierung des Sbnderinvesütionsprogram-
mes 'und so weiter von rund 3,87 Milliarden Schilling 
vorrangig allfällige Erlöse aus Teilprivatisierungen 
heranzuziehen sind. Was die Situation betrifft, Pro­
gnose über das Jahr 2000 hinaus, g laube ich, wenn 
man das ein bißchen realistisch sieht:-„wir werden ja, 
auch hoch Gelegenheit haben,, das Budget 20Ö0 zu 
diskutieren, aber alles, was darüber hinausgeht, ist zur 
Ze i t /meinerMeihungnach eine KaffeeSudleserei, weil 
n iemand zur Zeit abschätzen kann; wie sich die) Ver­
handlungen in der Frage Steuerreform auswirken wer­
den, in welcher Form der Fihanzausgleieh nach dem 
Jahre 2000 sich abspielen wird, wie die "neuen 
lüänkenairistaltenfinanzierungen sind, wie- sich" die 
Volkszählung auswirken witd und eben' die künftige 
EÜrEinanzieruM. ^yh; h ^ ; 
diese 1,6 Mnhärdeh Ŝ 

lassen, bis - und das steht auch deutlich drinnen -
diese. Situationen, die i ch jetzt genannt habe, aufge­
klärt werden können.; Im cfroßeri u n d ganzen muß ich 
sägen, -freue ich mich auch persönlich, daß wir sicher 
ke iheJübels t immung haben, man muß aber auch die 
Kirche i m Dorf lasseh, und das gleiche, was für die ' 
ÖVP be ide r Wirtschaft immer gilt, daß eh alles in Ord­
nung ist, das nehme ich jetzt für mich-in Anspruch und . 
sage, wir können und müßten eigentlich stolz sein, daß 
wir von der Ausgängssituation 1995 im Budget eigent­
lich - und das bestätigt der Wirtschäftsf örderungs-
bericht von Dr. Lehrier — relativ gut ,hegen. Ich will 
nicht sagen super r aber gut liegen, indem wir unsere 
Hausaufgaben erfüllt haben, daß wir die Einsparungs­
vorgaben, wenn ich auf das Jahr 1996 zurückgehe, wo 
wir'ö, 7 Prozent gehabt haben, 1997 10 Prozent* WO w i r 

in den Dpppelbudgets 98/99 eben auch durch die Ziel­
vorgaben, die die Lahdesregierungsmitglieder dann 
einzuhalten gehabt haben, relativ gut liegen. Was die 
Einnahmensituation betrifft, hat der Herj Landesrat im 
letzten Finanz-Ausschuß - wo ich leider nicht dabei 
sein konnte, ich habe es mir .berichten lassen - bereits 
erklärt, daß wir fast punktgenäu mit den Prognosen 
sind. Und wenn man sägt, ob es sinnvoll ist, e inen Be­
richt zu diskutieren, der im März in Auftrag-gegeben 
wird und praktisch ein Jahr zurückliegt, dann darf ich 
nur eines vermerken, für mich ist es schon sinnvoll, in-
soferne weil m a n erkennen kann -, und Prognosen 
schwanken immer, auch im Wirtschaftswachstum. 
(Abg. Straßbefger: „Kollege!") 

Das weißt du, d u bist ein Finanzexperte, der b in ich 
nicht. Ich bin nicht so e in Insider w ie du, aber ich be ­
schäftige mich halt auch damit und hoffe, das zu ver­
stehen, , daß bitte Prognosen"— (Abg. Mag. Hartinger: 
„Er ist ein Experte!") Ja, aber er ist e i n Überexperte, 
das bin ich nicht, e r ist ja im Finanzbereich beschäftigt 
und hat daher mehr Zugang, liebe Beate. Man muß 
das auch zügeben, man mußs auch e rkennen; wo sein, 
Horizont ist oder, sein Plafond ist. Das ist bei" dir, 
schwer, weil du weißt alles, aber ich weiß, wo meine 
Grenzen sind, nur nebenbei gesagt. (Beifäll bei der 
SPÖ. 

Daß diese Entwicklung der Prognosen sicherlich 
auch immer schwankt, was das Wirtschaftswachstum 
ist, aber es sind kleinere Nuancen. Im Grundsatz'hach-
liegen-wir, bestätigt bitte, mit unserer Vorgangsweise 
relativ gut. Und wenn man sagt, bei 13 Milliarden 
Ertragseinnahmen, daß wir plus/minus 100 Millionen 

, in der Prognose liegen,, glaube ich, ist das ein hervor­
ragendes Ergebnis. Daher glaube ich sehr wohl, und . 
auch bestätigt von der Klubobfraü Mag, Bleckmann -
da habe ich nur gleich die Öhren angelegt, wie sie ge ­
sagt i iat, nach dem Bericht, es i s t eh alles in Ordnung, 
alles super,- alles paletti. "(Abg. Mag. Bleckmann. „Das 
Steht in dem Bericht!") Das steht i n d e m Bericht, der.ist 
ja bitte auch bestätigt vom Wirtschaftsfjärschungs-
institut Also ist e r nicht vom Landesrat Ressel ^ge­
macht, sondern wir haben da ein 'Dökunient, wo wir 
sagen können, das waren-andere, weil sonst hät ten wir 
gleich wieder'politische Emfärbung dokumentiert. Das 
i s tmcht der Fall. Ich freue mich.r 

Auch die Zmsenentwicklühg'ist dahingehend auf-
"gezeigt, daß wir relativ auf deni richtigen Weg sind. 
i^ jüTt t ian^äi is /g^^ noch echte Eremd-
inittel von 1% Mihia^ jetzt er-* 
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kennen können,, daß wir rund 12 Milliarden Jb.ab.en, ist 
auch diese Entwicklung, meiner Meinung nach, sehr 
positiv. . , 

Daher können und werden wir den Entschließungs­
antrag der ÖVP nicht unterstützen. Ich weiß, im 
Prinzip ist es so, da spielt eigentlich schon am Beginn 
die gekränkte Eitelkeit mit und die Überlegung, das 
kannst herauslesen dabei, der Paierl will sich das 
ganze Geld unter den Nagel reißen, wobei wir 
dementsprechend jetzt aufgezeigt haben, welche Ent­
wicklung sich darstellen kann. Es ist immer besser, 
man hat noch etwas in der Kasse, als wenn.man blank 
ist. Nach den Überlegungen und nach den Forderun­
gen wäre das Geld nicht erst einmal, sondern schon 
dreimal weg, Herr Landesrat, glaube ich, weil die 
Begehrlichkeit sehr groß ist. 

Daher bringen wir einen Entschließungseintrag ein 
der Abgeordneten Gennaro und Dr. Flecker. 

Der Steiermärkische Landtag hat bei der Be­
schlußfassung des Landesvoranschlages 1999 unter 
Punkt elf folgendes beschlossen: 

„Elftens: Zur Finanzierung des Sonderinvestitions-
progfammes von rund 3,87 Milliarden Schilling sind 
vorrangig allfällige Erlöse aus (Teil)Privatisierungen 
heranzuziehen." 

Das Sonderinvestitionsprogramm für diese Legisla­
turperiode enthält wichtige Leitprojekte, die für die 
Regionalentwicklung in sämtlichen Regionen von 
großer Bedeutung sind, die mit erheblichen Arbeits­
platzeffekten verbunden sind' und eine hohe Wert­
schöpfung für die Region bedeuten. 

Beispielsweise handelt es sich bei diesen Projekten 
um große Investitionen auf den Schibergen der Dach-
stein-Tauern-Region und im Murtal, um Investitionen 
in der Thermenregion, um den Neubau der Kranken­
häuser Hartberg und Weiz, um wichtige Straßenbau­
vorhaben in der gesamten Steiermark, um Investitio­
nen im Bereich der Berufsschulen und kultureller Ein­
richtungen (Lahdesarchiv, Joanneum) sowie die inter­
nationale Gartenschau im. Jahr 2000 und vieles mehr. 

Es wird daher~der Antrag gestellt, der Landtag wolle 
beschließen: 

Die Steiermärkische Landesregierung wird aufge­
fordert, die Projekte des Sonderinvestitionsprogram-
mes weiterhin zügig umzusetzen und dabei darauf zu 
achten, daß eine möglichst h o h e , regionale Wert-
schöpfung erzielbar ist, um damit eine möglichst große 
Anzahl heimischer Arbeitsplätze zu sichern. Ich 
ersuche um Unterstützung. Beifall bei der SPÖ. -
18.30Uhr.) 

Präsident Dr. Strehitz: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Brühner.. Ich-erteile ihm das Wort! 

Abg. Dr. Brünner (18.30 Uhr): Herr Präsident,meine 
Damen und Herren! 

Ich lausche mit e inem gewissen Amüsement dem 
Schlagabtausch zwischen ÖVP und SPÖ, die 'beide in 
der Landesregierung sitzen. Dieser Schlagabtausch ist 
für mich ein weiteres Beispiel in einer langen Kette 
von Beispielen dafür, daß diese Proporzregierung 
abgeschafft: gehört, daß diese Proporzregierung nicht 
bereit u nd fähig ist, von ihrer Konstruktion her, ein 
schlüssiges Regierungsprogramm für eine Regierungs­

periode zu erstellen, und dieses Regieningsprograrnm-
dann auch umzusetzen. Meine Damen und Herren, die 
Frage, wie 1,6 Milliarden Schilling Privatisierungs-
erlös verwendet werden sollen, ist ja nicht eine Lap­
palie des Streites, sondern da zeigt sich eine ganz 
grundsätzliche, unterschiedliche Auffassung im Hin­
blick auf Regierungstätigkei't zwischen ÖVP und SPÖ 
in diesem Land. In einer Mehrheitsregierung wäre das 
schlicht und einfach nicht möglich. Auch- dort wird 
gestritten, aber wenn man sich dort über eine substan­
tielle Frage nicht einigen kann, dann wird der ent­
sprechende Vertretungskörper aufgelöst und es wird 
so quasi das Volk gefragt, diesen Streit in der Form von 
Wahlen zu schlichten. Einmal "mehr ein ganz gravie­
rendes Beispiel dafür, daß diese Proporzregierung 
nicht mehr d ie .Probleme dieses Landes tatsächlich 
lösen kann. : . •.. • , 

Die Einlagezahlen, die hier zu debattieren sind, sind 
zwei. Es geht um eine modifizierte Budgetvorschau bis 
zum Jahr 2000 und um eine Vorschau über das Jahr 
2000 hinaus, ein Beschluß des Landtages unter Feder­
führung von Frau Mag. Bleckmann. Und das zweite, 
ein Beschluß des Landtages, daß ein Konzept, betref­
fend die Verwendung des Privatisiefungserlöses 
Hypo-Verkauf, vorgelegt wird, unter meiner Feder­
führung. ' • - • . • 

Beiden Anträgen, meine Damen und Herren, und 
beiden Beschlüssen des Landtages wird durch die bei­
den Regierungsvorlagen nicht Rechnung getragen, 
weder durch die Regierungsvorlage Budgetvorschau, 
noch die Regierungsvorlage Hypo-Bank-Erlöskonzept, 
u n d das Liberale Forum wird daher gegen beide An­
träge stimmen. , 

Zum Ersten: Budgetprognose. Ich habe überhaupt 
kein Verständnis dafür, wenn man sagt, daß eine 
Budgetvorschau über das Jahr 2000 hinaus nicht mög­
lich ist. Selbstverständlich, meine Damen und JHerren, 
ist eine solche Budgetvor.schau über das Jahr 2000 hin­
aus mit vielen Unwegbarkeiten behaftet. (Abg. Straß-
berger: „Auch nicht zielführend!") Ich verneine auch, 
daß es nicht zielführend sei. Selbstverständlich gibt es 
viele Unwegbarkeiten, du hast auch einige genannt, 
wie beispielsweise die Steuerreform, aber meine 
Damen und Herren, wichtige Untergliederungen 
dieses Landes, wie die KAGES, müssen über das Jahr 
2000 hinaus ihre mittelfristige Budgetvorschau 
machen, und sie machen es auch; obwohl sie von 
diesen Rahmenbedingungen abhängig sind. " 

Meine Damen und Herren, alle Unternehmungen in 
diesem. Land müssen ; ihre Konzepte, ihre Vorschau 
und ihre Planungen über das Jahr 2000' hinaus 
machen, obwohl sie zum Beispiel dabei und damit von 
der Steuerreform abhängig sind. : 

Ich habe überhaupt kein Verstäridnis, wenn das 
Land als :öffentlicher Haushalt sägt, aber bitte, wir 
können unsere Vorstellungen nur bis zürn Jahr 2000 
entwickeln, was dann passiert, ab dem Jahr 2000, das 
wissen wir n icht weil es mit Unwegbarkeitenbehaftet 
ist. 

Erstens einmal gibt es die Möglichkeit, durch zwei, 
drei, vier Szenarien, einige mögliche Variable einzu-
fangen, und solche sind nicht drinnen, Herr-Kollege 
Straßberger, deswegen stimmen wir auch nicht zu: 
Durch einige Szenarien irgendwelche Trends und 
Linien, betreffend eine Budgetsituätion über das Jähr 
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